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Beginn: 10:07 Uhr

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Ich begrüße Sie alle recht herzlich und
wünsche Ihnen einen schönen Morgen. Wir möch-
ten mit der letzten Sitzung vor Weihnachten begin-
nen. Zunächst melde ich weiterhin Frau Abgeord-
nete Ellen Streitbörger von der Fraktion DIE LIN-
KE als erkrankt. Auf der Tribüne lassen Sie uns ge-
meinsam den Förderverein Fußball, Tellingstedt,
begrüßen. - Herzlich willkommen im Landeshaus in
Kiel!

(Beifall)

Meine Damen und Herren, zum Ablauf der heuti-
gen Sitzung gebe ich Ihnen nach Abstimmung mit
den Fraktionen folgende Hinweise: Die Tagesord-
nungspunkte werden heute in folgender Reihenfol-
ge aufgerufen: 38, 36, 38 a, 6 und 28, 15, 8, 19 so-
wie 22. Ich weise ausdrücklich darauf hin, dass sich
die Fraktionen für die verbundene Debatte der Ta-
gesordnungspunkte 6 und 28 darauf geeinigt haben,
die Redezeiten jeweils um fünf Minuten zu kürzen.
Das heißt, die Debatte wird nur halb so lang wie ur-
sprünglich angesetzt sein. Die Tagesordnungspunk-
te 20 und 31 werden ohne Aussprache behandelt.
Die zweite Lesung des Gesetzentwurfs der Fraktio-
nen von CDU und FDP zur Änderung des Denk-
malschutzgesetzes, Drucksache 17/106, Tagesord-
nungspunkt 5, soll noch in dieser Tagung durchge-
führt werden. Die Beschlussempfehlung des Bil-
dungsausschusses liegt Ihnen mit der Drucksache
17/148 vor. Ich schlage vor, die zweite Lesung oh-
ne Aussprache in die Tagesordnung aufzunehmen.
Darüber hinaus teile ich Ihnen mit, dass keine Mit-
tagspause vorgesehen ist.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 38 auf:

Bildung einer grenzüberschreitenden Kommissi-
on zum Ausbau der Infrastruktur im deutsch-
dänischen Grenzland

Antrag der Fraktion des SSW
Drucksache 17/119 (neu)

Antrag der Fraktionen von CDU und FDP
Drucksache 17/151

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall. Ich eröffne die Aussprache. Das
Wort hat Herr Abgeordneter Lars Harms vom
SSW.

Lars Harms [SSW]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen
und Herren! Bereits vor einem Jahr verständigten
sich Vertreter der Wirtschaft, der Politik und von
Verbänden aus der deutsch-dänischen Grenzregion
auf einer gemeinsamen Wirtschaftskonferenz dar-
auf, eine Infrastrukturkommission für die grenz-
überschreitenden Verkehrsprojekte an der deutsch-
dänischen Grenze zu bilden. Diese Forderung hat
der SSW seinerzeit aufgegriffen und in den Landtag
eingebracht. Leider fand unsere Initiative hier im
Landtag damals keine Mehrheit.

Nun haben der Udviklingsråd Sønderjylland und
die IHK zu Flensburg erneut die Dringlichkeit fest-
gestellt, den Ausbau der Infrastruktur in der Re-
gion zu koordinieren, um dem steigenden grenz-
überschreitenden Güter- und Personenverkehr
gerecht zu werden. Die politischen Signale für eine
solche Infrastrukturkommission sind durchaus posi-
tiv. Der Vorsitzende des Verkehrsausschusses im
Dänischen Folketing, Flemming Damgaard Larsen,
hat sich zum Beispiel für die Bildung einer deutsch-
dänischen Infrastrukturkommission ausgespro-
chen. Damit sind die politischen Signale aus Däne-
mark an die Region deutlich positiver als noch vor
einem Jahr. Diese Chance müssen wir nun ergrei-
fen.

Immer wieder wird darauf hingewiesen, dass in der
Region in Bezug auf den Ausbau der grenzüber-
schreitenden Verkehrsverbindungen noch zu wenig
passiert. Bereits heute verzeichnet die Jütland-
Route ein starkes Verkehrsaufkommen. Rund
6.000 Lkws und 12.000 Pkws kreuzen täglich die
Grenze bei Flensburg. Die Prognosen des Verkehrs-
instituts der Technischen Universität Dänemark sa-
gen vorher, dass sich das Güterverkehrsaufkommen
in den kommenden 20 Jahren auf 12.000 Lkws ver-
doppelt. Nur zum Vergleich: Beim TEN-Projekt
Fehmarnbelt-Querung sind es nach den maximal-
sten Schätzungen höchstens 1.300 Lkws, wenn
überhaupt.

Wir haben also auf unserer A 7 im Norden schon
jetzt ein fast fünfmal so hohes Verkehrsaufkommen
als vielleicht in einigen Jahren beim Prestigeprojekt
der Landesregierung, allerdings ohne dass die A 7
dort bedarfsgerecht ausgebaut wäre. An Bedeutung
für den grenzüberschreitenden Verkehr gewinnt
auch die B 5 an der Westküste. Das soll heißen:
Auch hier muss etwas geschehen.

Wir wissen, wo der Schuh drückt, und wir wissen,
wo die Defizite sind. Aber wir wissen auch, dass
die Region stärker in den politischen Fokus gerückt
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werden muss. Nur so können die Defizite behoben
werden. Daher sind die Forderungen aus der Regi-
on, eine deutsch-dänische Kommission zu bilden,
um die Infrastrukturdefizite zu beheben, zu Recht
gestellt. Vor dem Hintergrund, dass der Bundes-
verkehrswegeplan bis 2015 festgelegt ist, gilt es
jetzt, an den Stellschrauben zu drehen, wenn wir
mit unseren Forderungen auf Bundesebene durch-
dringen wollen. Daher wäre es durchaus ange-
bracht, gemeinsam mit der dänischen Seite Ausbau-
projekte zu planen und zu beantragen. Das würde
die Wahrscheinlichkeit für ein erfolgreiches Durch-
setzen der so wichtigen Projekte um ein Vielfaches
erhöhen, zumal wir uns, wenn es um Fördermittel
geht, auf europäischer Ebene bewegen. Deshalb be-
nötigen wir eine stärkere institutionelle Zusammen-
arbeit über die Grenze hinweg unter Einbeziehung
aller Teilnehmer. Eine Infrastrukturkommission
brauchte sich darüber hinaus nicht ausschließlich
nur um Straßenprojekte kümmern, sondern könnte
sich natürlich auch dem grenzüberschreitenden
Bahnverkehr widmen.

Es geht also nicht nur um die Bildung einer intermi-
nisteriellen Arbeitsgruppe oder Ähnlichem; es geht
um die konkrete Umsetzung durch eine eigenstän-
dig zuständige grenzüberschreitende Kommission,
in der auch Wirtschaft, Gewerkschaften und andere
mitreden können. Der Vorschlag der IHK zu Flens-
burg und des Udviklingsråd Sønderjylland, eine In-
frastrukturkommission einzurichten, ist richtig.
Nach unserer Auffassung müssen auf deutscher
Seite politische Vertreter und Fachleute von Bund,
Land und den betroffenen Kreisen beziehungsweise
aus Flensburg dabei sein. Des Weiteren muss auch
die Wirtschaft entsprechend vertreten sein, das pro-
duzierende Gewerbe genauso wie zum Beispiel der
Tourismus, und was die Bahnverbindung angeht,
hat sich PRO BAHN als kompetenter Partner eta-
bliert.

Daher fordern wir die Landesregierung auf: Greifen
Sie die Initiative zur Bildung einer solchen Kom-
mission auf, und gehen Sie auf den Bundesver-
kehrsminister zu! Wenn Sie das nicht tun, werden
sich Dänemark und Berlin unterhalten; dann sind
wir außen vor. Das wäre auch ein Signal an den dä-
nischen Verkehrsminister, dass auf deutscher Seite
der Wille vorhanden ist, etwas für die Grenzregion
zu tun. Nur so können schnell gemeinsame Arbeits-
ergebnisse und Planungen vorgelegt werden, die
dann auf nationaler Ebene auf beiden Seiten die Ba-
sis für eine konkrete Umsetzung der Projekte bilden
könnten.

Meine Damen und Herren, geschnackt wurde ge-
nug. Jetzt ist es wirklich an der Zeit zu handeln.

(Beifall bei SSW, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der LINKEN)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Für die CDU-Fraktion hat Herr Abgeordneter Call-
sen das Wort.

Johannes Callsen [CDU]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Es
gibt eine wunderbare Komödie aus dem Jahr 1993
mit dem ebenso wunderbaren Bill Murray in der
Hauptrolle. In dem Film - der eine oder andere
kennt ihn - erlebt der TV-Wettermann Phil Connors
immer wieder den gleichen Tag und droht fast, dar-
an zu verzweifeln. Er besinnt sich darauf, seine täg-
lich gesammelten Erfahrungen zu nutzen, um den
Menschen zu helfen, was ihm allerdings nicht im-
mer gelingt. Vielfach sind alle Mühen erfolglos.

Der Titel dieses Films lautet: „Und täglich grüßt
das Murmeltier“. So, lieber Lars Harms, geht es mir
mit Ihrem Antrag, über den wir ja erst Anfang die-
ses Jahres im Plenum und im Ausschuss ausführlich
diskutiert haben und der sich offenbar regelmäßig
wiederholt.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der Verkehrsaus-
bau in der grenznahen Region ist und bleibt ein
wichtiges Anliegen einer jeden CDU-geführten
Landesregierung. Ich habe schon bei der letzten
Debatte darauf hingewiesen, dass das gemeinsame
Papier zum grenzüberschreitenden Verkehr und
zur Mobilität in Schleswig-Holstein und in der Re-
gion Syddanmark vom Mai 2008 in jeder Hinsicht
eine wichtige Weichenstellung war, die von Minis-
terpräsident Carstensen und dem Regionsratsvorsit-
zenden von Syddanmark, Carl Holst, vollzogen
wurde. In dem Papier wird genau festgehalten, wel-
che Infrastrukturprojekte im Jütlandkorridor er-
forderlich sind: von der A 20 mit der festen Elbque-
rung über den sechsspurigen Ausbau der A 7 zwi-
schen Hamburg und Bordesholm, den Ausbau der
A 23 und der B 5 und den Ausbau der B 199 bis hin
zu den wichtigen Schieneninfrastrukturprojekten.
Ich brauche jetzt nicht alle aufzuzählen; Sie kennen
sie alle.

Für uns, für die CDU-Fraktion, ist es wichtig, dass
die Grenzregion und ihre Interessen in die Ver-
kehrsplanung einbezogen werden. Das gilt für die
Kreise im Norden ebenso wie für die Region
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Schleswig-Sønderjylland und die Wirtschaftsver-
bände in Schleswig-Holstein und in Dänemark.

(Beifall der Abg. Susanne Herold [CDU])

Deshalb freut es mich, dass alle wesentlichen Ver-
kehrsprojekte, die von der Region und von den dor-
tigen Kreistagen gefordert wurden, bereits von der
Landesregierung in Angriff genommen worden
sind.

(Beifall bei CDU und FDP - Zuruf des Abge-
ordneten Lars Harms [SSW])

- Ja, alles läuft. - Ich möchte daher allen Akteuren
in der Region - von der Region Schleswig-
Sønderjylland über die Kammern bis hin zu dem im
Sommer dieses Jahres neu gebildeten deutsch-dä-
nischen Verein „Infrastruktur Westküste“ -
herzlich für ihre Anregungen danken. Für die Ak-
teure ist es sicherlich ein wichtiges Signal, dass die
herausragenden deutsch-dänischen Verkehrsprojek-
te jetzt auch im Koalitionsvertrag von CDU und
FDP festgehalten worden sind.

Auch begrüße ich es, dass von der Flensburger
IHK-Konferenz zur Infrastruktur in der Grenzregi-
on die Anregung ausging, die deutsch-dänische In-
frastrukturplanung mithilfe einer Arbeitsgruppe
noch besser aufeinander abzustimmen. Es ist kein
Geheimnis, dass der damalige Chef der Staatskanz-
lei diese Anregung aus der Wirtschaft positiv auf-
gegriffen hat. Insofern, lieber Kollege Lars Harms,
war es kein Vorschlag des SSW, wie es fälschli-
cherweise in Ihrer Antragsbegründung heißt.

(Zuruf des Abgeordneten Lars Harms
[SSW])

- Nein, die Antragsbegründung lautet anders. - Nur
weil der SSW damals auf einen Zug mit aufge-
sprungen ist, macht ihn das nicht zum Urheber die-
ser Initiative. Der Antrag läuft den Ereignissen viel-
mehr schlicht und ergreifend hinterher. Denn die
Bildung einer deutsch-dänischen Arbeitsgruppe
auf der Ebene der Ministerien wurde im März beim
Kopenhagen-Besuch des Ministerpräsidenten auf
höchster Ebene vereinbart, und am 21. Oktober die-
ses Jahres - das scheint Ihnen entgangen zu sein -
trat in Kiel erstmals die Arbeitsgruppe der deut-
schen und dänischen Verkehrsstaatssekretäre zu-
sammen, um Infrastrukturmaßnahmen, die die Jüt-
land- und die Vogelfluglinie betreffen, zu erörtern
und gemeinsam zu koordinieren. Dazu gehört mit
Blick auf die Zukunft natürlich auch die Vorberei-
tung des Bundesverkehrswegeplans.

Die Landesregierung handelt also bereits und be-
fasst sich natürlich auch ausführlich mit den be-

rechtigten Anregungen aus der Grenzregion. Dies
begrüßen wir, und das sollte der Landtag heute in
seiner Beschlussfassung auch deutlich machen.
Noch wichtiger als die Besetzung von Gremien -
die, lieber Kollege Lars Harms, wenn Sie nach Ih-
ren Vorstellungen eingerichtet würden, natürlich
auch mit einem Budget ausgestattet sein müssten,
um Wirkung zu entfalten - ist doch, dass tatsächlich
gehandelt wird. Genau das können Sie in Schles-
wig-Holstein sehen. Ob es die B 5, die A 7 oder die
A 20 ist - entweder die Bagger rollen bereits, oder
es ist fest vereinbart, dass sie kommen.

Die deutsch-dänische Grenzregion kann daher si-
cher sein, dass die wichtigen grenzüberschreitenden
Verkehrsprojekte von dieser Regierungskoalition
aus CDU und FDP behandelt und weiter vorange-
bracht werden.

Ich bitte um Zustimmung zu unserem gemeinsamen
Antrag.

(Beifall bei CDU und FDP)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Für die Fraktion der SPD erteile ich der Frau Abge-
ordneten Marion Sellier das Wort.

Marion Sellier [SPD]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ver-
ehrte Gäste!

(Zuruf: Wie bitte?)

- Gäste. - Als verkehrspolitische Sprecherin der
SPD-Landtagsfraktion habe ich an der letzten Wirt-
schaftkonferenz am 3. November in Padborg teilge-
nommen. Bei dieser Veranstaltung treffen sich in
regelmäßigen Abständen Vertreter aus Wirtschaft,
Politik, Verwaltung und von Verbänden, um ein ge-
meinsames grenzübergreifendes Konzept für eine
nachhaltige Verkehrs- und Infrastrukturplanung zu
erarbeiten. Meinem Eindruck nach gelingt es den
Beteiligten nicht, über den Austausch hinaus auf ei-
ne Handlungsebene zu kommen.

Die ersten Zusammenkünfte fanden 1996 statt. Mit
viel persönlichem Einsatz wurden Kontakte auf bei-
den Seiten der Grenze geknüpft und ausgebaut.
Konzepte wurden entwickelt, gemeinsame Erklä-
rungen abgegeben. Zuletzt wurde das gemeinsame
Papier zum grenzüberschreitenden Verkehr und zur
Mobilität in Schleswig und der Region Syddanmark
unterschrieben.

Die Kleine Anfrage bezüglich der hierzu bestehen-
den Aktivitäten von Rolf Fischer und Bernd Schrö-
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der vom 24. April 2008 wurde vom Ministerium
ausführlich beantwortet. Bernd Schröder hat sich in
seiner Rede im Landtag vom Januar 2009 gegen die
Bildung einer nun wiederum zur Debatte stehenden
Kommission ausgesprochen, mit genau dem Hin-
weis, dass bereits von vielen Seiten an diesem The-
ma gearbeitet werde.

Bei mir ist der Eindruck entstanden, dass seit Jah-
ren zu wenig für die Anbindung an die Jütland-
route auf schleswig-holsteinischer Seite getan wird
- in der Bundes- ebenso wie in der Landesplanung.
Der Norden Schleswig-Holsteins wird so zur
Sackgasse. Dabei ist die Jütlandroute für uns die
Pforte nach Skandinavien, und umgekehrt ist sie für
Dänemark die Pforte nach Europa. Zum Verkehrs-
aufkommen hat Lars Harms gerade schon die Zah-
len genannt. Hinzu kommt aber auch, dass Däne-
mark als Tourismusland 22 Millionen ausländische
Übernachtungen pro Jahr zählt.

Das Pendleraufkommen, bedingt durch Arbeit,
Schule, Studium und medizinische Behandlung in
der Grenzregion, bedeutet Arbeitsplätze und Kauf-
kraft. Die steigende Konkurrenz einer globalen
Wirtschaft, in der Güter rechtzeitig ankommen
müssen, erfordert räumliche Flexibilität und muss
sich auf wachsende, internationale Unternehmens-
netzwerke einstellen und ausrichten. Wettbewerb
braucht Verkehrsanbindungen.

Der Schienenweg muss für alle zugänglich sein,
Güterterminals müssen eingerichtet werden - mit
Anbindung ans Hinterland. Personenverkehr darf
nicht in Bummelzügen enden. Das Gleiche gilt für
die Häfen sowie für den Flug- und Luftverkehr.
Zur Verbindung der grenzüberschreitenden Metro-
polen Hamburg und Kopenhagen ist die Nord-Süd-
Route nicht als Konkurrenz anzusehen, im Gegen-
teil: Südjütland und Schleswig bilden eine wichtige
eigenständige Route.

Die aktuelle Bedarfsplanung für Bundesstraßen
ist bis 2015 festgelegt. Dänemark plant bereits bis
2020. Nordfriesland mit 7.521.003 Übernachtun-
gen im Jahr 2008 - einer der bedeutendsten Touris-
musstandorte in Schleswig-Holstein - ist nicht ans
Bundesautobahnnetz angeschlossen.

Fatal, nicht nur für die weiße Industrie. Da Infra-
strukturentscheidungen von nationalen Regierungen
getroffen werden, muss ein deutsch-dänisches Rah-
menabkommen zur Verkehrspolitik umgehend zu-
stande kommen. Wir müssen endlich aus der Pla-
nungsebene raus und handeln.

Der europäische Zukunftsgedanke in der Europa-
2020-Strategie: „Europäisch denken, regional han-

deln“, ist bei vielen noch nicht angekommen. Der
Nachholbedarf bei der grenzüberschreitenden Zu-
sammenarbeit liegt eindeutig auf der schleswig-hol-
steinischen Seite.

Es gilt, die zentralen Herausforderungen zusam-
menzufassen und Planungsdaten, mit denen die
Westküste gesondert betrachtet werden muss, mit
einer verbindlichen Zeitschiene zu versehen. Das
dringende Anliegen im SSW-Antrag, mithilfe einer
Kommission die Planung der grenzübergreifenden
Infrastruktur schnell voranzubringen, ist zu unter-
stützen.

(Beifall beim SSW und des Abgeordneten
Dr. Ralf Stegner [SPD])

Im nächsten Schritt sollten wir zügig von der Pla-
nung in konkretes Handeln übergehen.

Was ich in Ihrem Änderungsantrag vermisse, Herr
Callsen, ist ganz einfach Folgendes: Es kommt mir
einfach zu wenig raus, dass endlich gehandelt wer-
den muss. Es ist ganz nett geschrieben. Ich habe
den Eindruck, dass da wieder viel Papier zusam-
menkommt und viel geredet, aber nichts getan wird.

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Für die FDP-Fraktion erteile ich Herrn Abgeordne-
ten Carsten-Peter Brodersen das Wort.

(Beifall)

Carsten-Peter Brodersen [FDP]:

Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Nachdem der Landtag Anfang 2009 auf An-
trag des SSW über die Bildung einer grenzübergrei-
fenden Kommission zur Infrastrukturverbesserung
im deutsch-dänischen Grenzland ausgiebig disku-
tiert hat, nachdem es eine Anhörung im Wirt-
schaftsausschuss zu diesem Thema gegeben hat und
nachdem SPD, CDU und FDP dieses Ansinnen
nach der Anhörung abgelehnt haben, beraten wir
heute über exakt diesen Antrag des SSW erneut -
frei nach dem Motto: „Wenn du nicht mehr weiter
weißt, gründe einen Arbeitskreis!“ -, und das alle
Jahre wieder.

(Heinz-Werner Jezewski [DIE LINKE]:
Wirtschaft interessiert die nicht!)

Grundsätzlich unterstützt die FDP-Fraktion die
Verbesserung der Verkehrs-, aber auch der Wirt-
schaftsinfrastruktur im Grenzbereich. Das fängt
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bei der Sanierung der Rendsburger Hochbrücke an,
geht weiter mit dem Ausbau der B 5 und der A 7
und mündet in einer abgestimmten Gewerbeansied-
lungs- und Arbeitsmarktpolitik. Alle erforderlichen
Maßnahmen sind hinlänglich beiderseits der Gren-
ze bekannt und sehr wichtig für Deutschland, aber
auch für Dänemark.

Da ich persönlich im grenznahen Bereich beheima-
tet und dort auch aktiv in der Kommunalpolitik tä-
tig bin, kann ich Ihnen sagen, dass es grenzüber-
greifende Arbeitskreise auf allen erdenklichen
Ebenen ausreichend gibt. Diese Arbeitskreise arbei-
ten vorbildlich. Allesamt haben mehrfach auf die
Notwendigkeit der bekannten Maßnahmen zur Ver-
besserung der Infrastruktur hingewiesen. Nur -
und da gebe ich dem SSW ausdrücklich recht - ar-
beiteten diese bis vor Kurzem aneinander vorbei,
ohne die einzelnen Ergebnisse zusammenführen.
Genau aus diesem Grund begrüßt die FDP-Frakti-
on, dass im Oktober 2009 eine deutsch-dänische
Staatssekretärsrunde zur engeren Zusammenar-
beit bei der Planung von deutsch-dänischen Ver-
kehrsprojekten gegründet wurde.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Nach der Initiative des Ministerpräsidenten bei sei-
nem Kopenhagenbesuch haben sich am 21. Okto-
ber 2009 erstmals die Staatssekretäre für Verkehr
aus Dänemark und Schleswig-Holstein zu einem
Arbeitsgespräch getroffen. Es wurde vereinbart, im
Rahmen dieser Arbeitsgruppe über Verkehrsprojek-
te in der Grenzregion zu beraten und diese minde-
stens einmal im Jahr stattfinden zu lassen. Die Tref-
fen sollen dazu dienen, die Interessen auf beiden
Seiten der Grenze zu koordinieren und die verschie-
denen Anregungen zusammenzuführen.

Die FDP-Fraktion ist der Auffassung, dass dieses
Gremium genau richtig ist, um die von den beteilig-
ten Akteuren in der deutsch-dänischen Grenzregion
formulierten Anregungen zum Ausbau der Infra-
struktur zusammenzuführen, zu prüfen und entspre-
chend zu behandeln.

Wir brauchen also keine weiteren beratenden Ar-
beitskreise nach dem Motto: „Es ist bereits alles ge-
sagt, nur noch nicht von jedem“, sondern ein Gre-
mium auf Entscheidungsebene.

(Beifall bei der FDP)

Mit ein bisschen Phantasie kann man diese Zielset-
zung auch in Ihren Antrag hineininterpretieren,
Herr Kollege Harms. Sie hätten es dann allerdings
deutlicher machen müssen. Darum unser Ände-

rungsantrag, mit dem wir die Einführung der
Staatssekretärsrunde begrüßen.

Wir erwarten von ihr, dass sie die Anregungen zum
Ausbau der Infrastruktur aus der Grenzregion auf-
nimmt, zusammenführt und die weitere Planung
einleitet.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN er-
teile ich Herrn Abgeordneten Andreas Tietze das
Wort.

Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Der
vorliegende Antrag des SSW - um es gleich klar
und deutlich zu sagen - überzeugt uns nicht, jeden-
falls noch nicht. Ich möchte dazu einige Aspekte
nennen.

In Nordfriesland wird viel über Infrastruktur gere-
det, und das ist bei den dänischen Kolleginnen und
Kollegen an der Westküste nicht anders. Man fühlt
sich an der Westküste und vielleicht auch in Jüt-
land ein bisschen benachteiligt, wenn es darum
geht, dass Fördergelder auch mal an der Westküste
ankommen.

In diesem Fall könnte man also sagen, der Arbeits-
kreis oder die hier vorgeschlagene Kommission ist
vielleicht auch ein guter Weg. Warum eigentlich
nicht? Aber wir Grünen sind an dieser Stelle etwas
misstrauischer, denn es hat tatsächlich auch ein
kleines Geschmäckle. Wenn man an der Westküste
und in Nordfriesland mit der Wirtschaft redet, dann
bekommt man in allen Gesprächen immer wieder
zu hören: Wir brauchen eine
Westküstenautobahn, die B 5 muss ausgebaut
werden zur Autobahn. Ich darf daran erinnern, dass
es bereits seit einem Jahr einen Autobahnförderver-
ein gibt. Auch auf der dänischen Seite ist enormer
Druck im Kessel: Ihr lieben Deutschen, entscheidet
euch doch mal endlich, Ihr müsst jetzt die Auto-
bahn an der Westküste bauen!

Das ist sozusagen das Hidden Curriculum, das, was
hinter dem steht, was wir heute - zumindestens in
eurem Antrag - vermuten.

Ich darf mal sagen: Wir haben ja reichlich Parteien
in diesem Hohen Haus, die den Sound von Beton-
mischern so gut finden und immer wieder der Mei-
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nung sind, dass wir sie noch weiter anschmeißen
sollten.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich finde, wir sollten hier klar und deutlich sagen,
was wir eigentlich wollen. Eine reine Autobahn-
kommission finden wir hier an dieser Stelle über-
flüssig.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Viele reden hier über die Verpackung, nicht über
den Inhalt. Also fragen wir: Warum diese Kommis-
sion? Für die Anmeldung von Schleswig-Holstein
zum neuen Bundesverkehrswegeplan wird sicher-
lich von der Landesregierung ein Vorschlag erar-
beitet werden, der dann auch - das finde ich absolut
richtig - im Landtag und in den Ausschüssen disku-
tiert wird; ein routinemäßiger Vorgang. Die einzel-
nen Interessenlagen, Wünsche für Schiene, Straße
und Wasserwege der Regionen kommen auf den
Tisch, werden diskutiert, werden von uns als Abge-
ordnete fachlich bewertet und natürlich auch be-
wertet mit Blick auf die dänischen Nachbarn.

Wir vermuten - das nochmals klar -, dass es einen
extremen Handlungsdruck gibt. Wir fürchten auch,
dass im Zuge der Fehmarnbelt-Querung viele sa-
gen: Wir wollen jetzt nicht von den Fleischtöpfen
der Infrastrukturförderung abgehängt werden.
Das ist eine Befürchtung, die man, wie gesagt, tei-
len kann. Trotzdem, durch die Hintertür eine Lobby
für die Autobahn, eine Autobahnplanungskom-
mission brauchen wir nicht!

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der LINKEN)

Die deutschen Nordfriesen sagen an dieser Stelle:
Wenn wir jetzt wirklich die B 5 fördern wollen -
wir Grüne haben das in Nordfriesland getan, wir
haben uns zum dreistreifigen Ausbau bekannt; das
ist immer richtig gewesen, es ist strategisch richtig -
, jetzt aber anfangen, vom Thema Autobahn zu re-
den, dann werden die jetzt dringend notwendigen
Ausbauarbeiten infrage gestellt. Denn im Bereich
der B 5 sind im Bundesverkehrswegeplan 2003 bis
2015 im vordringlichen Bedarf die drei Ortsumge-
hungen vorgesehen: Bredstedt, zweistreifiger Aus-
bau, Kosten 10,5 Millionen €, Breklum-Struckum,
auch zweistreifiger Ausbau, 19,8 Millionen € und
die Ausbauvariante Hattstedt mit noch schwierigem
Planfeststellungsverfahren, 14,5 Millionen €. Es
geht hier also um insgesamt 48,8 Millionen € für
die Infrastrukturförderung an der Westküste.
Wer jetzt im Sinne dieses Autobahnfördervereins
das Ding noch einmal aufmacht und das hier ernst-

haft betreiben will, gefährdet 48,8 Millionen € fest
zugesagte Fördermittel. Wir finden das nicht seriös,
und wir würden das auch nicht mittragen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und vereinzelt bei der CDU)

Ich darf auch noch sagen, liebe Kolleginnen und
Kollegen, die Verkehrszählungen an der B 5, die
uns vorliegen, zeigen ganz klar: Eine Westküsten-
autobahn hat null Chancen für den Bundesverkehrs-
wegeplan. Also, warum diese Kommission, und lie-
ber Lars, warum so stark auf Wirtschaft, Politik und
Verwaltung abheben? Wenn man schon eine Kom-
mission möchte, warum dann nicht mit Vertreterin-
nen und Vertretern von PRO BAHN und mit Um-
weltverbänden und Bürgerinnen und Bürgern aus
den jeweils betroffenen Regionen?

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wer bestimmt denn, welche Personen in der Kom-
mission mitarbeiten? Welche Kompetenz brauchen
wir?

Wenn man es wirklich unter wirtschaftlichen Ge-
sichtspunkten sieht, dann muss es doch darum ge-
hen, dass man sagt: Ja, es ist richtig, wir müssen ei-
ne Kommission haben, die sich mit der wirtschaftli-
chen Entwicklung im Grenzraum beschäftigt. Aber
dann geht es nach unserer Meinung um Wirt-
schaftswachstum als Ganzes. Es geht um Klima-
schutz, es geht um Logistikwirtschaft, es geht um
die Stärkung der jetzt dort vorhandenen Infrastruk-
turen, es geht um den Tourismus. Da macht es dann
auch Sinn, tatsächlich eine grenzübergreifende
Kommission zu haben und auch die Fördergelder,
die dann dafür notwendig sind, in unsere Region zu
holen.

Wir finden, es ist noch eine Menge Denkarbeit not-
wendig. Deshalb ist es sinnvoll, den Antrag des
SSW an den Ausschuss zu überweisen. Vielleicht
können wir dann ja gemeinsam den einen oder an-
deren Punkt qualifizierter formulieren.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Für die Fraktion DIE LINKE erteile ich dem Frakti-
onsvorsitzenden Heinz-Werner Jezewski das Wort.

Heinz-Werner Jezewski [DIE LINKE]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Das Thema steht ja nicht zum ersten Mal auf der
Tagesordnung des Hauses. Der Antrag des SSW ist
in der letzten Wahlperiode ausführlich beraten wor-
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den. Die daran Beteiligten und Betroffenen werden
sich erinnern. Herr Callsen hat ja sogar die CDU-
Meinung zumindest in der Diskussion hier unverän-
dert wiedergegeben. Alle anderen können die Dis-
kussion nachlesen.

Lars Harms hat die Begründung gegeben. Wenn
man ihr zugehört hat, und wenn man aus dem Lan-
desteil Schleswig kommt, dann ist dem eigentlich
nichts mehr hinzuzufügen. Jetzt könnte ich mich
umdrehen und gehen und sagen, vielen Dank, oder
ich könnte die Begründung noch einmal vortragen.
Das will ich aber nicht. Ich will auf einige andere
Aspekte eingehen.

Auch nach ganz vielen Jahren EU und nach ebenso
vielen Jahren erfolgreicher und konstruktiver
deutsch-dänischer Zusammenarbeit leidet der Lan-
desteil Schleswig immer noch unter seiner Grenz-
lage. Man muss sich das vorstellen: Eine Region
mitten in Europa, die unter ihrer Grenzlage leidet!
Irgendetwas machen wir da verkehrt. Ich will da
gar nicht mit Schuldvorwürfen aufwarten. Verant-
wortung für solche Entwicklungen ist nicht in Le-
gislaturperioden zu messen. Das Leiden, Herr Kol-
lege, bezieht sich auch nicht grundsätzlich auf das
Leben in der Region. Natürlich haben wir auch
ganz viele Vorteile. Aber die Grenzlage ist auch
noch ein Punkt, unter dem die Region leidet; ein-
deutig.

Ich will - wie gesagt - gar keine Schuldvorwürfe
verteilen. Ich will aber die derzeitige Landesregie-
rung daran erinnern, dass es ihre Aufgabe sein
muss, diese Missstände zu verbessern und abzu-
schaffen. Wenn wir uns die Infrastruktur und de-
ren Weiterentwicklung im Norden anschauen, dann
stoßen wir ganz schnell auf Gründe für die Beson-
derheiten dieses Landesteils.

Ich will einfach mal ein Beispiel bringen, nämlich
die sogenannte Beton- oder Panzerstraße. Die bei-
den volkstümlichen Namen sagen schon, wofür die-
se Straße einst gebaut wurde und wie sie gebaut
wurde: In Beton, damit die Panzer der Bundeswehr
dort längs fahren konnten. Im Laufe der Jahrzehnte
verfiel die Straße immer mehr, sodass Reisende, die
von Ost nach West oder von West nach Ost woll-
ten, zuletzt meistens auf bessere Straßen wenige
Kilometer nördlich der Grenze auswichen. Die Tat-
sache, dass diese Ausweichstraßen in Dänemark la-
gen, hat dabei überhaupt niemanden interessiert.
Ich will nicht falsch verstanden werden, die Straße
ist für die Menschen in Nordfriesland und in
Schleswig-Flensburg wichtig. Dass sie jetzt saniert
werden soll, ist lange überfällig, auch wenn die Art

der Sanierung als ÖPP-Projekt natürlich völlig
falsch ist.

Natürlich brauchen wir eine Infrastruktur wenige
Kilometer nördlich der Grenze und gespiegelt we-
nige Kilometer südlich der Grenze gleich wieder.
Oder lassen sich hier grenzüberschreitend gemein-
sam Einspareffekte verwirklichen, indem der eine
Nachbar dieses Projekt ein wenig kleiner gestaltet
und der andere dafür jenes?

Ich denke, dieses Beispiel macht die Notwendigkeit
deutlich, die Infrastrukturentwicklung grenz-
überschreitend zu betrachten, und zwar nicht nur
die Infrastruktur, die auch die Grenze überschreitet.

(Beifall bei der LINKEN)

Wer aber jetzt, wie die Regierungsparteien in der
letzten Wahlperiode, meint, man könne in den Dis-
kussionen allein auf Entscheidungsträgerkompetenz
setzen und brauche die Betroffenen nicht, hängt im
Politikverständnis der 60er-Jahre fest.

(Beifall bei der LINKEN und SSW)

Wer sehen will, wie vor allem grenzüberschreitend
Politik modern gestaltet wird, der soll nach Nord-
friesland, nach Schleswig-Flensburg oder nach
Flensburg fahren. Überall dort werden in Beiräten
oder Regionen oder Regionalversammlungen mit
den Betroffenen zusammen die Probleme vor Ort
effektiv und meistens ohne großen Lärm gelöst,
oder es wird an diesen Problemen gearbeitet.

Man muss sich einmal anschauen, was auf die Re-
gion zukommt. Die Kommune Sonderburg hat sich
um den Titel der nächsten europäischen Kultur-
hauptstadt beworben. Die Sonderburger haben - das
ist das Schöne daran - von Anfang an auf die Regi-
on gesetzt. Die binden nicht nur die Region Süddä-
nemark ein, sondern die wollen auch die Regionen
Flensburg, Schleswig-Flensburg und Nordfriesland
mit einbinden. Wer glaubt, ein solches Projekt
europäische Kulturhauptstadt sei ohne entscheiden-
de Entwicklung der Infrastruktur zu verwirklichen,
der träumt. Wir wollen diese moderne Art von Poli-
tik, an der Beteiligte aus allen Bereichen mitarbei-
ten, auch in der Infrastrukturentwicklung. Deswe-
gen unterstützen wir den Antrag des SSW.

(Beifall bei der LINKEN und SSW)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Für einen Dreiminutenbeitrag hat sich zunächst der
Abgeordnete Rasmus Andresen gemeldet.
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Rasmus Andresen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen! Der Kollege Tietze hat eben
schon gut ausgeführt, warum wir Grünen noch eini-
ge Bauchschmerzen mit den beiden vorliegenden
Anträgen haben. Ich möchte aus regionaler Per-
spektive - ich komme ja aus Flensburg, bin dort
aufgewachsen - noch ein paar Aspekte in die De-
batte einbringen, weil ich auch glaube, lieber Lars
Harms, dass dann, wenn der Antrag noch einmal an
den Ausschuss geht, wirklich noch ein paar Aspek-
te mit hineinkommen können. Sie haben ja selbst
gesagt, dass man das ruhig für PRO BAHN öffnen
könnte. So steht das aber leider noch nicht im An-
trag. Wenn wir so etwas durch die Ausschussarbeit
noch hineinbekommen würden, dann, glaube ich,
stünden auch wir Grünen dem ein bisschen positi-
ver gegenüber.

Aber man muss sich schon mal die Debatte an-
schauen, man muss auch sehen, wie die Debatte in
Dänemark geführt wird. Diese Debatte in Däne-
mark wird gerade auch durch die bürgerliche Re-
gierung, die wir leider auch da haben, vor allem
über Straßenbau und weniger über Schienenpro-
jekte geführt.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der LINKEN)

Die Schienenaspekte gibt es in der Debatte, aber sie
werden von den Sozialdemokraten, von SF und an-
deren Oppositionsparteien eingebracht und eben
nicht von der dänischen Regierung. Das aber sind
die im Endeffekt handelnden Akteure.

In der Grenzregion gibt es noch eine ganz andere
Sache. Das ist das Projekt Klimapakt. Da beteili-
gen sich Sønderborg auf der einen Seite, Flensburg
auf der anderen Seite. Gerade aus diesen Gründen
sollte man sich überlegen, ob man wieder nur ein-
seitig auf Straßenbau setzt oder etwas für den
Schienenausbau tun will, nicht nur im Personen-,
sondern auch im Güterverkehr.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SPD, der LINKEN und SSW)

Wenn man sich - der letzte Punkt - einmal die Ver-
bindungen in der Grenzregion anguckt, stellt man
fest, dass sie gerade aus Zugfahrerperspektive
ziemlich katastrophal sind. Man kommt nur alle
zwei Stunden von Flensburg nach Padborg. Das ist
zehn Minuten entfernt. Dann muss man in einen
Zug umsteigen, der dann, nach einem weiteren Um-
steigen, nach über vier Stunden in Kopenhagen und

in etwas kürzerer Zeit in Århus ist. Das ist katastro-
phal. Diese Zeit wird jetzt noch einmal verlängert.
Die Bahnpreise sind teuer.

All diese Aspekte müssen in die Arbeit der Kom-
mission einfließen. Deswegen ist eine Öffnung der
Kommission wichtig.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SPD)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Nun erteile ich gern dem Herrn Abgeordneten Lars
Harms zu einem weiteren Dreiminutenbeitrag das
Wort.

Lars Harms [SSW]:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Manchmal hat man das Gefühl, dass hier
aus Schlüsselreizgründen oder so etwas immer wie-
der Jamaica gebildet werden muss.

(Beifall bei der LINKEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen von den Grünen,
es geht nicht darum, jetzt konkret festzuschreiben,
womöglich welche Organisationen oder welche
Personen vertreten sein sollen. Ich habe ein paar
Vorschläge gemacht, um deutlich zu machen, dass
es darum geht, nicht nur Straßenverkehrsprojekte,
sondern auch Bahnprojekte zu machen. Dann ist
PRO BAHN beispielsweise einer der Partner, die
man unbedingt mitnehmen sollte. Es geht hier nicht
um eine Autobahnlobbyismusgeschichte. Die B 5
will übrigens auch kein Mensch zur Autobahn aus-
bauen - außer vielleicht ein paar einzelnen Personen
mit einem bestimmten Parteibuch, aber bestimmt
nicht Leute, die in der Sozialdemokratie, beim
SSW, bei den Grünen oder bei den Linken bei uns
beheimatet sind. Die weit überwiegende Mehrheit
möchte die B 5 ausbauen und möchte, dass dieses
Projekt endlich vorangetrieben wird, dass da über-
haupt einmal etwas passiert.

(Beifall bei SPD und SSW)

Über dieses Thema reden wir an der Westküste seit
30 Jahren. Das ist eigentlich nichts, was auszuhal-
ten ist.

Wir sind jetzt in einer Diskussion, die europäisch
geprägt ist. Da haben wir das Problem, dass Pla-
nungen jeweils an der Grenze aufhören. Die Dä-
nen möchten ihre Schienenverkehrsverbindungen
ausbauen und tun dies auch gern, wenn wir das im
Süden auch machen. Das sollte man miteinander
verbinden. Wir Deutschen haben Nachholbedarf bei
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den Autobahnen. Den haben die Dänen nicht, weil
deren Autobahnen inzwischen ausgebaut sind. Das
muss miteinander kombiniert werden. Das ist das
Anliegen unseres Antrags.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Kollege Harms, gestatten Sie eine Zwischen-
frage des Herrn Abgeordneten Tietze?

Lars Harms [SSW]:

Ja, mache ich. Klar.

(Anita Klahn [FDP]: Er kriegt kein Mikro! -
Zuruf von der CDU: Das ist immer derselbe
Knopf!)

Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Jetzt funktioniert es. - Verehrter Herr
Kollege Harms, ist Ihnen bekannt, dass auf
dänischer Seite derzeit drei Varianten der
Autobahn Esbjerg diskutiert werden und
schon ein erheblicher Druck besteht zu wis-
sen, ob wir auf deutscher Seite die B 5 zur
Autobahn ausbauen? Wenn nämlich diese
Variante nicht infrage kommt, gibt es andere
Varianten. Dadurch entsteht ein erheblicher
Druck gerade auf dänischer Seite in Richtung
Westküstenausbau, Westküstenautobahn.

- Lieber Kollege Tietze, mir ist bekannt, dass man
in Dänemark gern die Ost-West-Verbindung aus-
bauen will und dass sie Autobahnstandard haben
soll. Die dänische Seite ist sich aber im Klaren dar-
über, dass es auf deutscher Seite an der Westküste
keine Autoahnausbauten geben wird, sondern maxi-
mal daran zu denken ist, dass die B 5 dreispurig
ausgebaut wird. Das begrüßt man auf dänischer
Seite sehr und hofft, dass wir endlich einmal damit
anfangen. Es ist immer noch Inhalt unseres An-
trags, dass man damit einmal beginnt. In Dänemark
weiß man aber auch, dass eine Autobahn bei uns
nicht kommen wird.

Ich möchte gern mit meiner kleinen Rede weiter-
machen, obwohl meine Zeit schon fast abgelaufen
ist und ich noch gar nichts gesagt habe.

Die Staatssekretärsrunde aus Kopenhagen und
aus Berlin, bei der Schleswig-Holstein am Katzen-
tisch sitzt, ist gebildet worden, weil man gesagt hat,
man müsse jetzt Fehmarnbelt umsetzen. Das ist
auch okay. Das kann man machen. Da stehen wir in
der Grenzregion aber nicht im Fokus. Uns geht es
um die Regionsbeteiligung. Die Region Syddan-
mark ist draußen vor, weil sie nicht dafür zuständig
ist. Die Region ist nicht mehr für Verkehr zustän-

dig; sie ist für Krankenhäuser zuständig. Es gibt
einen regionalen Zusammenschluss Udviklings-
råd Sønderjylland, wo Wirtschaft, Gewerkschaf-
ten und ähnliche gesellschaftliche Gruppen invol-
viert sind, die mitmachen wollen und auch Initiator
des Ganzen sind. Auf unserer Seite sind es Gewerk-
schaften, Wirtschaft, IHK und andere relevante
Gruppen, die daran teilnehmen möchten und die
möchten, dass Projekte umgesetzt werden. Das ist
unser großes Problem.

Wir haben mit grenzüberschreitenden Kommis-
sionen durchaus gute Erfahrungen gemacht. Es gab
einmal Herrn Franz Thönnes und Herrn Kim An-
dersen von dänischer Seite, die sich um den grenz-
überschreitenden Arbeitsmarkt gekümmert haben.
Probleme, die über Jahrzehnte nicht gelöst werden
konnten, haben diese beiden Personen unter Einbe-
zug der gesellschaftlichen Gruppen, die involviert
waren, innerhalb eines Jahres zum großen Teil ge-
regelt. Das ist das große Vorbild für eine solche In-
frastrukturkommission.

(Beifall bei SSW und SPD)

Deshalb ist man auf diese Idee gekommen. Deshalb
glauben wir als SSW, dass es dringend notwendig
ist, dieses Modell zu kopieren und für wirtschafts-
relevante grenzüberschreitende Verkehrsverbindun-
gen zu nutzen.

Wir sind mit dem Antrag von CDU und FDP über-
haupt nicht zufrieden. Darin ist wirklich nichts für
die Zukunft zu sehen. Wir bitten deshalb, über bei-
de Anträge alternativ abzustimmen. Wir bitten dar-
um, dies heute zu tun. Die Diskussion im Aus-
schuss haben wir schon in der letzten Wahlperiode
geführt. Es macht keinen Sinn, noch einmal darüber
zu reden. Wir sollten heute in alternativer Abstim-
mung darüber abstimmen.

(Beifall beim SSW)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Für die Landesregierung erteile ich dem Minister
für Wissenschaft, Wirtschaft und Verkehr, Herrn
Jost de Jager, das Wort.

Jost de Jager, Minister für Wissenschaft, Wirt-
schaft und Verkehr:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich
danke für die Gelegenheit, für die Landesregierung
etwas zu der Debatte sagen und Sie darüber infor-
mieren zu können, wie weit Schleswig-Holstein
und Dänemark in der Zusammenarbeit, auch was
Verkehrsprojekte anbelangt, schon sind, und die
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Gelegenheit zu haben, in meinem Beitrag etwas
über die verkehrlichen Bedarfe und die Handlungs-
bedarfe zu sagen.

Ein wichtiger Meilenstein der Zusammenarbeit mit
Dänemark auch in Verkehrsfragen war die Unter-
zeichnung des gemeinsamen Papiers zum grenz-
überschreitenden Verkehr und zur Mobilität von
Schleswig-Holstein und der Region Syddanmark
durch den Ministerpräsidenten Peter-Harry Carsten-
sen und dem Regionsratsvorsitzenden von Syddan-
mark, Carl Holst, am 20. Mail 2008.

Dieses Dokument ist immer noch lesenswert. Es
definiert eine gemeinsame Position zu der Frage,
wie der Jütlandkorridor im Landesteil Schleswig
und in der Region Syddanmark ausgebaut werden
kann. Auf schleswig-holsteinischer Seite sind vor
allem zu nennen der Bau der A 20 mit einer festen
Elbquerung bei Glückstadt, der sechsstreifige Aus-
bau der A 7 zwischen Hamburg und Bordesholm,
der bedarfsgerechte Ausbau der A 23 und der B 5
entsprechend ihrer verkehrlichen Belastung - das
betone ich! - und der Ausbau der Eisenbahnlinie im
stark belasteten Streckenabschnitt zwischen Pinne-
berg und Elmshorn.

Seitdem sind wir nicht nur mit der Region Syddan-
mark, sondern auch mit der dänischen Staatsregie-
rung ständig im Dialog, denn es geht nicht nur um
den Jütlandkorridor, sondern auch um die restlichen
Regionen von Schleswig-Holstein und Dänemark,
insbesondere die Vogelfluglinie und die Feh-
marmbelt-Querung, die mir heute in dieser Debat-
te viel zu kurz gekommen ist.

(Beifall bei CDU und FDP)

Wir sind uns mit dem dänischen Transportminis-
terium einig, dass darüber hinausgehende Ausbau-
maßnahmen in Schleswig-Holstein auf Sicht nicht
erforderlich sind. Wir werden - das gehört auch zur
Realität einer solchen Diskussion und der Frage, ob
man eine Kommission einsetzt - einige Forderun-
gen der Regionen absehbar nicht erfüllen können.
Das gilt aus meiner Sicht insbesondere für den
sechsstreifigen Ausbau der A 7 über das Bordeshol-
mer Dreieck hinaus bis zur dänischen Grenze. Die
Verkehrsmengen können diesen Ausbau nicht
rechtfertigen.

Damit Sie ein Bild davon bekommen, möchte ich
Ihnen Zahlen nennen. Die A 7 wird an der Landes-
grenze zu Hamburg von 68.000 Kraftfahrzeugen im
täglichen Durchschnitt genutzt, an der dänischen
Grenze sind es nur noch 12.400. Ich habe dies übri-
gens auch auf der Infrastrukturkonferenz in Pad-
borg gesagt, denn ich glaube, es ist richtig, dass

man, wenn man über diese Fragen redet, sagt, wo
die Grenzen des Wachstums im verkehrlichen Be-
reich sind. Wir können nur dort Straßen bauen, ver-
größern und ausbauen, wo es einen tatsächlichen
Bedarf gibt.

Das Gleiche gilt übrigens für den autobahnähnli-
chen Ausbau der B 5 bis zur dänischen Grenze be-
ziehungsweise bis nach Esbjerg. Auch dort darf ich
Ihnen die Zahlen nennen: Die A 23 wird an der
Landesgrenze zu Hamburg von etwa 74.000 Kraft-
fahrzeugen im täglichen Durchschnitt genutzt, an
der dänischen Grenze sind es nur noch 4.900.

Auch hier sage ich: Wenn wir über einen Ausbau
der Verkehrsverbindungen reden, müssen wir auch
über die tatsächlichen Bedarfe reden. Denn erst aus
den Verkehrsbedarfen können tatsächlich Hand-
lungsbedarfe entstehen.

(Zuruf des Abgeordneten Detlef Matthiessen
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Meine Damen und Herren, einen solchen Hand-
lungsbedarf sehen wir im Eisenbahnbereich. Ins-
besondere in Dänemark bestehen Engpässe auf der
Jütlandlinie, wo sie noch eingleisig ist. Wie in
Schleswig-Holstein sollte die Jütlandlinie aus un-
serer Sicht auch in Dänemark vollständig zweiglei-
sig ausgebaut werden, damit internationale Bahn-
verkehre zügiger abgewickelt werden können. Die-
se Forderung der Region Syddanmark unterstüt-
zen wir.

(Beifall des Abgeordneten Jürgen Weber
[SPD])

Ferner untersuchen wir mit Syddanmark Möglich-
keiten für eine Verbesserung im grenzüberschrei-
tenden Schienenpersonennahverkehr. Die derzeitige
Umsteigesituation in Padborg ist nicht befriedi-
gend und soll verändert werden.

Meine Damen und Herren, Herr Harms, zum
Schluss meiner Rede darf ich auf die Fragestellung
kommen, welche Staatssekretäre zusammengeses-
sen haben und wie es sich mit der Kommission ver-
hält. Es gibt eine - vom Ministerpräsidenten ange-
kündigte und unterzeichnete - Vereinbarung, dass
es eine bilaterale Arbeitsgruppe zwischen Schles-
wig-Holstein und Dänemark über solche Ver-
kehrsfragen gibt. Am 21. Oktober 2009 hat ein Ab-
stimmungsgespräch auf Staatssekretärsebene zwi-
schen dem Wirtschaftsministerium in Schleswig-
Holstein und dem dänischen Transportministerium
stattgefunden.

Meine Forderung, die ich auch in Padborg gestellt
habe, ist, dass es sinnvoll ist, das Bundesverkehrs-
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ministerium in die Gespräche einzubeziehen. Ich
bin aber auch der Auffassung, dass das die Arbeits-
gruppe ist, die über diese Fragen weiterreden soll.

Ich glaube, es gibt keinen Bedarf für eine groß an-
gelegte Konferenz, auf der die Vertreter der gesell-
schaftlichen Gruppierungen in der Region vertre-
ten sind. So etwas haben wir schon, das ist nämlich
die Infrastrukturkonferenz, die zuletzt in Padborg
getagt hat. Es geht ja nicht darum, neue Wunschzet-
tel aufzuschreiben.

Die Projekte, um die es geht, sind bekannt. Was
jetzt politisch zu entscheiden ist, ist die Frage: Gibt
es die tatsächlichen Bedarfe, und gibt es die Mög-
lichkeit, diese Projekte tatsächlich zu realisieren? -
Dazu habe ich schon etwas gesagt. Insofern macht
es keinen Sinn, jetzt einen sehr breit angelegten
Dialog anzugehen. Es geht eher darum, Entschei-
dungen zu treffen, transparent zu machen und dann
auch durchzuziehen.

Wir werden das in einem trilateralen Verhältnis
nach meiner Vorstellung mit der Bundesregierung
machen. Es gibt weiter viele, auch bilaterale Kon-
takte mit Dänemark. Dazu gehört ein Treffen zwi-
schen dem dänischen Verkehrsminister und Herrn
Carstensen am 3. März in Kiel. Die Landesregie-
rung ist schon ein Stück weiter, als ich es aus den
Äußerungen des SSW gehört habe. Ich bin der Auf-
fassung, dass es jetzt darum geht, handlungsfähige
Arbeitsgruppen zu bilden und nicht neue Konferen-
zen, die dann zu den Ergebnissen kommen, die wir
jetzt schon kennen.

(Beifall bei CDU und FDP)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Liebe Kolleginnen und Kollegen, aufgrund der Re-
dezeit des Ministers hätten alle Fraktionen eine
weitere Redezeit von je einer Minute. - Wird das
Wort gewünscht? - Das ist nicht der Fall. Dann
komme ich zur Abstimmung. Es ist Ausschussüber-
weisung beantragt. Ich lasse darüber abstimmen, ob
die Anträge Drucksachen 17/119 (neu) und - -

(Widerspruch - Monika Heinold [BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN]: Ich habe es beantragt,
und ich habe das Recht dazu!)

- Dem Präsidium ist zweimal deutlich gesagt wor-
den, dass die Anträge an den Ausschuss überwiesen
werden sollten, und deshalb lasse ich jetzt darüber
abstimmen.

Die Anträge Drucksache 17/119 (neu) und 17/151
sollen an den Wirtschaftsausschuss überwiesen
werden. Wer so beschließen will, den bitte ich um

das Handzeichen. - Wer ist dagegen? - Wer enthält
sich? - Damit ist die Ausschussüberweisung gegen
die Stimmen von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ab-
gelehnt.

(Tobias Koch [CDU]: Noch einmal nachzäh-
len! - Heiterkeit)

Ich lasse nun in der Sache abstimmen. Da liegt mir
ein Hinweis auf alternative Abstimmung vor. Ich
schlage daher vor, abweichend von § 45 der Ge-
schäftsordnung beide vorliegenden Anträge zu
selbstständigen Anträgen zu erklären. - Wider-
spruch sehe ich nicht. Dann werden wir so verfah-
ren.

Wer dem Antrag der Fraktionen von CDU und
FDP, Drucksache 17/151, seine Zustimmung geben
will, den bitte ich um das Handzeichen. - Wer dem
Antrag der Fraktion des SSW, Drucksache 17/119
(neu), seine Zustimmung geben will, den bitte ich
um das Handzeichen. - Ich stelle fest, dass der An-
trag Drucksache 17/151 mit den Stimmen der Frak-
tionen von CDU und FDP angenommen wurde. Ich
stelle weiter fest, dass damit der Antrag Drucksache
17/119 (neu) abgelehnt ist.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, bevor wir mit
dem nächsten Tagesordnungspunkt beginnen,
möchte ich für die Landesregierung Ministerpräsi-
dent Carstensen und Minister Dr. Garg als beur-
laubt entschuldigen. Darüber hinaus möchte ich,
nachdem ich vorhin darauf hingewiesen habe, dass
die Kollegin Ellen Streitbörger erkrankt ist, ihr gern
nachholend - ich bitte um Entschuldigung - gute
Besserung wünschen.

(Beifall)

Jetzt rufe ich Tagesordnungspunkt 36 auf:

Für eine zeitgemäße Auseinandersetzung mit
der DDR-Geschichte an schleswig-holsteinischen
Schulen

Antrag der Fraktionen von CDU, SPD, FDP,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und SSW
Drucksache 17/117

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall. Dann eröffne ich die Aussprache.
Das Wort hat Frau Abgeordnete Susanne Herold
von der CDU-Fraktion.

Susanne Herold [CDU]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! In der
aktuellen Debatte wird immer wieder die Frage auf-
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geworfen, ob die DDR ein Unrechtsstaat war. Diese
Frage halte ich für falsch. Entscheidend ist für mich
vielmehr, in der Diskussion deutlich zum machen,
warum die DDR ein Unrechtsstaat war.

(Beifall bei CDU, FDP und der Abgeordne-
ten Dr. Marret Bohn [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

Ich bin der festen Überzeugung, dass ein Staat, der
die Grundrechte und Grundbedürfnisse seiner Bür-
gerinnen und Bürger im Hinblick auf Meinungsfrei-
heit und persönliche Selbstbestimmung verhindert,
der Menschen der Herrschaft einer Staatspartei und
der Willkür einer Staatssicherheit überlässt, genau
diese Bezeichnung verdient.

(Beifall bei CDU, FDP und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Die DDR war keine „kleine gemütliche Diktatur“,
wie sie von manchen Nostalgikern gern dargestellt
wird. Die deutsche Geschichte hat uns vielmehr
nach dem Nationalsozialismus ein zweites Mal ge-
lehrt, dass sich innerhalb unseres Landes ein totali-
täres System entwickeln konnte. Aber trotz Rechts-
willkür, Stasi, Mauer, Schießbefehl und mehr als
150.000 Menschen, die aus politischen Gründen in-
haftiert waren, wird dieses Unrechtssystem heute
mehr und mehr verklärt.

Die Hälfte der Ostdeutschen sieht die DDR laut
einer repräsentativen Umfrage, die von der Bundes-
regierung in Auftrag gegeben wurde, positiv. So
vertreten 49 % die Auffassung, die DDR habe mehr
gute als schlechte Seiten gehabt. Weitere 8 % sind
sogar der Auffassung, man habe damals dort glück-
licher und besser gelebt als heute. Zitat: „Aus heuti-
ger Sicht glaube ich, wurden wir mit dem Mauerfall
aus dem Paradies vertrieben.“ - Dies ist nur eines
von vielen Zitaten der Befragten, die den Unrechts-
staat DDR in ein milderes Licht rücken, als es die-
sem zukommt.

Ein Schüler-Wissenstest einer Berliner Universität
hat überdies ergeben, dass vor allem junge Men-
schen immer mehr dazu neigen, die Verhältnisse
der Deutschen Demokratischen Republik zu ver-
harmlosen. Gerade im Interesse der jungen Men-
schen müssen wir einer Legendenbildung vorbeu-
gen und entgegentreten.

(Beifall bei CDU, FDP und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Deshalb tritt die CDU-Fraktion für eine konsequen-
te inhaltliche Auseinandersetzung mit der DDR-
Geschichte eingebettet im realen historischen Kon-
text auch an unseren Schulen ein. Wir wollen, dass

unsere Schülerinnen und Schüler im Geschichtsun-
terricht und in den korrespondierenden Fächern au-
ßer den historisch unverzichtbaren Fakten über die
Mauertoten, die politischen Haftanstalten wie Baut-
zen und die friedliche Revolution auch einen diffe-
renzierten Einblick in das Alltagsleben der DDR-
Diktatur bekommen. Zu wissen, welche Bedeu-
tung Diktaturen und Regime, die nicht nach rechts-
staatlichen Prinzipien handeln, für eine Gesellschaft
und das eigene tägliche Leben haben, ist eine wich-
tige Grundlage, um unsere Demokratie wirklich zu
schätzen.

(Beifall bei CDU, FDP und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Deshalb sage ich, meine Damen und Herren: Die
Geschichte der DDR muss verbindlich auf den
Stundenplan. Nur so kann bei unserer Jugend die
Trennlinie zwischen pseudodemokratischer Dikta-
tur und wirklich gelebter Demokratie im gesell-
schaftlichen Gedächtnis präsent bleiben. Wenn wir
dieses Thema in den Schulen intensiv aufarbeiten
wollen, dann setzt das gut ausgebildete Lehrerinnen
und Lehrer voraus. Deshalb ist es nach unserer Auf-
fassung notwendig, dass zur Unterrichtseinheit
„Unrechtsregime DDR“ vermehrt Lehrerfortbildun-
gen angeboten werden.

Gut aufbereitete Unterrichtsmaterialien, Gegen-
wartsbezüge sowie Zeitzeugenberichte sollen hel-
fen, dieses Thema zu vertiefen und Erfahrungen der
Menschen, die in Unterdrückung und Unfreiheit le-
ben mussten, mehr ins Bewusstsein unserer Schüle-
rinnen und Schüler zu bringen.

Mit dem Ende der DDR hat sich das vereinte
Deutschland die Aufgabe gestellt, das von der SED
und Staatssicherheit begangene Unrecht auszuglei-
chen. Ich bin der festen Überzeugung, dass es ein
gutes Zeichen ist, dass wir zu diesem wichtigen
Thema heute einen gemeinsamen Antrag von CDU,
SPD, FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und SSW
vorlegen. Ich meine, dass bei diesem Thema diese
Gemeinsamkeit schon ein Wert an sich ist.

(Beifall bei CDU, SPD, FDP, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und SSW)

Es ist ein Wert, für unsere freiheitliche demokrati-
sche Grundordnung einzutreten. Ich hätte mir ge-
wünscht, dass sich die Kolleginnen und Kollegen
von der Fraktion DIE LINKE unserem Antrag an-
geschlossen hätten.

(Antje Jansen [DIE LINKE]: Dann hätten Sie
fragen sollen! - Weitere Zurufe)
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Es geht nicht um Verklärung, es geht nicht um poli-
tische Ausgrenzung, es geht schlicht und allein um
die Wahrheit. Ich bedanke mich bei den genannten
Fraktionen für die Unterstützung.

(Zurufe von der LINKEN)

- Der Antrag ist Ihnen zugeleitet worden. Sie haben
gesagt, Sie möchten das noch in der Fraktion disku-
tieren. So ist es nun einmal. Sie hätten das diskutie-
ren und dann das „Go“ geben können. Ich hätte mir
das gewünscht. Das wäre vorbildlich gewesen.

(Beifall bei CDU und FDP)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Das Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Henning
Höppner von der SPD-Fraktion.

Dr. Henning Höppner [SPD]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
In Anbetracht der angespannten Zeitlage, die wir
heute haben, und der Tatsache, dass viele von Ihnen
durch den Schnee noch nach Hause müssen, möch-
te ich meinen Redebeitrag nur auf ganz wenige
Punkte beschränken.

Es handelt sich um einen gemeinsamen Antrag. Ich
finde, das ist gut so, und das ist das richtige Zei-
chen, das wir setzen können.

(Beifall des Abgeordneten Gerrit Koch
[FDP])

Ich denke schon, dass wir im Rahmen des Unter-
richtes in der Schule - sei es im Bereich der politi-
schen Bildung oder auch der Geschichte - jungen
Menschen das vermitteln müssen, was notwendig
ist, um diese Zeit zu verstehen. Denn wir befinden
uns in einer ähnlichen Situation wie meine Genera-
tion im Jahr 1965, 20 Jahre nach dem Ende des
Zweiten Weltkriegs, wo wir ganz, ganz wenig über
das wussten, was in der Nazi-Zeit geschehen ist.
Ich denke, das sollte für uns ein Warnzeichen sein,
dass wir so etwas nicht wiederholen.

Wir müssen uns natürlich darüber unterhalten, was
denn - ich sage es einmal so - im Rahmen des Un-
terrichts oder auch sonstiger Aktivitäten pädago-
gisch angemessen ist. Ich möchte in Erinnerung ru-
fen, dass das, was vor einigen Tagen hier gesche-
hen ist, nämlich die Aufrichtung eines Mauer-
stückes vor dem Parlament, nach meiner Auffas-
sung vom pädagogischen Wert her doch eher frag-
würdig ist.

(Vereinzelter Beifall bei SPD und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN - Hans-Jörn Arp [CDU]:
Warum denn das? Was ist denn daran frag-
würdig?)

- Ich möchte das einmal aus denkmalfachlicher
Sicht darstellen, lieber Kollege Arp. Ein translu-
ziertes Teil eines Originals verliert immer an Au-
thentizität, zumal es sich hier, Hans-Jörn Arp, um
ein Objekt handelt, das so richtig aufgehübscht
würde.

(Beifall beim SSW)

Das Graffiti ist richtig toll nachgemalt, alles ganz
frisch - so hat das Ding die Berliner Mauer nicht
verlassen.

(Jürgen Weber [SPD]: So ist es!)

Ich frage einmal: Welcher Museumspädagoge oder
Denkmalpädagoge hat denn hier jemanden über die
Aufstellung dieses Stückes beraten?

(Vereinzelter Beifall bei SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und SSW)

Ich glaube, das muss man sehr kritisch sehen.

Ich wünsche, dass wir das an anderer Stelle anders
machen. Wir haben in dem gemeinsamen Antrag
auch beschrieben, dass wir das Lernen am ande-
ren Ort als einen wichtigen Aspekt ansehen, jun-
gen Menschen anschaulich zu machen, dass es kei-
ne Selbstverständlichkeit ist, wenn man heute mit
dem Auto oder der Eisenbahn nach Lübeck und
dann weiter in den Osten fährt. Das war vor 20 Jah-
ren unvorstellbar. Ich kann mir auch vorstellen,
dass man auch dort statt einer Tafel dann doch wie-
der ein Stück des Grenzzaunes hinstellt, um deut-
lich zu machen, was hier einmal war, und den Men-
schen zu erklären, warum man immer noch nicht
durch Schlutup fahren darf. Auch das hat etwas mit
der deutschen Teilung zu tun.

Wir sollten deshalb auch alle Chancen nutzen, die
Menschen in den Unterricht zu bringen, die als
Zeitzeugen Schülerinnen und Schülern berichten
können, was denn in dieser Zeit wirklich passiert
ist, in diesem ostdeutschen Staat. Wir sollten sie
hinsichtlich dessen befragen, was die Oppositions-
arbeit bedeutete, denn es hat immer eine Opposition
in der DDR gegeben - verdeckt oder nicht verdeckt.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD und Beifall
der Abgeordneten Monika Heinold [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Wir sollen über das Thema der Blockparteien und
über den staatlichen Einfluss - das hat schon die
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Kollegin Herold genannt - auf das Privatleben spre-
chen. Das halte ich auch für einen ganz wichtigen
Aspekt.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD)

Ich würde mich freuen, wenn alle unserem Antrag
zustimmen würden.

(Beifall bei der SPD sowie vereinzelt bei
FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
SSW)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Das Wort hat die Kollegin von der FDP, Frau Ab-
geordnete Cornelia Conrad.

Cornelia Conrad [FDP]:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Die Auseinandersetzung mit der DDR-Ge-
schichte im Schulunterricht ist ein wichtiges The-
ma. Daher ist es sehr begrüßenswert, dass dieser
Antrag interfraktionelle Zustimmung findet, auch
wenn die Fraktion DIE LINKE hier bedauerlicher-
weise ausschert.

Der Antrag war schon in der letzten Wahlperiode
Konsens und ist lediglich aufgrund der Neuwahlen
nie im Landtag beschlossen worden.

Zu viele Themen diskutieren wir in diesem Plenum
kontrovers, aber gerade bei den Auseinandersetzun-
gen mit Unrechtssystemen oder Diktaturen, wie es
der SED-Staat unzweifelhaft war, müssen wir De-
mokraten zusammenstehen. Das für sich genom-
men ist schon ein Stück weit ein Zeichen gegen Un-
terdrückung, Unfreiheit, Diktatur und Willkür.

Der Mauerfall hat sich in diesen Monaten zum
20. Mal gejährt. Viele junge Menschen haben keine
eigenen Erinnerungen mehr an die DDR-Diktatur
und das SED-Regime. Auch die aufkommende De-
mokratiebewegung, die maßgeblich zum Zerfall des
Unrechtssystems beigetragen hat, droht mehr und
mehr aus den Köpfen zu verschwinden. Das liegt
sicherlich auch daran, dass das, was die Schüler im
Unterricht über die Zeit erfahren, teilweise lücken-
haft, unvollständig und damit alles andere als ange-
messen ist.

Uns alle schockieren die aktuellen Umfragen und
Befragungen, bei denen sich herausstellt, wie
bruchstückhaft das Wissen von Schülern über die
DDR ist. Knapp 90 % der Schüler geben an, wenig
oder gar nichts über die DDR zu wissen. Gerade
einmal 30 % können den Bau der innerdeutschen
Mauer thematisch korrekt einordnen. Das allein

sollte verdeutlichen, wie wichtig die Auseinander-
setzung mit der DDR-Geschichte im Schulunter-
richt ist. Das gilt für Ost und West gleichermaßen.
Denn auch, wenn in den neuen Ländern eine stärker
werdende Tendenz zur sozialromantischen Verklä-
rung der DDR-Vergangenheit zu bemerken ist, so
ist gleichermaßen in allen Landesteilen gegen die-
ses Unwissen anzukämpfen.

(Beifall bei FDP, CDU und vereinzelt bei
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wenn nur noch die Hälfte der Jugendlichen in Ost-
deutschland die DDR als Diktatur bezeichnet und
die Stasi darüber hinaus für einen ganz normalen
Geheimdienst hält, so ist dringender Handlungsbe-
darf angezeigt. Darüber hinaus muss der Tatsache
vorgebeugt werden, dass immer wieder Menschen -
egal welchen Alters - die Unrechtsstaatlichkeit des
SED-Regimes verharmlosen.

Wir haben heute noch die Möglichkeit, dass unsere
Schüler die Orte sehen können, an denen das Un-
recht dokumentiert wird, und dass sie sich mit Zeit-
zeugen über das Leben in einer Diktatur austau-
schen können. Ich finde es auch vor diesem Hinter-
grund außerordentlich begrüßenswert - im Gegen-
satz zum Abgeordneten Herrn Höppner -, dass die
Landesregierung ein altes Stück Mauer vor dem
Wirtschaftsministerium aufgestellt hat.

(Vereinzelter Beifall bei FDP und CDU - Zu-
rufe von der SPD)

Die Productplacement-Debatte wegen des winzigen
Hinweises auf den Spender des Mauerstückes fand
ich vor diesem Hintergrund peinlich und kleinkrä-
merisch.

(Beifall bei FDP und CDU)

Es sind genau diese Exponate, die einen Teil des
Unrechtsstaates DDR sichtbar und für jüngere Ge-
nerationen erlebbar machen.

Meine Damen und Herren, die Zeitzeugenaktuali-
tät muss dringend genutzt werden. Klassenfahrten
nach Berlin, die unter anderem den Besuch in der
ehemaligen Stasi-Zentrale in den Normannenstraße
oder der Gedenkstätte im ehemaligen Stasi-Gefäng-
nis Hohenschönhausen beinhalten, tragen entschei-
dend dazu bei, solch eklatante Fehlurteile und solch
eklatantes Unwissen zu beseitigen.

Den Schülern muss dieses Wissen auch anhand von
Eindrücken und Erfahrungen vermittelt werden. Ein
bloßes Buchwissen reicht nicht aus. Darauf wollen
wir gemeinsam hinwirken.
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Die DDR-Geschichte muss als Thema der histo-
risch-politischen Bildung mehr als bisher in den
Schulen behandelt werden, nicht zuletzt, um immer
wieder freiheits- und demokratiefeindlichen Ten-
denzen entschieden vorzubeugen.

(Beifall bei FDP und CDU)

Insofern sind die vorliegenden Beschlüsse anzuneh-
men und in den Lehrplänen umzusetzen. Ich freue
mich über die breite Zustimmung zumindest zu die-
sem Thema.

(Beifall bei FDP und CDU)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Auf der Besuchertribüne begrüße ich Vertreterin-
nen und Vertreter des Gesundheitsministeriums mit
Gewinnerinnen und Gewinnern des Schleswig-Hol-
stein Präventionspreises Nichtraucherschutz 2009
aus Sportvereinen und -verbänden. - Seien Sie uns
herzlich willkommen im Landeshaus!

(Beifall)

Das Wort hat die Frau Kollegin Ines Strehlau.

Ines Strehlau [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
In diesem Haus besteht kein Dissens darüber, dass
die DDR ein Unrechtsstaat war. Das habe ich zu-
mindest so wahrgenommen. Ich hoffe, dass die or-
ganisatorischen Schwierigkeiten künftig nicht mehr
auftreten, Beteiligte für einen Antrag zu finden.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dieser interfraktionelle Antrag ist ein Erbe aus der
vergangenen Legislaturperiode. Er wurde im Juli
2009 vom Plenum ohne Aussprache an den Bil-
dungsausschuss überwiesen. Auch im Bildungsaus-
schuss ist nicht wirklich intensiv darüber diskutiert
worden. Es ist nur eine Frage an Minister Dr. Biel
gerichtet worden. Dieser sagte daraufhin, es würden
bereits sämtliche Maßnahmen ergriffen, und es
würden bereits Fachtagungen zur DDR-Geschichte
durchgeführt.

Dennoch haben wir diesen Antrag gestellt, weil wir
vielleicht die BRD etwas mehr in unseren Fokus
genommen haben und die DDR - auch wenn es in
den Lehrplänen steht - nicht so richtig berücksich-
tigt haben.

Ich habe etwas gestutzt, als ich den Titel des An-
trags las. Im Titel ist lediglich von einer zeitgemä-
ßen Auseinandersetzung mit der DDR-Geschichte
an schleswig-holsteinischen Schulen die Rede. Im

Beschlusstext hingegen ist zumindest im ersten Ab-
satz von der Nachkriegsentwicklung Deutschlands
die Rede. Das halte ich für wichtig. Wir müssen
DDR und BRD gemeinsam analysieren.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ebenso notwendig ist die Betrachtung der Nach-
kriegsentwicklung als Folge der Nazi-Diktatur und
der Einflüsse der Siegermächte. Wichtig dabei ist,
aus Fehlern der Vergangenheit zu lernen. Dazu
muss man die Fehler benennen und aufarbeiten.

Das haben die Schulen in den vergangenen Jahren
auch getan. Wenn man sich die Lehrpläne zur Ge-
schichte, zur Weltkunde und zur Gemeinschafts-
kunde anschaut, dann stellt man fest, dass das The-
ma des geteilten Deutschlands bis hin zur friedli-
chen Revolution im Jahr 1989 in den Lehrplänen
aller Schularten unter verschiedenen Titeln auf-
taucht. In der Hauptschule in Klasse neun, in der
Realschule und im Gymnasium in der Klasse zehn
und dann noch einmal in der Oberstufe in der Klas-
se zwölf.

Mit dem vorliegenden Antrag soll die Betrachtung
der DDR genauso in den Mittelpunkt gestellt wer-
den wie die Betrachtung der BRD. Derzeit ist es so,
dass die BRD das Übergewicht hat und die Struktu-
ren der DDR nicht genügend in den Mittelpunkt ge-
stellt worden sind.

Hierbei Zeitzeugen zu hören oder außerschulische
Lernorte zu suchen, ist sicher ein gutes Vorgehen,
um Leben und Strukturen der DDR zu begreifen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das wird auch bei anderen Themen in der Schule
mit gutem Erfolg getan. Ich bin sicher, dass die
Schulen eine differenzierte Bearbeitung des The-
mas umsetzen, also keine Schwarzweißmalerei be-
treiben. Nur so kann man die bereits jetzt im Lehr-
plan Geschichte geforderte „Fähigkeit, historische
Phänomene im Zusammenhang der Bedingungen
ihrer Zeit zu sehen und ihre Bedeutung für die Ge-
genwart einzuschätzen“, auch erreichen.

Vielleicht werden dann Kieler Schulklassen auch
das Mauerstück neben dem Landeshaus als An-
schauungsobjekt betrachten. Sie werden dann die
Zeilen darunter lesen, nämlich dass Axel Springer
mit seiner „Bild“-Zeitung ein Kämpfer für die Wie-
dervereinigung war. Sie werden sich dann nach den
Zusammenhängen fragen und werden die Rolle von
Axel Springer und der „Bild“-Zeitung im Kalten
Krieg erforschen und sich ihre Meinung bilden.
Diese wird sicherlich anders ausfallen, als sich dies
die „Bild“-Zeitung wünscht.
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(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und vereinzelt bei der SPD)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Für die Fraktion DIE LINKE erteile ich dem Herrn
Abgeordneten Ulrich Schippels das Wort.

Ulrich Schippels [DIE LINKE]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich
habe am 18. November 2002 aufgehört zu rauchen.
Meine Damen und Herren auf der Tribüne, ich hof-
fe, dass Sie es auch durchhalten.

Die Aufarbeitung der Nachkriegsgeschichte in Ost
und West ist Bestandteil der Lehrpläne in Schles-
wig-Holstein. Auch uns erschreckt, dass die Stati-
stiken zeigen, dass unsere Schulen offensichtlich
Schwierigkeiten damit haben, elementares histori-
sches Wissen zu vermitteln. Wenn ich mir die Er-
gebnisse des sogenannten Bildungsgipfels an-
schaue, dann fürchte ich, dass dies auch so bleiben
wird, auch wenn wir den Antrag heute im Landtag
positiv bescheiden werden.

Wenn etwas gegen die zu beklagenden Defizite in
der Schulbildung unternommen werden soll, so
packen Sie es doch an, und erhöhen Sie endlich die
Bildungsausgaben auf 10 % des Bruttoinlandpro-
dukts, aber bitte ohne Taschenspielertricks. Das
schönt nur die Statistik und entlastet den Landes-
und den Bundeshaushalt. Das hilft aber nicht den
Schülerinnen und Schülern in unserem Land.

Um die Situation an den Schulen zu verbessern und
um die Lernerfolge zu verbessern, ist in erster Linie
mehr Geld im Bildungssystem erforderlich.

Wir sind der Meinung, dass der Antrag im Ansatz
eine brauchbare Grundlage bietet, um den schles-
wig-holsteinischen Schülerinnen und Schülern die
Geschichte näherzubringen. Berichte von Zeitzeu-
ginnen und Zeitzeugen, Treffen mit Zeitzeuginnen
und Zeitzeugen, Lernen an historischen Orten und
Klassenfahrten, all das sind Methoden der Pädago-
gik, die den Unterricht befruchten und den Lerner-
folg verbessern.

Wir begrüßen vor allem die im Antrag empfohlenen
gemeinsamen Veranstaltungen mit Klassen aus ost-
deutschen Partnerstädten und hoffen, dass die
schleswig-holsteinischen Schulen auch die finanzi-
ellen Mittel erhalten werden, um ein solches Pro-
gramm umzusetzen, Herr Klug.

Wichtig und richtig finde ich den Ansatz, die Nach-
kriegsentwicklung Deutschlands vor allem aus der

widerständischen Perspektive aufzuzeigen, nicht
nur aus der Perspektive der Herrschenden in Ost
und West. Dies kommt vor allem im ersten Spiegel-
strich des Antrags zum Ausdruck.

Die DDR ist zu Recht gescheitert. Sie ist an ihren
inneren Widersprüchen gescheitert. Sie hat es nicht
vermocht, neben den sozialen Menschenrechten
auch individuelle Freiheitsrechte und bürgerliche
Menschenrechte zu realisieren.

(Beifall bei der LINKEN)

Oppositionelle und solche, die für Gegner der DDR
gehalten wurden, wurden bespitzelt und ins Ge-
fängnis geworfen. Es gab weder eine unabhängige
Justiz noch ausreichenden Rechtsschutz gegen
staatliche Maßnahmen. Die Medien waren gleich-
geschaltet.

Problematisch am vorliegenden Antrag finde ich
vor allem zwei Aspekte. Zum einen kommen mir
die sogenannten Blockparteien ein wenig zu gut
weg. Sie werden allein in der Begründung erwähnt,
und es wird gesagt, sie seien durch Umwandlung
neutralisiert worden. In meinen Augen waren die
Mitglieder der Blockparteien nicht nur Opfer bezie-
hungsweise Objekte des politischen Diskurses in
der DDR, sondern hatten durchaus Spielraum und
waren Rädchen im Getriebe des Systems.

(Beifall bei der LINKEN sowie vereinzelt bei
SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Abgesehen davon gab es in der DDR keine Pflicht
zur Mitgliedschaft in einer Partei.

Eine weitere Lücke in dem Antrag finde ich viel
gravierender. Die für mich wichtigste Phase der
DDR, nämlich die Zeit zwischen November 1989
und dem Beitritt zur Bundesrepublik, kommt zu
kurz. Diese Zeit ist meines Erachtens extrem span-
nend und lehrreich. Innerhalb dieser kurzen Zeit-
spanne hat sich innerhalb kürzester Zeit in der DDR
eine eigene basisdemokratische Kultur entwickelt,
die zwar historisch keine Chance gegenüber dem
verlockenden Angebot der D-Mark hatte, die aber
auch für das größer gewordene Deutschland viele
Ideen und Anregungen geboten hat und immer noch
bietet.

Die Zeit zwischen Ende 1989 und Frühjahr 1990
war geprägt durch basisdemokratische
Aufbrüche, durch Diskussionen in den Schulen
zwischen Schülerinnen und Schülern, die die Auto-
rität der Lehrkräfte hinterfragten, durch Diskussio-
nen in den Betrieben, durch runde Tische und durch
Debatten über zukünftige basisdemokratische Ent-
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scheidungsstrukturen in der Gesellschaft und in der
Wirtschaft.

Ein Ergebnis dieser Debatten war der Verfassungs-
entwurf des Runden Tisches, der leider schnell in
Vergessenheit geriet beziehungsweise schnell in
den Schubladen verschwunden ist. Ich finde es ex-
trem bedauerlich, dass diese Phase des demokrati-
schen Aufbruchs in dem vorliegenden Antrag voll-
ständig ausgeblendet wird. Gerade von der SPD
und von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, die auch
noch den Namen „BÜNDNIS 90“ tragen, hätte ich
erwartet, die Aufmerksamkeit bei einer zeitgemä-
ßen Auseinandersetzung mit der DDR-Geschichte
nicht nur, aber auch auf diese Ereignisse zu richten.
Ihre Vertreterinnen haben die Debatten im histori-
schen Zeitraum maßgeblich mitbestimmt. Der bran-
denburgische Ministerpräsident war Mitglied des
zentralen Runden Tisches.

(Beifall bei der LINKEN und SSW)

Der Runde Tisch der DDR hat versucht, die sozia-
len Menschenrechte mit den individuellen Frei-
heitsrechten zu vereinbaren. Er wollte Freiheit und
Gerechtigkeit in Solidarität zusammenführen. Dies
sind für uns richtungsweisende Gedanken und Leit-
linien unserer Politik.

(Beifall bei der LINKEN)

Frau Loedige, Freiheit und Gerechtigkeit sind für
uns kein Gegensatz. Freiheit und Gerechtigkeit, die
sozialen und die individuellen Menschenrechte ge-
hören zusammen. Das findet sich leider nicht in
diesem Antrag. Das liegt vielleicht auch daran, dass
wir nicht beteiligt waren. Vielleicht hätten wir es
tatsächlich geschafft, gemeinsam einen Antrag zu
realisieren, der auch dies zum Inhalt hat. Dem war
leider nicht so. Aus diesem inhaltlichen Grund wer-
den wir uns bei der Abstimmung enthalten.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Für die Fraktion des SSW erteile ich der Frau Kol-
legin Anke Spoorendonk das Wort.

Anke Spoorendonk [SSW]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Es ist wichtig und notwendig, sich mit der eigenen
Geschichte auseinanderzusetzen. Die Geschichte
der DDR ist ein Teil unserer Geschichte. Es ist mit
anderen Worten bequem, aber völlig falsch, die
Jahrzehnte der DDR von 1949 bis 1989 als etwas
abzutun, was mit 40 Jahren Bundesrepublik rein gar

nichts zu tun habe. Dass es immer noch große Defi-
zite in der Aufarbeitung der DDR-Geschichte gibt,
lässt sich anhand von Umfrageergebnissen immer
wieder dingfest machen. Zwei Jahrzehnte nach dem
Mauerfall zeigt sich, welche fatalen Folgen diese
fehlende Beschäftigung mit der DDR-Geschichte
hat. Die DDR wird vielfach nostalgisch verklärt,
aber größtenteils schlichtweg ignoriert.

Eine Befragung Berliner Schülerinnen und
Schüler, die 2007 von der Freien Universität Berlin
durchgeführt und wissenschaftlich begleitet wurde,
belegt, dass Jugendliche sowohl aus dem West- als
auch aus dem Ostteil der Stadt wenig über die DDR
wissen. Diffus ist auch das Wissen über die Poli-
tiker beider Staaten. Fast jeder dritte Schüler hält
Konrad Adenauer, den ersten deutschen Bundes-
kanzler, für einen Politiker der DDR. Insgesamt 18
Wissensfragen wurden gestellt. Hiervon konnten et-
wa 70 % der Ostberliner und 65 % der Westberliner
Schüler aus den Klassen 9 bis 11 nur die Hälfte
oder weniger beantworten. Entsprechend stellten
die Forscher bei der Bewertung von Staat und Ge-
sellschaft ein gespaltenes Bild der beiden deutschen
Staaten fest: Westberliner bevorzugten auf nahezu
allen Feldern die alte Bundesrepublik, Ostberliner
Schüler mehrheitlich die DDR. Viele Ostdeutsche
bewerten die beiden deutschen Staaten als gleich-
rangig. Das führt bei einigen zu der Behauptung,
die DDR und die alte Bundesrepublik seien zwar
anders gewesen, aber keiner der beiden Staaten
könne „in der Gesamtschau besser oder schlechter
beurteilt“ werden.

Es würde den Rahmen meiner Redezeit sprengen,
wenn ich jetzt auf die unterschiedlichen Aspekte
bei der Aufarbeitung der DDR-Geschichte im Ein-
zelnen eingehe. Auch wenn die vorhin zitierte Stu-
die zwei Jahre zurückliegt, so zeigt sie mit großer
Deutlichkeit, wo angesetzt werden sollte - nicht nur
in Berlin, sondern auch, wenn es darum geht, die
gesamtdeutsche Geschichte auch als gesamtdeutsch
zu begreifen.

Der vorliegende Antrag geht genau in diese Rich-
tung. Dabei will ich nicht verhehlen, dass er aus
Sicht des SSW fast zu detailliert ist. Es ist nicht die
Aufgabe des Parlaments, Lehrplanarbeit zu leisten.
Genau dies geschieht aber in unserem gemeinsa-
men Antrag.

(Beifall bei SSW, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der LINKEN)

Gleichwohl stimmt das Ziel. Ich denke, das ist ent-
scheidend.
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Wir brauchen auf gesellschaftlicher Ebene und
nicht zuletzt auch im Geschichts- und Politikunter-
richt unserer Schulen ganz einfach neue Konzepte
für den Umgang mit der DDR-Vergangenheit.
„Wenn nach Römern, Griechen und Nationalsozia-
lismus irgendwann die DDR dran ist, beginnen
meist die Sommerferien“, las ich irgendwo in einer
Zeitung. Ich denke, dass trifft immer noch den Kern
des Dilemmas vieler WiPo-Lehrer an unseren
Schulen. In Klammern bemerkt: Ich habe die Hoff-
nung, dass die mediale Aufarbeitung des Mauerfalls
in den letzten Monaten doch einiges in den Köpfen
von jungen Leuten bewirkt hat. Viele Sendungen in
Rundfunk und Fernsehen haben dazu beigetragen.
Von daher sind wir vielleicht schon einen Schritt
weiter, als wir noch im Juni waren, als dieser An-
trag entstanden ist.

Gleichwohl - auch dies will ich in Klammern hin-
zufügen - teile ich ausdrücklich die Auffassung des
Kollegen Höppner. Dieses Stück Berliner Mauer
hat nichts mit authentischer Geschichtsschreibung
zu tun. Das ist ein Kunstwerk. Darum ist es richtig,
dass man dieses Stück Mauer in den Geschichtsun-
terricht nur so integrieren kann wie es vorhin von
Kollegin Strehlau gesagt wurde.

Das soll heißen: Wenn wir den Gegenwartsbezug
des Unterrichts stärken und vertiefen wollen, geht
es letztlich nicht ohne eine Entrümpelung der Lehr-
pläne.

Die Erinnerungen an die DDR dürfen nicht ver-
schwinden. Es muss eine kritische, offene und ver-
gleichende Aufarbeitung und Bewältigung der
DDR-Geschichte geben, die keinen Schlussstrich
zieht, sondern einen Einstieg in eine aktive Ausein-
andersetzung und Thematisierung der Geschichte
unserer Republik bildet.

Ich möchte wiederholen, mir ist es wirklich wich-
tig, deutlich zu machen, dass wir es mit einer Ge-
schichte zu tun haben, die beide Teile der deutschen
Republik umfasst und umfassen muss.

(Beifall bei SSW, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der LINKEN)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Zu einem Dreiminutenbeitrag gibt es eine Wortmel-
dung von Herrn Kollegen Werner Kalinka von der
CDU-Fraktion. Sie haben das Wort.

Werner Kalinka [CDU]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Der
von mir grundsätzlich sehr geschätzte Kollege Herr

Höppner hat mit seinem Hinweis, bei dem Mauer-
stück handele es sich um eine denkmalschutzrecht-
liche Betrachtung, einen gravierenden Denkfehler
gemacht.

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Henning Höpp-
ner [SPD])

- Das Mauerstück, das hier steht, ist auch für uns ei-
ne Mahnung. Sie mögen sich darüber ärgern, dass
der Name „Bild“ darunter steht. Ich hörte eben, es
sei ein Werbemittel. Die „Bild“-Zeitung hat es
nicht nötig, mit diesem Stück da vorne zu werben.

(Zurufe von SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Lassen Sie mich das einmal ganz deutlich sagen.
Wenn es einen Verlag in Deutschland gab, der mit
seinen Journalisten für die Einheit eingetreten ist,
dann war es der Axel-Springer-Verlag.

(Beifall bei CDU und FDP - Zurufe von der
SPD - Vereinzeltes Lachen bei der SPD)

- Ich weiß überhaupt nicht, warum Sie darüber la-
chen können.

(Zuruf des Abgeordneten Heinz-Werner Je-
zewski [DIE LINKE] - Weitere Zurufe)

- Wenn es einen Verlag gegeben hat, der sich dafür
eingesetzt hat, war es der Axel-Springer-Verlag.
Ich wiederhole dieses.

(Zuruf: Nur Mut! - Weitere Zurufe)

- Ich finde es mehr als unangemessen, in dieser
Form mit einem Verlag und mit Journalisten umzu-
gehen, die dort geschrieben haben, wo andere ge-
schwiegen haben.

(Beifall bei der CDU - Dr. Christian von
Boetticher [CDU]: So ist das! Sehr richtig!)

Lassen Sie mich eine zweite Bemerkung machen.
Es ist der Begriff der „Blockparteien“ gefallen.
Mancher hat gesagt, man hätte eine politische Ni-
sche gehabt. Ich teile das nicht. Man kann vieles
kritisieren. Wenn man aber das Stichwort fallen
lässt, darf man auch nicht vergessen, dass es seit
1984 den Versuch des Wandels durch eine Annähe-
rung zwischen SED und SPD gegeben hat. Das darf
man dann nicht verschweigen.

(Zurufe von der SPD)

- Das darf man in dieser Diskussion nicht ver-
schweigen, wenn man meint, diese Debatte führen
zu wollen.
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(Zuruf des Abgeordneten Dr. Ralf Stegner
[SPD])

Der dritte Punkt betrifft die Situation in den neuen
Ländern.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Kollege Kalinka, gestatten Sie eine Zwischen-
frage des Herrn Abgeordneten Matthiessen?

Werner Kalinka [CDU]:

Bitte schön.

Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Herr Kollege Kalinka, halten Sie
die Öffnungspolitik unter Willy Brandt für
erfolgreich?

- Ich glaube, dass uns diese Politik Gutes gebracht
hat.

(Beifall bei SPD, SSW, der LINKEN und des
Abgeordneten Dr. Christian von Boetticher
[CDU])

Das schließt das andere nicht im Geringsten aus.
Wenn man diskutieren will, dann bitte auch das an-
dere Thema. Wenn man das diskutieren will, dann
will ich das deutlich gemacht haben.

Ich komme zu einem dritten Punkt.

(Zurufe)

- Wissen Sie, ich muss mich bei Ihnen nicht ent-
schuldigen. In der Frage, wie ich mich für die Ein-
heit eingesetzt habe und wie ich mich hier engagiert
habe, muss ich mich bei Ihnen nicht entschuldigen.
Wenn man drüben über die Befindlichkeit spricht,
dann gibt es zwei Dinge: Drüben gibt es wirklich
Menschen, die das System nicht miterlebt haben.
Sie schätzen manche Dinge von früher als gut ein,
und zwar rein menschlich. Das hat mit Politik
nichts zu tun. Das müssen wir ernst nehmen. Es
gibt auch Menschen, die aus alten Strukturen kom-
men. Wir können so viel Fördermittel geben, wie
wir wollen, das wird in ihren Köpfen nichts verän-
dern. Das sind die beiden Situationen, die wir in
den neuen Ländern hatten. Das wollte ich heraus-
arbeiten, weil mir das wichtig ist.

Der vierte Punkt ist das Thema Stasi. Die Stasi hat
nicht frei schwebend gehandelt. Sie war Schild und
Schwert der SED.

(Beifall bei CDU und FDP)

Sie war diejenige, die im Namen und im Auftrag ei-
ner Partei agiert hat.

(Katharina Loedige [FDP]: Danach hieß sie
PDS, dann hieß sie DIE LINKE!)

Ich möchte noch eine weitere Anmerkung machen.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Abgeordneter, Sie müssen leider zum Schluss
kommen.

Werner Kalinka [CDU]:

Es gab viele Unterbrechungen.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Nein, wir haben die Unterbrechungen abgezogen.

Werner Kalinka [CDU]:

Ich finde es ungeheuer wichtig, dass wir den Op-
fern eine hohe Aufmerksamkeit geben, die noch
heute leiden.

(Beifall bei CDU, FDP, der LINKEN, SSW
und vereinzelt bei der SPD)

Ich möchte - ich habe ja nur drei Minuten Zeit -
einen letzten Satz sagen: Widerstand hat es Ende
1989 gegeben. Wer die Geschichte und die Um-
stände aber ein bisschen kennt, der weiß, dass es
schon seit Jahrzehnten vorher viel an unbekanntem
Widerstand gegeben hat, den wir hoch zu achten
haben.

(Beifall bei CDU und FDP)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Zu einem weiteren Dreiminutenbeitrag erteile ich
Herrn Kollegen Jürgen Weber von der SPD das
Wort.

Jürgen Weber [SPD]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Geschichte wiederholt sich selten. Wenn sie sich
wiederholt, dann wird aus einer Tragödie eine Far-
ce, dann wird aus Standhaftigkeit üble Nachrede.
Das ist übrigens ein Zitat nach Karl Marx aus dem
18. Brumaire des Louis Bonaparte. Der eine oder
andere mag es kennen. Die letzten beiden Sätze aus
dem Beitrag des Kollegen Kalinka hätten mich fast
noch versöhnt. Kollege Kalinka, nach Ihrem Bei-
trag muss man es aber fast bedauern, dass wir einen
gemeinsamen Antrag in den Landtag eingebracht
haben.

(Beifall bei SPD und SSW)

Schleswig-Holsteinischer Landtag (17. WP) - 7. Sitzung - Freitag, 18. Dezember 2009 469

(Werner Kalinka)

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D8776&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D355&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D355&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D8776&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D355&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D355&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D8776&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D355&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D355&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D8776&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D70&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D70&format=WEBVOLLLANG


Ich ging davon aus, dass der Konsens gegen Un-
recht und Unrechtsstaat, für Demokratie und ge-
gen jede Form von Unterdrückung das kritische Be-
wusstsein nicht ausschaltet. Natürlich gibt es in ei-
ner demokratischen Gesellschaft auch Strukturen,
die man kritisch aufarbeiten und kritisieren muss.
Wenn dazu etwas gehört, dann ist das das Klima
des Aufpeitschens des Kalten Krieges nach innen
und nach außen, das die „Bild“-Zeitung in Deutsch-
land produziert hat.

(Beifall bei SPD, der LINKEN und SSW)

Auch darüber muss man hier eigentlich nicht aus-
führlich diskutieren. Das ist gar nicht Kern der Din-
ge, über die wir im Zusammenhang mit dem ge-
meinsamen Antrag reden. Das ist nicht Kern der
Diskussion. Wenn aber über das Mauerstück gere-
det wird, dann will ich sagen: Der Kollege Höppner
hat einzig und allein darauf abgehoben, dass die
Frage der Geschichtsvermittlung über die DDR-Ge-
schichte nicht wirklich an einem Stück aufgearbei-
tet werden kann, das hierher transportiert wird und
die Authentizität, die ich für so etwas brauche, viel-
leicht nicht hinreichend gewährleisten kann. Das ist
der Kern des Antrags. Mehr hat der Kollege Höpp-
ner nicht gesagt.

Den Streit um die „Bild“-Zeitung-Inschrift haben
wir jetzt ausführlich geführt. Das muss man nicht
wiederholen, dazu ist alles gesagt. Wenn Sie das
klasse finden, dann finden Sie das klasse. Es steht
nicht auf dem Gelände des Landtags, sondern auf
dem Gelände der Landesregierung. Wenn die der
Auffassung ist, dass die „Bild“-Zeitung dort
schmückt, dann soll die Landesregierung das tun.
Jeder kann das beurteilen. Wir müssen das nicht zu-
sätzlich kommentieren.

Ich will noch etwas in die Richtung der Linken sa-
gen. Das von Ihnen vorgetragene Argument dafür,
dass Sie den Antrag nicht unterschreiben können,
hat mich nicht wirklich überzeugt. Kollege Schip-
pels, Sie haben ein paar Punkte genannt, die dort
nicht explizit drinstehen. Da mag etwas dran sein.
Ich könnte Ihnen auch 30 andere Punkte nennen,
die dort nicht explizit drinstehen. Wir haben keinen
Antrag auf Vollständigkeit gestellt.

Der Kollege Kalinka hat in einem Punkt, den er
zum Schluss gesagt hat, wirklich recht. Dieser wäre
mir auch sehr wichtig gewesen. Nicht erst die fried-
liche Revolution vor 1989 ist Bestandteil von Op-
position und Widerstand in der DDR. Das ist eine
Geschichte, die sich durchträgt. Ich könnte ebenso
wie wohl viele von uns einiges dazu sagen. Ich bin
seit Mitte der 70er-Jahre mit der Oppositionsbewe-

gung in Osteuropa und in der DDR stark verbun-
den. Ich will nur sagen: Eine fehlende Vollständig-
keit darf wirklich keine Ausrede dafür sein, sich in
diesem Punkt aus dem Konsens der Demokraten
diesem Punkt herauszureden.

(Beifall bei SPD, CDU und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Das Wort hat Frau Abgeordnete Luise Amtsberg
von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Luise Amtsberg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Ich muss ehrlich sagen, dass mich die Debatte ge-
gen Ende ein bisschen schockiert hat. Wir sind uns
im Grunde einig darüber, wie das im Geschichts-
unterricht ablaufen soll. Ich habe allerdings die
Anmerkung: Die Aufarbeitung des Kalten Krieges
und die Frage, wie sich damit in Ost und West aus-
einandergesetzt wurde, sollte eine stärkere Erwäh-
nung finden. Ich finde es traurig.

Ich möchte über dieses Denkmal reden, weil ich je-
den Tag daran vorbeilaufe. Es stört mich tatsäch-
lich. Ich kann nicht begreifen, dass wir die
„Bild“-Zeitung benötigen, um an unseren Schulen
eine geschichtliche Aufarbeitung zu betreiben. Die-
ses Denkmal ist eine Farce.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SPD)

Man kann vielleicht auch Begriffe wie die von Ben-
no Ohnesorg und so weiter in den Raum werfen.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich bitte darum zu überdenken, ob wir nicht viel-
leicht mit der „Bild“-Zeitung in einen Dialog treten
können, damit zumindest diese Werbetafel abge-
nommen wird. Das Denkmal ist auch nicht gerade
das, was wir uns für die Aufarbeitung gewünscht
hätten.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
der LINKEN und vereinzelt bei der SPD)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Zu einem weiteren Dreiminutenbeitrag erteile ich
Frau Kollegin Anke Spoorendonk das Wort.

Anke Spoorendonk [SSW]:

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Irgendwie war
der Ablauf dieser Debatte vorhersehbar. Ich glaube,
zumindest diejenigen von uns, die mit der Erstel-
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lung dieses Antrags zu tun hatten, wussten, dass es
so kommen konnte. Darum möchte ich noch einmal
auf den gemeinsamen Antrag zu sprechen kommen.

(Beifall bei CDU und FDP)

Hätten wir vom SSW den Antrag allein gestellt,
hätten wir andere Schwerpunkte gesetzt. Ich glau-
be, das gilt auch für die anderen Fraktionen. Es ist
eine Leistung, dass wir diesen gemeinsamen An-
trag hingekriegt haben. Gleichwohl ist diese Debat-
te die Fortsetzung dessen, was uns bewegt und wo-
mit wir uns außerhalb dieses Plenarsaals auch im-
mer wieder beschäftigen müssen.

Die deutsche Geschichte ist eine schwierige und
konfliktträchtige Geschichte mit ganz vielen Bruch-
stellen. Jede Diskussion wird zu einer hautnahen
Diskussion darüber, wie wir uns mit dieser Ge-
schichte auseinandersetzen. Darum sage ich noch
einmal deutlich: Demut ist angesagt.

(Beifall beim SSW und vereinzelt bei
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der LIN-
KEN)

Es geht nicht darum, diesen Antrag jetzt zu nutzen,
um deutlich zu machen, dass - ich sage das provo-
zierend - wir hier im Westen diejenigen sind, die
von vornherein Recht gehabt haben. Ich bin mittler-
weile so alt, dass ich weiß, wie die Aufarbeitung
der Nazi-Geschichte in Schleswig-Holstein lief.
Auch vor diesem Hintergrund ist Demut angesagt.

(Beifall bei SPD, FDP, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der LINKEN)

Ich gehöre auch zu denjenigen in diesem Haus, die
von Kind auf die DDR-Geschichte hautnah miterle-
ben konnten. Ich habe Familie in Magdeburg. Ich
habe sie mit meinen Eltern in der Zeit der DDR be-
sucht. Vor Weihnachten wurden immer Pakete ge-
schickt. Das heißt, all das ist auch Teil meiner Fa-
miliengeschichte. Ich war zufälligerweise im
Herbst 1989 in Magdeburg, in dieser Zwischenzeit
vor dem Mauerfall. Das war eine spannende Zeit.
Hier war Aufbruchstimmung zu vernehmen. Ganz
viele Demokraten hatten den Glauben, dass es eine
sozialistische Ausprägung der Demokratie geben
könnte.

Ich habe 1990 gesehen, was dann ganz schnell ge-
schah. Das Erste, was man sehen konnte, waren Ge-
brauchtwagen überall, in allen Vorgärten. Von da-
her muss festgehalten werden, dass wir zu wenig
Wissen übereinander haben. Die von mir vorhin zi-
tierte wissenschaftliche Studie sagt das auch aus.
Und natürlich weiß ich, weil ich in meinem frühe-
ren Leben mit jungen Leuten und mit Geschichts-

unterricht zu tun gehabt habe, dass es schwierig ist,
Fragen wie die, wer beispielsweise in den 50er-Jah-
ren Bundeskanzler war, richtig zu beantworten.
Darum geht es auch nicht, sondern es geht darum,
dass wir in unseren Köpfen immer noch eine zwei-
geteilte Republik haben.

Meine Hoffnung bezieht sich auf das, was nach
dem Mauerfall aufgearbeitet wurde. Ich setze mein
Vertrauen in die Geschichten, die im Fernsehen er-
zählt wurden und die im Radio zu hören waren, und
auch in das, was vor Ort an vielen Schulen gemacht
wurde. Das kann vielleicht dazu führen, dass man
mehr übereinander erfährt und sein Wissen vertieft.
Aber ich bleibe dabei: Wer sich mit der deutschen
Geschichte beschäftigt, muss dies demütig tun.

(Beifall bei SSW, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der LINKEN sowie vereinzelt
bei der FDP)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. von Boetti-
cher.

Dr. Christian von Boetticher [CDU]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Auch ich habe mich noch einmal zu Wort gemeldet,
weil es mir wichtig ist, dass wir die heutige Debatte
in einem vernünftigen Ton abschließen und auf den
Kern zurückführen. Von diesem sind wir abgekom-
men.

Übrigens schätze ich den Kollegen Höppner sehr
und glaube nicht, dass es sein Wille gewesen ist,
dass wir den Einwurf bezüglich des Mauerstücks
zum Anlass nehmen, mehr über das Mauerstück als
über den eigentlichen Antrag zu sprechen. Ich glau-
be, es ist wichtig, dass wir nicht nur die Wichtigkeit
eines gemeinsamen Antrages betonen, sondern
uns auch noch einmal deutlich vor Augen führen,
worum es geht.

Wir haben in diesem Plenarsaal anlässlich der Ge-
dächtnisfeier ein Fördeforum mit Herrn Eppelmann
veranstaltet. Herr Eppelmann hat uns deutlich vor
Augen geführt, dass es schon heute Widersprüche
zwischen der Berichterstattung, der öffentlichen
Würdigung des Augenblicks der Maueröffnung,
und dem, was die Menschen vor Ort erlebt haben,
gibt.

Vielleicht können Sie sich an die Lage am Abend
des 9. November erinnern. Kürzlich trat im Fernse-
hen immer ein alter Oberst der Grenztruppen auf.
Dieser beschrieb, dass die Informationslage unklar

Schleswig-Holsteinischer Landtag (17. WP) - 7. Sitzung - Freitag, 18. Dezember 2009 471

(Anke Spoorendonk)

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D8776&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D8564&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D8564&format=WEBVOLLLANG


war und dass man irgendwann mit den Worten
„Wir fluten jetzt!” die Grenze geöffnet hat. Das sei
der Beginn der Wende gewesen. Hierzu sagte Ep-
pelmann: Damit fängt es an. Es war keine Wende -
das Wort „Wende” beinhaltet nämlich eine organi-
satorische Leistung, die etwas langsam in Bewe-
gung setzt -, sondern das war eine friedliche Revo-
lution. Es ist wichtig für die Menschen, die dabei
gewesen sind, dass dies auch als Leistung gesehen
wird und in den Worten korrekt zum Ausdruck
kommt.

(Beifall bei CDU, FDP und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Er hat uns ein Zweites nahegebracht, was ich vor-
her auch nicht wusste. Ich habe auch gedacht, es
seien die Grenzer gewesen, die irgendwann gesagt
hätten: Das halten wir nicht mehr aus; wir öffnen
jetzt die Grenzen. Er sagte: Mitnichten, wir waren
so viele, dass die langsam vor uns zurückwichen,
und wir waren es, die am Ende diesen Schlagbaum
aufgehoben haben; man hat uns nicht daran gehin-
dert. - Es ist natürlich ein fundamentaler Unter-
schied, ob die Staatsmacht sozusagen aufgibt und
freiwillig den Weg räumt oder ob die Menschen
sich das bis hin zu diesem historischen Ereignis er-
kämpfen. Darum ist geschichtliche Darstellung in
einer objektivierten Form so wichtig, gerade auch
für die Menschen, die damals daran beteiligt gewe-
sen sind. Ich finde, darüber sollten wir uns Gedan-
ken machen.

Wer dann im Übrigen diese friedliche Revolution
ermöglicht hat, welche historischen Schritte dafür
notwendig gewesen sind, über Willy Brandt, über
Helmut Kohl und vielleicht auch über eine Beteili-
gung von Axel Springer, entscheidet Geschichte in
der Regel im Rückblick von mindestens 50 Jahren,
wenn man das deutlich objektiver beurteilen kann,
als wir das heute tun.

(Beifall bei CDU und FDP sowie der Abge-
ordneten Jürgen Weber [SPD] und Monika
Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Für die Landesregierung hat der Herr Minister für
Bildung und Kultur, Dr. Ekkehard Klug, das Wort.

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Mit
ihrem gemeinsamen Antrag drücken fünf von sechs
Landtagsfraktionen ein breites Interesse daran aus,

dass sich die Schulen intensiver mit der deutschen
Nachkriegsgeschichte, insbesondere mit der Ge-
schichte der DDR, auseinandersetzen sollen. Der
Antrag enthält gute Anregungen für die Behand-
lung des Themas im Geschichtsunterricht, aber
nicht nur dort, sondern auch in Fächern wie Wirt-
schaft/Politik, Wirtschaftslehre, Deutsch, Philoso-
phie und Kunst oder Weltkunde. Entscheidend sind
dafür nicht allein die Lehrpläne, die die Auseinan-
dersetzung mit der DDR-Geschichte für alle Bil-
dungsgänge eigentlich schon vorgeben. Das Thema
muss dann natürlich auch in schulinternen Fachcur-
ricula angemessen gewichtet werden.

Schleswig-Holstein beteiligt sich außerdem an einer
Untersuchung, die mehr Aufschluss über das zeit-
geschichtliche Bewusstsein von Jugendlichen ge-
ben soll. Dabei handelt es sich um eine Folgestudie
der Befragung zum DDR-Bild von Schülerinnen
und Schülern, die im Jahr 2007 in anderen Bundes-
ländern stattgefunden hat und deren Ergebnisse un-
ter anderem auch zu einer Intensivierung der Dis-
kussion über das Thema der DDR als Teil der deut-
schen Geschichte, über die SED-Diktatur und über
das Geschichtsbild von Jugendlichen im Hinblick
auf diese Fragen geführt hat.

Meine Damen und Herren, der Antrag regt zudem
an, regionale und lokale Kontexte einzubeziehen,
Städtepartnerschaften zu nutzen, Zeitzeugen einzu-
laden und Gedenkstätten zu besuchen. Auch das
nehmen wir gern auf; denn es knüpft an die gängige
Praxis vieler Schulen in Schleswig-Holstein an.

Der nördlichste Abschnitt der früheren innerdeut-
schen Grenze ist Teil unserer Landesgeschichte.
Daran erinnerte in diesem Jahr zum Beispiel ein
Projekt der Willy-Brandt-Schule in Lübeck-Schlu-
tup. Schülerinnen und Schüler des 10. Jahrgangs
hatten sich dort am ehemaligen Grenzübergang ein
halbes Jahr lang auf Spurensuche gemacht und
Zeitzeugen befragt.

Andere Möglichkeiten stehen in Hülle und Fülle
zur Verfügung. Nur ein paar Beispiele will ich nen-
nen, so etwa die Einladung von Zeitzeugen über das
neue Zeitzeugenportal im Internet, den Besuch der
Stasi-Untersuchungsgefängnisse in Rostock und in
Berlin-Hohenschönhausen, die Angebote der Lan-
deszentrale für politische Bildung oder der Projekt-
tag zum 9. November, auf den wir uns in der Kul-
tusministerkonferenz verständigt haben. Dieser Pro-
jekttag eignet sich besonders gut für die exemplari-
sche lebensnahe Beschäftigung mit der deutschen
Geschichte. In diesem Jahr stand natürlich der
20. Jahrestag des Mauerfalls im Zentrum. Aber der
9. November berührt auch andere Wegmarken der
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deutschen Geschichte, so das Jahr 1918, als die er-
ste deutsche Republik ausgerufen wurde, das Jahr
1923, als Hitlers Putschversuch scheiterte, und das
Jahr 1938, als es groß angelegte Pogrome gegen
Deutsche jüdischen Glaubens gab.

Gerade der 9. November 1938 zeigt, dass das öf-
fentliche Gedenken keine Selbstverständlichkeit ist.
Erst seit 1978, also 40 Jahre danach, ist die Erinne-
rung in den Medien präsent. Geschichtsunterricht
ist also immer auch ein Mittel, um der Neigung
zum Schweigen und zum Vergessen entgegenzu-
wirken.

(Beifall bei FDP, CDU, SSW und des Abge-
ordneten Detlef Matthiessen [BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN])

Das muss natürlich ebenso für den Rückblick auf
die deutsche Teilung und für die DDR-Geschichte
gelten.

Eine letzte Anmerkung: Diktatur, Unterdrückung
und politische Verfolgung im SED-Staat sind nur
einer der beiden wesentlichen Aspekte des Themas.
Der zweite zentrale Aspekt, der dabei in der ge-
schichtlichen Diskussion und in der politischen De-
batte nicht zu kurz kommen darf, lautet: Die Demo-
kratiebewegung, die 1989 in der DDR entstanden
ist und die zum Fall der Mauer und der SED-Dikta-
tur geführt hat, ist ein großartiges Kapitel der euro-
päischen Freiheits- und Demokratiegeschichte,

(Beifall bei FDP, CDU, SPD und der LIN-
KEN)

ein Kapitel in dieser europäischen Freiheits- und
Demokratiegeschichte, auf das wir als Deutsche
und besonders natürlich die Deutschen in den neuen
Bundesländern stolz sein können.

Dass die Partei DIE LINKE keinen Gefallen an
dem Antrag der fünf anderen Fraktionen findet, ist
angesichts der genealogischen Verbindung zwi-
schen den neuesten Linken und der früheren SED
nicht besonders verwunderlich.

(Beifall bei der FDP und des Abgeordneten
Rolf Fischer [SPD])

Darüber mag sich in der Öffentlichkeit jeder sein
eigenes Bild machen.

(Beifall bei FDP, CDU, SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und SSW)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Des-
halb kommen wir zur Abstimmung. So, wie ich es

sehe, ist Abstimmung in der Sache beantragt. Wer
dem zustimmen will, den bitte ich um das Handzei-
chen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Bei Enthal-
tung der Fraktion DIE LINKE ist der Antrag 17/
117 hiermit angenommen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich rufe Tages-
ordnungspunkt 38 A auf:

Verstöße des Landes gegen Haushaltsbestim-
mungen des Bundes

Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Drucksache 17/127

Die Dringlichkeit haben wir zu Beginn dieser Ta-
gung beschlossen. Wird das Wort zur Begründung
gewünscht? - Das ist nicht der Fall. Mit dem Antrag
wird ein Bericht in dieser Tagung erbeten. Ich lasse
deshalb zunächst darüber abstimmen, ob der Be-
richt in dieser Tagung gegeben werden soll. Wer
dem zustimmen möchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Das ist
einstimmig so beschlossen.

Ich erteile für die Landesregierung dem Minister
für Wirtschaft, Wissenschaft und Verkehr, Herrn
Jost de Jager, das Wort.

Jost de Jager, Minister für Wissenschaft, Wirt-
schaft und Verkehr:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich
möchte Ihnen in drei Punkten berichten, was im Zu-
sammenhang mit dem Bundesrechnungshofbericht
zu berichten ist, wie ich es bewerte und welche Fol-
gerungen daraus gezogen worden sind.

Erstens: Zum Ablauf. Der Bau und die Unterhal-
tung von Bundesfernstraßen in Schleswig-Hol-
stein obliegt dem Landesverkehrsministerium in
Auftragsverwaltung des Bundes und vollzieht sich
in einem festen Jahreszyklus. Zu Jahresbeginn
weist das Bundesverkehrsministerium dem Landes-
verkehrsministerium die Mittel zu. In dem laufen-
den Jahr werden sie dann verbaut. Dieser Rahmen
betrug für das Jahr 2008 140 Millionen €.

Das Landesverkehrsministerium stellt dann einen
Plan mit den Maßnahmen auf, die realisiert werden
sollen. Nach diesem Plan schreibt der Landesbe-
trieb Straßenbau und Verkehr die Maßnahmen aus,
vergibt die Aufträge und überwacht die Ausfüh-
rung.

Erfahrungsgemäß können aber nicht alle Länder
und alle Verkehrsträger wie zum Beispiel die
Schiene oder die Wasserstraße ihren Rahmen exakt
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ausschöpfen. Deshalb nimmt das Bundesverkehrs-
ministerium einen sogenannten Mittelausgleich
zwischen den Ländern vor, und zwar zwischen
den Ländern und Verkehrsträgern, die Geld übrig
haben, und den Ländern, die über ihren Rahmen
hinaus Geld verbauen können. Schleswig-Holstein
setzt jedes Jahr alles daran, von diesem Mittelaus-
gleich auch tatsächlich zu profitieren.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
FDP)

Im Regelfall vergibt das Land deshalb für etwa 10
bis 20 Millionen € Straßenbauaufträge über den
Verfügungsrahmen hinaus. Im Jahr 2008 waren es
allerdings 70 Millionen €. Der Grund dafür: Im Jahr
2008 sind dem Landesverkehrsministerium bereits
im Frühjahr zusätzliche Mittel in erheblicher Grö-
ßenordnug in Aussicht gestellt worden. Ob und in
welcher Höhe solche Ausgleichsmittel tatsächlich
zugewiesen werden, stellt sich allerdings erst im
Herbst des Jahres heraus. Die Mittel können aber
nur dann noch im selben Jahr ausgegeben werden,
wenn die Ausschreibung und die Vergabe schon im
Vorgriff erfolgt sind. Sonst reicht logischerweise
die Zeit nicht, und die Bundesmittel verfallen.

Weil dieses Vorgehen mit einem Risiko behaftet
ist, hat das Landesverkehrsministerium mit dem Fi-
nanzministerium zusammen Vorsorge getroffen.
Ein sogenannter Swing ermöglicht die vorüberge-
hende Vorfinanzierung von Bundesfernstraßen-
maßnahmen durch das Land, wenn die Mittel nicht
rechtzeitig eintreffen.

Im Jahr 2008 hat das Landesverkehrsministerium
über den nominellen Rahmen hinaus - das sagte ich
schon - Baumaßnahmen in das Jahresprogramm in
dem Maße aufgenommen, wie Zuweisungen aus
dem Mittelausgleich in Aussicht gestellt worden
waren, nämlich in erheblichem Umfang. Die Pro-
jekte kamen allerdings so schnell voran, dass in der
integrierten Mittelsteuerung Finanzierungslücken
entstanden sind. Der Grund dafür ist, dass der ur-
sprüngliche Rahmen ausgeschöpft war, die zusätzli-
chen Bundeszuweisungen noch nicht vorlagen und
die Landesvorfinanzierung durch den Swing noch
nicht möglich war, weil er in der Höhe auf 15 Mil-
lionen € und zeitlich auf den Monat Dezember be-
grenzt war.

Wegen dieser Finanzierungslücke konnten Rech-
nungen nicht umgehend beglichen werden. In der
Folge haben in einem Fall auswärtige Bauunterneh-
men die Arbeiten vorübergehend eingestellt, in ei-
nem anderen Fall hat es eine Zwischenfinanzierung
durch einen Kredit gegeben.

In diesem Zusammenhang sind Mehrkosten in Hö-
he von 2,2 Millionen € zulasten des Bundes ent-
standen, die in zwei Jahresraten zwischen Bund und
Straßenbauverwaltung des Landes verrechnet wer-
den. Dies geschieht über die nicht investiven Ver-
waltungs- und Betriebskosten, ohne dass der Lan-
deshaushalt direkt berührt wird.

Wichtig ist, dass alle Baumaßnahmen, die das Lan-
desverkehrsministerium im Jahr 2008 über den zu
Jahresbeginn verfügbaren Rahmen hinaus veran-
lasst hat, am Ende finanziell gedeckt worden sind -
aus dem Mittelausgleich des Bundes - und der
Haushaltsansatz im Bundeshaushalt nicht über-
schritten wurde.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Das ist ja vorbild-
lich!)

- So sind wir, vorbildlich, Herr Stegner!

(Beifall bei CDU und FDP)

So viel zum Ablauf des Bundesfernstraßenbaus ins-
besondere im Jahr 2008.

Lassen Sie mich zweitens zur Bewertung kommen.
Schleswig-Holstein hat unbestritten großen Nach-
holbedarf an Verkehrsinfrastruktur.

(Hans-Jörn Arp [CDU]: Genau das ist näm-
lich das Problem!)

Das Landesverkehrsministerium hat deshalb den
Ehrgeiz, die ihm zugewiesenen Mittel voll auszu-
schöpfen und zusätzliche Mittel nach Schleswig-
Holstein zu holen, wenn die Chance dazu besteht.
Das geschah auch 2008, und zwar in einem über-
durchschnittlichen Umfang, weil auch überdurch-
schnittlich hohe Zusatzmittel in Aussicht gestellt
worden waren. Jeder Euro - das ist mir wichtig fest-
zuhalten - ist in Vorhaben geflossen, die der Bun-
destag als dringend beschlossen hat und die Schles-
wig-Holstein braucht, wenn es vorankommen will.

Es geht bei dem vom Bundesrechnungshof kritisier-
ten Verfahren nicht darum, ob eine Maßnahme
überhaupt durchgeführt werden durfte oder nicht,
sondern es geht lediglich darum, ob sie im Jahr
2008 gebaut werden konnte oder eben erst später.

Das Land erhält 2,2 Millionen € weniger für nicht
investive Zweckausgaben, verteilt auf zwei Jahre.
Aber unter dem Strich steht, dass im Jahr 2008
77 Millionen € vorzeitig verbaut werden konnten.
So wird zum Beispiel die A 20 bei Weede nächste
Woche in Betrieb genommen. Und das ist gewiss
ein Nutzen für das Land.
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(Beifall bei CDU, FDP und des Abgeordne-
ten Thomas Rother [SPD])

Bundes- und Landesverkehrsministerium haben
auch im Jahr 2008 eine langjährige, allseits tolerier-
te Praxis angewandt, und zwar mit dem gemeinsa-
men Ziel, die für den Fernstraßenbau des Bundes
vorgesehenen Investitionsmittel im Sinne des Haus-
haltsgesetzgebers möglichste ohne Rest zweckmä-
ßig auszugeben. Das ist im Jahr 2008 gelungen und
in einer Pressemitteilung des Bundesverkehrsminis-
teriums übrigens auch festgestellt worden. Dabei -
das ist richtig - ist gegen die Bundeshaushaltsord-
nung verstoßen worden.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Das dann doch!)

Das wird aber abgestellt.

Drittens. Die Folgerungen: Wir stellen sicher, dass
die Realisierung der dringenden Verkehrsprojekte
und der Haushaltsvollzug künftig jederzeit syn-
chron laufen. Dazu dienen folgende Maßnahmen:
Die Straßenbauverwaltung des Landes Schleswig-
Holstein vergibt nur noch Aufträge, nachdem deren
finanzielle Deckung definitiv gesichert ist. Im mo-
natlichen Abstand gleicht das Landesverkehrsmini-
sterium den Haushaltsvollzug mit dem Bundesver-
kehrsministerium ab.

Um gleichzeitig die Chance zu nutzen, in anderen
Ländern nicht verbrauchte Mittel nach Schleswig-
Holstein zu holen, haben wir erstens den Bund auf-
gefordert, ein Verfahren zu entwickeln, das bau-
technisch praktikabel und gleichzeitig haushalts-
rechtlich korrekt ist, und zweitens haben wir die
Möglichkeiten zur Vorfinanzierung von Auftrags-
spitzen verbessert, indem wir den Landes-Swing
auf 20 Millionen € erhöht und für vier Monate eines
jeden Jahres verfügbar gemacht haben.

Damit dürfte ich zufriedenstellend die Punkte aus
dem Berichtsantrag von BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN beantwortet haben.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
FDP - Dr. Ralf Stegner [SPD]: Zufriedenstel-
lend?)

- Zufriedenheit ist Ihnen nicht eigen, das ist mir
klar.

Ich fasse noch einmal zusammen: Das Landesver-
kehrsministerium bemüht sich erfolgreich, den not-
wendigen Fernstraßenbau in Schleswig-Holstein
voranzutreiben. Dabei schoss man im Jahr 2008
über das Ziel hinaus, was in der Tat zu Störungen
im Haushaltsvollzug führte. Ich habe Vorkehrun-
gen getroffen, damit sich die Fehler nicht wiederho-

len. Ich lade Sie übrigens alle sehr herzlich zur Er-
öffnung des Teilstücks der A 20 am kommenden
Montag ein.

(Beifall bei CDU und FDP)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Andreas Tietze
von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Ich weise
gleichzeitig darauf hin, dass der Herr Minister seine
Redezeit um zwei Minuten und 30 Sekunden über-
zogen hat. Diese Zeit steht jetzt jeder Fraktion zu-
sätzlich zur Verfügung.

Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Lieber Herr Minister de Jager, Sie haben gefragt,
ob es zufriedenstellend war. Ich fand es enttäu-
schend. Kein Wort von Selbstkritik,

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SPD und der LINKEN)

kein Wort von dem, was im Bericht des Bundes-
rechnungshofs erwähnt wird. Sie haben das ge-
konnt heruntergespielt. Sie treten hier ja als Krisen-
manager der Regierung auf. In diesem Fall, muss
ich sagen, haben Sie leider versagt. Das, was Sie
gesagt haben, was Sie hier vorgetragen haben, ent-
spricht in keiner Weise den Fakten, die wir im Be-
richt des Bundesrechnungshofs lesen konnten.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SPD)

Meine Damen und Herren, wer diese zwei Seiten zu
Gesicht bekommen hat, dem sind wirklich die Ge-
sichtsfalten entglitten. Ich möchte das deutlich ma-
chen: Es steht darin, es geht um Betrugsvorwürfe
im Straßenbau. Betrugsvorwürfe! Die hat nicht ir-
gendjemand aufgestellt, sondern die Institution, die
wir dafür vorgesehen haben, nämlich der Bundes-
rechnungshof, der ein Pendant ist, auch nachzuwei-
sen, wenn - jetzt gehe ich davon aus, dass Sie das
wissen - im Regierungshandeln schwerwiegende
Verstöße auftreten. Genau darüber redet der Rech-
nungshof. Es geht um schwerwiegende Verstöße.
Die Haushaltsvorschriften des Bundes und das Ver-
gaberecht lassen keine Vergabe öffentlicher Aufträ-
ge zu, für die Haushaltsmittel nicht zur Verfügung
stehen.

(Zuruf des Abgeordneten Wolfgang Kubicki
[FDP])

- Das ist das kleine Einmaleins im Haushaltsrecht.
Das sollten Sie eigentlich kennen, Herr Kubicki.
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Verantwortlich für diese Geschichte ist das Minis-
terium für Wissenschaft, Wirtschaft und Verkehr
und oberste Straßenbehörde. Es war doch der Kol-
lege Austermann, der die Tricks und Schlichen des
Haushaltsrechtes kannte und das Ministerium nach
dem Motto übernommen hat: Jetzt wollen wir doch
mal sehen, dass Schleswig-Holstein mal ein
bisschen mehr Geld bekommt.

(Beifall bei der CDU)

Das ist Vorsatz; da können Sie sich nicht rausreden,
meine Damen und Herren.

Aber der Bundesrechnungshof spricht von einem
Betrugsverhalten. Rechnungen der Bauwirtschaft
wurden nicht beglichen. Die Gläubiger sind in der
Regel mittelständische Betriebe, für die Sie, Herr
Kubicki, ja so eintreten, für die Sie sogar extra
einen Beauftragten abstellen wollen. Diese mittel-
ständischen Betriebe werden durch diese Art von
Politik in die Insolvenz getrieben.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SPD und der LINKEN)

Wenn es ganz dumm kommt, wenn das Land die
Rechnungen nicht mehr bezahlen kann, ist Leidtra-
gender nicht das Land, sondern Leidtragende sind
die Betriebe, die sich bereits mit Material einge-
deckt haben und die diese Maßnahmen durchführen
wollen. Das ist ja wohl das Gegenteil von Wirt-
schaftsförderung.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das Land hat billigend in Kauf genommen, dass be-
teiligte Baufirmen sich gutgläubig auf die finanziel-
le Potenz der Landesregierung verlassen haben, und
anschließend sind sie in die Pleite gegangen. Das ist
nicht nur unanständig, ich finde das fast kriminell.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SPD und der LINKEN - Zuruf des Abgeord-
neten Günther Hildebrand [FDP] - Weitere
Zurufe)

- Auch wenn Sie sich jetzt so künstlich aufregen,
lesen Sie den Bericht des Bundesrechnungshofs. Da
steht, dass eine Straßenbaubehörde bereits Ende Fe-
bruar nur noch 110.000 € freie Bundesmittel hatte
und dennoch einen Bauvertrag über 7,2 Millionen €
abschloss. Das erklären Sie mir mal. Als die Behör-
de im August fällige Abschlagszahlungen erwar-
tungsgemäß nicht bezahlte, kündigte das Bauunter-
nehmen den Bauvertrag. Erst nach Zahlung der
Rechnung im Oktober 2008 wurde sozusagen eine
Schadenssumme von 2,2 Millionen € deutlich. Das
ist doch Betrug, das ist kriminell, finde ich. Das ist

Betrug. Hier spielt man mit den wirtschaftlichen
Kompetenzen, und das kann nicht angehen.

Die Regierung ist gewählt worden und hat die Ver-
pflichtung, Schaden vom Land fernzuhalten. Doch
das Ministerium hat genau das Gegenteil getan.
Man muss sich ja mal fragen: Wie viel wusste ei-
gentlich wer? Was wussten die Staatssekretäre?
Was wussten die Minister? Was wusste der Minis-
terpräsident?

Wir fragen uns auch - dazu würden wir gern etwas
hören, aber dazu hat Herr de Jager leider nichts ge-
sagt -: Sind Beamte des Landes wissentlich dazu
angestiftet worden, Recht zu brechen? Sind Beamte
dazu angestiftet worden?

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der LINKEN)

Der Bundesrechnungshof schreibt in seinem Be-
richt von vorsätzlichen
Dienstpflichtverfehlungen. Ich frage mich: Beam-
ten haben nach dem Beamtenrecht, § 36, die Re-
monstrationspflicht. Ist das aktenkundig? Hat ein
Beamter Ihrer Landesverwaltung gesagt: Nein, da
mache ich nicht mit? Das würden wir gern wissen.
Dazu haben Sie nichts gesagt.

Aus Sicht des Bundesrechnungshofes „ist das Ver-
trauen in die Ordnungsmäßigkeit und Wirtschaft-
lichkeit des Haushaltsverzuges in der Straßenbau-
verwaltung des Landes … nachhaltig beeinträch-
tigt“. Jetzt empfiehlt der Bundesrechnungshof, im
Zuge der Bundesaufsicht der Landesregierung
einen Beauftragten zur Seite zu stellen.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Aber einen richti-
gen Beauftragten!)

Das ist doch ein Armutszeugnis. Wird jetzt der Herr
Ministerpräsident Carstensen zukünftig von Berlin
aus beaufsichtigt? Vielleicht übernimmt das ja Frau
Merkel direkt. Jedenfalls können Sie sich dann die
weiten Wege zu den Adventssonntagen nach Berlin
sparen, wenn sie gleich mitregiert.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Abgeordneter, denken Sie an Ihre Redezeit!

Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Ich möchte auch noch einmal deutlich machen:
Was sollen eigentlich die Bürgerinnen und Bürger
denken, die bereits bei Kleinigkeiten und Rechts-
verstößen mit Maßnahmen der Verwaltung zu rech-
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nen haben? Mit welchem Maß wird hier eigentlich
gemessen? Mit welchem Maß messen Sie hier ei-
gentlich Recht?

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Anstatt Licht in das Dunkel dieser Sache zu brin-
gen, Herr de Jager, haben Sie sehr kunstvoll ver-
sucht, die Sache herunterzuspielen. Ein echter Be-
richt, der den Landtag auch entsprechend ernst
nimmt, hat nicht vorgelegen. Ich erwarte, dass Sie
sich zu diesen Fragen noch einmal äußern. Jeden-
falls haben wir dazu nichts gehört.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SPD und der LINKEN)

Präsident Torsten Geerdts:

Für die CDU-Fraktion erteile ich dem Herrn Abge-
ordneten Hans-Jörn Arp das Wort.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Jetzt kommt der an-
dere Beauftragte! - Unruhe)

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, das Wort
hat der Abgeordnete Hans-Jörn Arp!

Hans-Jörn Arp [CDU]:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Herr Tietze, Sie haben eben Ungeheuerli-
ches behauptet. Ich fordere Sie auf: Beweisen Sie,
welches Unternehmen kein Geld bekommen hat
oder welchem Unternehmen Schaden zugefügt wur-
de. Das wollen wir von Ihnen wissen.

(Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das wollen wir von Ihnen wissen!)

Sie können hier keine Behauptungen in den Raum
stellen, die Sie nicht beweisen können. - Es ist zwar
bald Weihnachten, aber man muss sich doch nicht
den ganzen Morgen schon wie eine Weihnachts-
gans aufblasen!

Meine Damen und Herren, in dem Bericht des Bun-
desrechnungshofes hieß es, Schleswig-Holstein ha-
be betrogen. Über 80 Millionen € seien zu Unrecht
in unser Land geflossen. Nun wollen wir mal die
Kirche im Dorf lassen. Was heißt das denn? Es ist
eine Maßnahme des Bundes, die wir für den Bund
durchgeführt haben. Im Interesse des Bundes bau-
en wir dessen Straßen. Wir haben uns im Unter-
schied zu Rot-Grün dafür eingesetzt, dass endlich
wieder Straßen gebaut werden.

(Beifall bei CDU und FDP)

Bei Ihnen war die einzige Großbaumaßnahme die
Überquerung des Wakenitztals. In 20 Jahren hat es
nicht eine andere Großbaustelle in Schleswig-Hol-
stein gegeben. Seitdem Schwarz-Rot und danach
Schwarz-Gelb regieren, wird wieder investiert, weil
wir an die Zukunft dieses Landes glauben. Das un-
terscheidet uns. Wir haben anders als Sie fertige
Pläne in der Schublade; genau das, was der Minis-
ter ansprach. Im August wird herumgefragt: Wer
hat noch Haushaltsmittel, wer braucht noch Haus-
haltsmittel, wer hat welche nicht ausgegeben? Das
unterscheidet uns. Dann können wir die Mittel ein-
setzen.

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge des Herrn Abgeordneten Dr. Ralf Stegner?

Hans-Jörn Arp [CDU]:

Wenn es dazu dient, dass er dadurch etwas lernt,
gern.

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Ralf Steg-
ner für eine Zwischenfrage.

Dr. Ralf Stegner [SPD]: Herr Kollege Arp,
habe ich Sie richtig verstanden, dass der neue
Mittelstandsbeauftragte der Landesregierung
der Auffassung ist, dass, wenn es dem Stra-
ßenbau dient, Rechtsvorschriften nicht so
wichtig sind?

Hans-Jörn Arp [CDU]:

- Das habe ich nicht gesagt. Ich bin der Meinung,
wenn wir die Infrastruktur verbessern, verbessern
wir damit die Situation des Mittelstandes in Schles-
wig-Holstein. Dafür setzen wir uns ein.

(Beifall CDU und FDP - Zurufe)

Ich bitte alle anderen Redner: Hier wird von Be-
trug geredet. Wenn Betrug im Spiel ist - hören Sie
bitte zu -, müssen es Betrüger sein. Ich sage Ihnen:
Die Mitarbeiter der Verkehrsabteilung sind keine
Betrüger. Unsere Mitarbeiter sind hoch motivierte,
fleißige Mitarbeiter.

(Beifall bei CDU und FDP)

Die haben das nicht verdient. Herr Dr. Stegner,
auch Sie tragen für dieses Land und für die Mitar-
beiter Verantwortung. Die kriegen mit, was hier im
Hause geschieht. Dies ist eine Maßnahme, die mit
dem Bund abgestimmt war. Natürlich war sie mit
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dem Bund abgestimmt, sonst hätte der Bund das
Geld nicht zur Verfügung gestellt.

Nochmals: Schämen Sie sich für solche Äußerun-
gen gegenüber den Mitarbeitern. Die haben das
nicht verdient!

(Beifall bei der CDU)

Auch der Bundesrechnungshof hat nicht das Recht,
von Betrug zu reden. Das würde der Landesrech-
nungshof in Schleswig-Holstein nicht machen. Sie
haben es versäumt, diese Maßnahme als Verkehrs-
projekt Deutsche Einheit durchzukriegen. Rot-Grün
hat es abgelehnt. Wir wären heute mit der A 20 viel
weiter. Wir hätten wahrscheinlich schon die Elb-
querung. Sie haben es nicht gewollt, Sie waren da-
gegen. Wir holen jetzt nur nach, was Sie in den
letzten Jahren versäumt haben. - Herr Tietze, wol-
len Sie sich bei den Mitarbeitern entschuldigen?

(Beifall bei der CDU)

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Abgeordneter Arp, gestatten Sie eine weitere
Zwischenfrage? - Ja, die Zwischenfrage wird ge-
stattet. Das Wort hat der Herr Abgeordnete Tietze.

Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ich würde gern fragen, ob Ihnen fol-
gende Passage bekannt ist - ich zitiere aus
dem Bericht Seite 143 -:

„Der Bundesrechnungshof regt an, auf das
Ministerium einzuwirken, dass dieses auch
disziplinarisch gegen die Beamten der Stra-
ßenbauverwaltung vorgeht, die ihre Dienst-
pflichten vorsätzlich verletzt haben, indem
sie Weisungen des Bundesministeriums zur
Bewirtschaftung von Haushaltsmitteln miss-
achteten.“

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Und, was soll
daraus folgen?)

Hans-Jörn Arp [CDU]:

Der Minister hat doch eingeräumt - Herr Tietze, hö-
ren Sie doch zu; Sie stellen eine Frage, dann kön-
nen Sie auch zuhören -, dass Fehler gemacht wor-
den sind. Der Minister hat gesagt, diese werden
nicht wiederholt. Die Mitarbeiter haben das nicht
verdient. Es ist dort nämlich zum Wohle des Lan-
des investiert worden. Trennen Sie das eine vom
anderen.

(Zuruf von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:
Der Zweck heiligt die Mittel! - Zuruf des Ab-
geordneten Dr. Ralf Stegner [SPD])

- Herr Dr. Stegner!

(Zuruf der Abgeordneten Monika Heinold
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

- Liebe Frau Heinold, dass die Grünen gegen jedes
Verkehrsprojekt sind, wissen wir. Da brauchen Sie
hier nicht so einen Pseudoantrag zu stellen und die
Mitarbeiter in die kriminelle Ecke zu drängen. Das
haben die nicht verdient.

(Beifall bei CDU und FDP)

Vielleicht kommen wir zu dem Antrag zurück. Es
ist bald Weihnachten. Bevor wir uns alle draußen
vor der Tür „Frohe Weihnachten“ wünschen, kön-
nen wir uns auch hier schon einmal so verhalten,
als hätten wir bald Weihnachten.

Worum geht es im Wesentlichen? Es geht darum,
dass wir die Infrastrukturmaßnahmen in Schles-
wig-Holstein verbessern, die in den letzten Jahren
vernachlässigt worden sind. Im letzten Jahr sind
270 Millionen € verbaut worden. Das findet die Un-
terstützung unserer Seite des Hauses und vieler ver-
nünftiger Verkehrspolitiker auch in der SPD.

Die Frage ist: Wie geht es jetzt weiter? Was ma-
chen wir, und wie kann es vorangehen? Ich sage Ih-
nen, da brauchen wir Ihre Unterstützung, denn auch
im Jahr 2009 wurde so viel Geld verbaut wie noch
nie zuvor. Auch das ist eine Leistung des Hauses
und seiner Mitarbeiter. Dafür möchte ich mich bei
Ihnen im Namen der CDU-Fraktion herzlich bedan-
ken.

(Beifall bei CDU und FDP)

Wir haben durch diese Mittel - nächsten Montag
wird das Projekt eingeweiht - antizyklisch gearbei-
tet, in der Krise investiert, vielen Firmen und Mitar-
beitern dort Arbeit verschafft. Wenn Sie einmal auf
der Baustelle waren, haben Sie gesehen, dass dort
viele Autos mit Verkehrszeichen aus Segeberg wa-
ren, also schleswig-holsteinische Unternehmen, die
dort die Arbeit geleistet haben.

Ich weise die Kritik des Bundesrechnungshofs
zurück. Ich danke den Mitarbeitern. Ich weiß, dass
dieses Geld gut angelegtes Geld für Schleswig-Hol-
stein, für den Mittelstand und die Wirtschaft ist.

(Zurufe von SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wir holen das auf, was Sie versäumt haben.
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(Beifall bei CDU, FDP und des Abgeordne-
ten Lars Harms [SSW])

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort für die SPD-Fraktion erteile ich der Frau
Abgeordneten Regina Poersch.

Regina Poersch [SPD]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Schles-
wig-Holstein, offenbar ein Winter- und Weih-
nachtsmärchen. Dabei sind die Vorwürfe aus dem
Bericht des Bundesrechnungshofs nun wirklich
nicht von Pappe: Mehr Geld für Autobahnbau aus-
gegeben als bereitgestellt. Buchungstricks - auch
davon ist im Bericht die Rede - außerhalb eines ex-
tra installierten Kontrollsystems. Au weia!

An dieser Stelle dennoch ein Danke, Herr Minister,
für Ihren Bericht. Meine Bewertung indes ist eine
vollkommen andere.

Wir haben es hier nicht mit einer verzeihlichen Mo-
gelei oder gar einem charmanten Streich zum Wohl
des Landes zu tun. Mitnichten! Ausweislich des
Berichts des Bundesrechnungshofs - es ist alles
nachlesbar - wurde der Bund durch das Land zu
Zahlungen verpflichtet, die eben nicht mit ihm ver-
einbart waren, und das im stolzen Umfang von
70 Millionen €. Das ist unglaublich.

Erst werden alle zugewiesenen Mittel 2008 ver-
braucht, dabei fällige Rechnungen nicht oder ver-
spätet gezahlt und dann vertragliche Verpflichtun-
gen in Millionenhöhe zulasten des Bundes einge-
gangen. Wenn ich der Bund wäre, wäre ich ganz
schön sauer.

Ich komme aus dem Bauamt einer kleinen Kommu-
nalverwaltung. So etwas hätten wir uns mal erlau-
ben sollen.

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der LINKEN)

Beim Bau einer Gemeindestraße oder bei touristi-
schen Projekten auf die „berechtigte Annahme“ -
Herr Minister, damit wurden Sie in der Zeitung zi-
tiert; mit ähnlichen Worten beschreiben Sie es heu-
te auch -, es würden schon Mittel fließen, Aufträge
zu erteilen - mein lieber Mann, das ist ungeheuer-
lich. Man kann es heute Morgen auch nicht oft ge-
nug betonen: Es gibt keine einzige Haushaltsvor-
schrift, die es erlauben würde, Aufträge zu erteilen,
ohne dass Haushaltsmittel zur Verfügung stehen.
Das ist ganz einfach.

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Draußen liegt Schnee. Es geht auf Weihnachten zu.
Trotzdem möchte ich dem Winterwunderweih-
nachtsmärchen aufräumen, das wir seinerzeit vom
damaligen Wirtschaftsminister Austermann zu hö-
ren bekamen. Heute hat der Kollege Arp das noch
einmal hervorgehoben. Es ist gesagt worden, end-
lich werde in Schleswig-Holstein schneller gebaut,
endlich gehe es voran mit dem Autobahnbau.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Ja!)

Der Preis dafür war, dass sich die Regierung selbst
offenbar nicht mehr an geltende Gesetze hielt. In
diesem Fall waren das das Haushaltsgesetz und die
Haushaltsordnung.

Eine Regierung muss sich zuallererst selbst an
Recht und Gesetz halten.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Fragen Sie den
Kollegen Stegner!)

Wie sollte sie sonst einfordern, dass es andere tun?
Ich finde es bedauerlich, dass der Vorgang heute
harmloser dargestellt wird.

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Man wolle Pläne in der Schublade haben, wenn der
Bund im Rahmen des länderübergreifenden Mittel-
ausgleichs noch einmal abfragt, wer denn noch et-
was hätte. Pläne - so weit, so gut. Aber von Bu-
chungstricks an Haushaltsordnung und an Haus-
haltsgesetz vorbei war nie die Rede.

Schleswig-Holstein meldet Bauvorhaben an. Der
Bund erklärt sogar, die Mittel würden nicht für alle
eingereichten vorgeschlagenen Vorhaben reichen.
Das wird ausdrücklich miteinander besprochen.
Trotzdem interessiert das Schleswig-Holstein
schlichtweg nicht, und man vergibt Bauaufträge.
Ganz bewusst werden nach dem Motto: „Es wird
schon irgendwie gut gehen“ an Buchungs- und
Kontrollsystemen vorbei Aufträge erteilt. Ich finde
dafür im Grunde keine Worte.

Es wurde nämlich nicht einfach nur über das Ziel
hinausgeschossen. Noch einmal: Hier wurde gegen
Recht und Gesetz verstoßen. Allein damit wird
Schleswig-Holstein Schaden zugefügt.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD)

Ich habe kein Verständnis dafür, solche Rechtsver-
stöße gar noch als couragiert, als mutig, als Robin-
Hood-Heldentum darzustellen. Aus meiner Sicht
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wird Minister a. D. Austermann auch nicht Mann
des Jahres.

Nun richtet sich der Bericht des Bundesrechnungs-
hofs in erster Linie an das Bundesverkehrsministe-
rium, das nun angewiesen wird, das Landesver-
kehrsministerium quasi wie ein kleines Kind an die
Hand zu nehmen.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Er kann nicht an-
weisen!)

Darauf hat der Kollege Tietze in seinem Zitat aus
dem Bericht des Landesrechnungshofs hingewie-
sen. Ich finde diesen Vorgang beschämend für un-
ser Land. Er wird - auch da ist meine Bewertung ei-
ne andere als Ihre, Herr Minister - für unser Land
ein teures Nachspiel haben.

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort für die FDP-Fraktion erteile ich dem
Herrn Abgeordneten Oliver Kumbartzky.

Oliver Kumbartzky [FDP]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und
Herren! Die Grundproblematik ist - wenn wir dabei
überhaupt von einer Problematik reden können - in
wenigen Sätzen erklärt: Die Straßenbauverwal-
tungen der Länder planen und bauen Bundes-
fernstraßen im Auftrag des Bundes. Dafür teilt der
Bund den Ländern jährlich Haushaltsmittel zu, die
diese eigenverantwortlich verteilen und ausgeben.

(Zuruf des Abgeordneten Andreas Tietze
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Mittel, die die Länder im laufenden Jahr nicht mehr
ausgeben können, werden an den Bund zurückge-
meldet, und so werden die freien Gelder in einem
länderübergreifenden Mittelausgleich an jene
Länder verteilt, die die Mittel bis zum Jahresende
noch ausgeben können.

Eigentlich lässt sich daraus doch sehr schnell erken-
nen, wozu dies führen kann beziehungsweise
zwangsläufig führt: Wer am schnellsten baut, darf
weiterbauen. Wer zu wenig baut, muss das bereits
zugewiesene Geld wieder zurückzahlen, damit an-
dere Bundesländer weiterbauen können.

(Zuruf des Abgeordneten Andreas Tietze
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Leider war Schleswig-Holstein unter roter und rot-
grüner Regierung lange Zeit unter den Ländern, die

das Budget nicht voll ausgereizt haben und daher
das zugesicherte Geld wieder zurückgeben muss-
ten.

(Beifall bei FDP und CDU)

An einigen Stellen im Land merken wir das leider
noch ziemlich deutlich. Vielleicht sollten wir uns
auch einmal fragen, wieso in früheren Jahren Gel-
der zurückgegeben werden mussten und über wel-
che Summen wir dabei genau reden.

Im Jahr 2008 ging das Spiel in eine andere Rich-
tung. Schleswig-Holstein war schneller als andere
Bundesländer und tat etwas für seine Infrastruktur.
Ich verrate sicherlich kein Geheimnis, wenn ich sa-
ge, dass ich davon ausgehe, dass die schwarz-gelbe
Landesregierung auch in den Jahren 2010 bis 2020
und darüber hinaus weiterhin sinnvoll in Infrastruk-
tur investieren wird.

(Beifall bei FDP und CDU)

Die Grünen schreiben in ihrer Pressemitteilung
vom 8. Dezember diesen Jahres, dass sich die Lan-
desregierung bis auf die Knochen blamiert hat. Um
es noch einmal festzuhalten: Wir reden über das
Jahr 2008. Dort hatten wir bekanntlich noch eine
andere, mittlerweile abgewählte Landesregierung.

(Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Aber Ihr Minister! - Weitere Zurufe
von SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Frau Poersch, ich frage mich ganz ehrlich, wie Sie
heute argumentiert hätten, wenn Schwarz-Rot heute
noch regieren würde.

(Zurufe von SPD, FDP und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Kumbartzky.

Oliver Kumbartzky [FDP]:

Meine Damen und Herren, wir können die Verstöße
des Landes - -

(Anhaltende Zurufe)

- Ich bringe jetzt wieder Ruhe rein. - Wir können
die Verstöße des Landes gegen die Haushaltsbe-
stimmungen des Bundes nicht ungeschehen ma-
chen, und wir sollten die Kritik des Bundesrech-
nungshofs ernst nehmen, keine Frage.

(Beifall und Zurufe von SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN, der LINKEN und SSW)
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Aber wir sollten jetzt nicht wieder dahin zurück-
kehren, dass große, zugesicherte Summen in Zu-
kunft wieder zurückgezahlt werden müssen. Unsere
Infrastruktur muss konsequent ausgebaut werden.
Da sind wir uns doch alle einig, oder nicht?

(Zurufe)

Wir sollten uns bei der Bundesregierung weiter für
einen verstärkten Einsatz von Bundesmitteln in
Schleswig-Holstein einsetzen.

(Anhaltende Zurufe)

Präsident Torsten Geerdts:

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das Wort hat Herr
Abgeordneter Kumbartzky. Es gibt weitere Dreimi-
nutenbeiträge. Die sind schon angemeldet, und die
arbeiten wir danach Schritt für Schritt ab.

Oliver Kumbartzky [FDP]:

Unabhängig vom Neubau der Verkehrswege bedarf
es aber natürlich auch besonderer Anstrengungen,
das vorhandene Straßennetz zu erhalten und zu un-
terhalten, um auch in Zukunft einen verkehrssiche-
ren Straßenverkehr zu gewährleisten.

Ich bin fest davon überzeugt, dass die heutige Lan-
desregierung so einen Vorfall nicht noch einmal ge-
schehen lassen wird. Natürlich ist auch der Bund
aufgefordert, dass die im Auftrag des Bundes täti-
gen Straßenbauverwaltungen aller Länder - ich be-
tone: aller Länder - die haushalts- und ver-
gaberechtlichen Vorschriften des Bundes verfolgen.
Dies fordert auch der Bundesrechnungshof zu
Recht.

Meine Damen und Herren, der Minister hat alle
Fragen beantwortet.

(Lachen und Zurufe von SPD und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

- Das hat er. - Insbesondere hat der Minister aufge-
zeigt, dass und wie die Landesregierung zukünf-
tig - -

(Anhaltende Zurufe)

Präsident Torsten Geerdts:

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich versuche es
noch einmal. Der Abgeordnete, der am Rednerpult
steht, hat das Wort.

Oliver Kumbartzky [FDP]:

Danke schön. - Insbesondere hat der Minister auf-
gezeigt, dass und wie die Landesregierung zukünf-
tig dafür Sorge tragen wird, dass ein ordnungsge-
mäßer und wirtschaftlicher Umgang mit Bundes-
mitteln sichergestellt ist. Wir sollten nun nach vor-
ne blicken und uns nicht scheuen, weitere Infra-
strukturmaßnahmen anzugehen. Ich denke, wir sind
uns fast alle einig, dass eine exzellent ausgebaute
Infrastruktur die Voraussetzung dafür ist, dass in
Schleswig-Holstein Wachstum geschaffen, Lebens-
qualität gesichert und Zukunft gestaltet werden
kann.

(Beifall bei FDP und CDU)

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort für die Fraktion DIE LINKE erteile ich
Herrn Abgeordneten Schippels.

Ulrich Schippels [DIE LINKE]:

Meine Damen! Meine Herren! Herr Präsident! Ich
bin in dieses Hohe Haus eingezogen und war voller
Ehrfurcht. Ich habe gedacht: Mensch, was ist hier
los, das geht ja alles nach Recht und Gesetz. Jetzt
darf ich mit dem Fahrrad nicht mehr bei Rot über
die Ampel fahren. Das habe ich noch nie gemacht,
aber meine Mutter hat mich darauf hingewiesen,
dass ich das auch nicht tun sollte.

Ich habe tatsächlich dieses Mandat errungen. Da
war übrigens schon das erste Problem. Es gibt in
Nordfriesland einen Kreiswahlleiter - -

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Kollege, reden Sie bitte zum Tagesordnungs-
punkt.

Ulrich Schippels [DIE LINKE]:

Ich komme zum Tagesordnungspunkt.

Präsident Torsten Geerdts:

Das würde Sinn machen.

Ulrich Schippels [DIE LINKE]:

Ich rede über den Zustand dieses Hauses, Herr Prä-
sident.

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Kollege, Sie reden zu dem Tagesordnungs-
punkt, den wir hier oben aufrufen.
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Ulrich Schippels [DIE LINKE]:

Ich kam hierher und musste feststellen, dass es of-
fensichtlich unterschiedliche Sichtweisen über
Recht und Gesetz gibt. Herr Präsident, es war so,
dass ich hierherkam und den damaligen Präsidenten
gefragt habe: Wann bin ich hier Abgeordneter?
Auch da gab es unterschiedliche Ansichten auf-
grund der Gesetzeslage, die in diesem Hohen Hause
verabschiedet worden ist. Er hatte eine andere Auf-
fassung - -

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Kollege, kommen Sie noch zum Tagesord-
nungspunkt?

Ulrich Schippels [DIE LINKE]:

Ich komme dazu, ich bin schon so weit, ich bin
quasi schon dabei. - Ist das hier üblich so? - Ja,
nee? Es liegt wohl an mir, dass ich einen Fehler ge-
macht habe.

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Abgeordneter, ich erteile Ihnen einen Ord-
nungsruf. Jetzt reden Sie bitte zur Sache!

Ulrich Schippels [DIE LINKE]:

Entschuldigen Sie, Herr Präsident. Ich habe irgend-
wie noch nicht so richtig begriffen, dass das nicht
zur Sache gehörte.

Offensichtlich ist hier das Motto der Regierung:
legal, illegal, ist mir doch egal. Das war sozusagen
das, was ich als Erstes sagen wollte, dass zumindest
beim Verkehrsministerium diese Devise 2008 Mot-
to gewesen ist.

77 Millionen € sind kein Pappenstiel, die wurden -
wie es der Bundesrechnungshof sagt - mit schwer-
wiegenden Verstößen gegen Haushaltsbestim-
mungen verbraten. Ohne Zustimmung des Bundes,
ohne genügend Haushaltsmittel wurden Verträge
für Bauleistungen abgeschlossen, fällige Rechnun-
gen werden nicht bezahlt. Das Land hat sich -
schreibt der Bundesrechnungshof - bewusst über
Maßgaben des Bundes zur Bewirtschaftung der
Bundesmittel für den Bundesfernstraßenbau hin-
weggesetzt.

Ich wünschte mir ein wenig mehr Kreativität der
Landesregierung, wenn es nicht nur um die Zubeto-
nierung unserer Landschaft geht, sondern wenn es
um soziale Belange geht, die für den sozialen Zu-
sammenhalt in Schleswig-Holstein sorgen. Dann

würde unsere Kritik an diesem Hohen Haus bezie-
hungsweise an der Regierung vielleicht ein wenig
milder ausfallen.

(Zuruf)

Wenn Sie einmal gucken: Wir haben nachher noch
das Schulobstprogramm auf der Tagesordnung.
Vielleicht gibt es dort ein bisschen mehr Kreativi-
tät.

(Zurufe)

Vielleicht finden wir tatsächlich noch einen Weg
trotz aller bürokratischen Hürden, dafür zu sorgen,
dass sich unsere Kinder in diesem Land vernünftig
ernähren können.

(Vereinzelter Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ich habe das eingangs gesagt, weil ich immer noch
der Hoffnung bin, dass dieses Hohe Haus zu
rechtsstaatlichem Verhalten zurückkommt. Das
wollen wir wohl alle. Dann werden wir das in Zu-
kunft einfach so machen, und wir sind glücklich.

(Zurufe des Abgeordneten Wolfgang Kubicki
[FDP])

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Abgeordneter, Sie machen es uns insgesamt
etwas schwer, mit Ihnen so umzugehen wie mit al-
len anderen Parlamentariern auch. Ich empfehle Ih-
nen dringend, einen Blick in die Geschäftsordnung
zu werfen, sich beim nächsten Mal auf die Sitzung
so vorzubereiten, dass Sie zur Sache reden, und so
mit dem Haus umzugehen, dass die Würde gewahrt
bleibt und wir weiter vernünftig miteinander umge-
hen können.

Das Wort hat für die Fraktion des SSW hat Herr
Abgeordneter Lars Harms.

Lars Harms [SSW]:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! „Sind gar nicht so dröge, die Fischköppe“ -
so titulierte die „tageszeitung“ am 10. Dezember
dieses Jahres. Anlass für diese Überschrift war das
Bekanntwerden der Vorwürfe des Bundesrech-
nungshofs gegen das Land Schleswig-Holstein: Ein
schwerwiegender Verstoß gegen die Bundeshaus-
haltsordnung liege vor, Schleswig-Holstein habe
den Bund um 77 Millionen € betrogen. - Ich habe
dies bewusst im Konjunktiv gesagt, denn Bundes-
mittel sind für Straßen des Bundes ausgegeben wor-
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den. Da von Betrug zu reden, ist ein bisschen
schwierig.

(Beifall bei CDU und FDP)

In vielen regionalen und überregionalen Zeitungen
war an diesem Tag zu lesen, dass der Bund Schles-
wig-Holstein für das Jahr 2008 140 Millionen € für
Baumaßnahmen an Autobahnen und Bundesstraßen
zur Verfügung gestellt hat. Insgesamt ließ das Land
aber Straßen im Wert von 217 Millionen € bauen,
also 77 Millionen € zu viel, für die der Bund ge-
zwungenermaßen aufkommen musste.

Wenn man den Presseartikeln zu diesem Thema
Glauben schenkt, sagt der Bundesrechnungshof im
gleichen Atemzug außerdem, dass es verständlich
sei und mildernde Umstände nahelägen, dass
Schleswig-Holstein jetzt auch einmal ein bisschen
mehr Geld für den Straßenbau haben wollte und
dass andere Länder auch gern einmal in die Bun-
deskasse gelangt haben, um Geld abzustauben.

Das Wirtschaftsministerium hat bereits bestätigt,
dass die Vorwürfe des Bundesrechnungshofs kor-
rekt seien; dies sei zwar ein Verstoß gegen die Lan-
deshaushaltsordnung, mit Betrug habe dies aller-
dings nichts zu tun. Auch der ehemalige Wirt-
schaftsminister, Herr Austermann, hat bereits zu
den Vorwürfen Stellung bezogen. Schleswig-Hol-
stein brauchte viel mehr Mittel, als das Land be-
kommt, und außerdem habe der Bund so gesehen
fast selbst Schuld, da er sich bereit erklärt habe,
überplanmäßige Bauvorhaben „wohlwollend zu
prüfen“.

So weit die derzeitige Situation. Fest steht aus
SSW-Sicht, dass Herr Austermann in gutem Willen
gehandelt hat, um möglichst viel für das Land
Schleswig-Holstein herauszuholen.

(Beifall bei CDU, FDP und der Abgeordne-
ten Anke Spoorendonk [SSW])

Außerdem ist auch klar, dass Herr Austermann
vielleicht zu forsch gewesen ist, aber das sind ande-
re Wirtschaftsminister aus anderen Ländern über
Jahre und Jahrzehnte auch gewesen, und sie hatten
dabei Erfolg.

In den letzten Jahren gab es immer wieder Mittel
für den Straßenbau, die am Ende des Jahres verfie-
len, weil einige Länder die ihnen zustehenden Mit-
tel doch nicht abgerufen haben, und Schleswig-Hol-
stein zählte oft dazu. Manchmal sind Baumaßnah-
men günstiger geworden, oder Baumaßnahmen sind
auch verzögert worden, und so konnte erst in den
Folgejahren das Ganze umgesetzt werden. Beides
führte dazu, dass Mittel am Jahresende frei waren

und dann die Länder profitierten, die ihr Konto
überzogen hatten. Fast immer waren das andere
Länder als Schleswig-Holstein. Dass dann ein Wirt-
schaftsminister auch auf diese Karte setzt, ist daher
durchaus nachvollziehbar und erst einmal nicht zu
kritisieren.

An Haushaltsbestimmungen muss man sich hal-
ten, das ist klar. Das ist Recht und Gesetz. Wenn
man sich daran nicht hält, muss es auch eine ent-
sprechende Strafe geben, und die müssen wir als
Land Schleswig-Holstein auch tragen. Allerdings
geht es jetzt nicht darum, so laut wie möglich mit
Vorverurteilungen auf der Grundlage der Vorwürfe
des Bundesrechnungshofs zu kommen.

(Beifall bei CDU und FDP)

Stattdessen muss jetzt erst einmal der Sachverhalt
aufgeklärt werden, und dann können wir immer
noch die Sachlage beurteilen. Es muss geklärt wer-
den, ob Schaden entstanden ist, und wenn ja, wie
groß dieser Schaden ist, und welche Vorteile dieses
Handeln für das Land Schleswig-Holstein mögli-
cherweise gehabt hat. Es ist immerhin auch eine
Tatsache, dass hier Baumaßnahmen für den Bund
auf dessen Kosten durchgeführt wurden. So gese-
hen hat der Bund hier auch keinen wirtschaftlichen
Schaden genommen, sondern durchaus davon profi-
tiert.

Es ist lobenswert, wenn schnell, flexibel und krea-
tiv versucht wird, die Situation des Landes zu ver-
bessern, aber dies darf niemals gegen das Gesetz
geschehen, und dies darf schon gar nicht gesche-
hen, wenn dabei in Kauf genommen wird, dass
Rechnungen nicht bezahlt werden können und be-
auftragte Firmen dadurch in den Ruin getrieben
werden können. - Konjunktiv! Deshalb ist es not-
wendig, dass hier strengere Maßstäbe Einzug hal-
ten. Das heißt aber nicht nur, dass wir eng am Ge-
setz entlang handeln müssen, vielmehr ist es auch
notwendig, die Praxis auf Bundesebene zu überden-
ken, nach der ein solches Windhundrennen am En-
de des Jahres erst möglich ist.

Deshalb ist es richtig - wie Minister de Jager gerade
eben gesagt hat -, dass das Land den Bund aufge-
fordert hat, das Verfahren zu ändern und den Bau-
abläufen anzupassen. Hierbei unterstützt der SSW
Sie ausdrücklich.

(Beifall bei SSW, CDU und FDP)
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Präsident Torsten Geerdts:

Wir kommen jetzt zu den Dreiminutenbeiträgen.
Das Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Ralf Stegner
für die SPD-Fraktion.

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Bei dieser Debatte heute geht es nicht um
das Für und Wider von Straßenbau, da geht es nicht
um die Frage, wer Planungen in der Schublade hat
oder wer nicht - das haben andere Länder auch -,
aber die „Frankfurter Allgemeine Zeitung“ hat zu
Recht beschrieben, dass das andere Länder zwar
auch tun, aber so dreist, mit vollem Wissen - und
Herr Austermann kennt ja wirklich buchstäblich je-
den Millimeter in den entsprechenden Vorschriften
- den Bund in dieser Weise hinters Licht zu führen,
war außer Schleswig-Holstein niemand. Das ist es,
worum es geht.

Nun muss man natürlich sagen, dass wir sehr er-
folgreiche konservative Verkehrsminister haben.
Deswegen hatten wir in eineinhalb Jahren schon
vier davon, nämlich Herrn Austermann, Herrn Mar-
nette, Herrn Biel und jetzt Herrn de Jager - und
Herrn Arp noch dazu.

(Zurufe von der CDU)

Was mir doch ein bisschen Sorge macht - so kurz
vor Weihnachten möchte ich das mit Ihnen teilen -,
ist, dass gestandene Konservative sich jetzt das An-
archo-Motto zu eigen machen, das mit legal und il-
legal anfängt und - die Höflichkeit hindert mich
daran, das jetzt zu Ende zu zitieren - mit - Sie wis-
sen schon, was ich meine -, endet.

(Zurufe und Lachen bei der CDU)

Dass es so weit mit Ihnen ist, und die selbsternann-
te Rechtsstaatspartei springt noch bei, das er-
schreckt mich doch sehr. Da muss ich für meine
Fraktion sagen: Wir haben ein anderes Verständnis
davon, wie mit Rechtsvorschriften umgegangen
werden muss.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Haben Sie?)

Ich will Ihnen ehrlich sagen: Stellen Sie sich einmal
vor, das wäre ein Verkehrsminister von der SPD,
von den Grünen oder vom SSW gewesen. Sie hät-
ten einen Untersuchungsausschuss gefordert, Sie
hätten den Rücktritt gefordert, Sie hätten Aktenein-
sicht gefordert - all diese Sachen hätten Sie ge-
macht.

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, SSW und vereinzelt bei der LINKEN)

Aber wenn man es selber ist, dann plötzlich sind
das Dinge - - Herr de Jager, ich bewundere ja Ihre
Drechselkunst, was Ihre Formulierungen angeht,
das muss ich wirklich sagen, aber dreist ist das
schon.

Herzlichen Glückwunsch, Ihnen ist es tatsächlich
gelungen, den Bund über den Tisch zu ziehen und
ihn quasi um mindestens 2,5 Millionen € zu prellen.
Das ist Ihnen gelungen. Das Problem ist nur, heute
hat sich die Bundesregierung ganz schrecklich ge-
rächt. Denn heute sind dem Land 130 Millionen €
endgültig verloren gegangen. Das ist leider die Re-
tourkutsche.

(Zurufe von CDU und FDP: Oh, oh!)

Insofern kann man Ihnen zu Ihrem Rittertum nicht
wirklich gratulieren, denn unter dem Strich hat
Schleswig-Holstein verloren. Denken Sie ein
bisschen über die Feiertage über Ihr Rechtsver-
ständnis nach. Wenn Sie Nachhilfeunterricht haben
wollen, können Sie den von uns bekommen.

(Beifall bei SPD und der LINKEN - Zurufe
und Lachen bei CDU und FDP)

Präsident Torsten Geerdts:

Ein weiterer Dreiminutenbeitrag erfolgt jetzt von
Frau Abgeordneter Monika Heinold von BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN.

Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Was für
eine Debatte. Gestern diskutierten wir über Steuer-
einnahmen, fehlende Steuereinnahmen, wir disku-
tierten über die Schuldenbremse, und heute disku-
tieren wir darüber, dass wir sozusagen Geld, was
wir alle gar nicht haben, unbedingt ausgeben sollen,
Geld, was eigentlich am Jahresende übrig bleibt.
Herr de Jager nannte es so schön „nicht verbrauchte
Mittel“. Diese Mittel sind gar nicht da. Das ist alles
schuldenfinanziert. Ich möchte das in der Debatte
noch einmal erwähnen. Es ist nicht so, dass da ir-
gendwo Geld liegt und es nur die Frage gibt, wer
gibt es aus, sondern das ist Geld, was nicht da ist.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Dann kann der
Bund das auch gar nicht zurückfordern! Wie
peinlich ist das denn?)

Und Sie sagen: Lasst uns hier doch schneller bauen,
um noch mehr Geld schuldenfinanziert und rechts-
widrig auszugeben.

Meine Damen und Herren, Herr Arp, es hat mich
schon etwas entsetzt, dass Sie sich hier hinstellen

484 Schleswig-Holsteinischer Landtag (17. WP) - 7. Sitzung - Freitag, 18. Dezember 2009

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D438&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D590&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D590&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D438&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D395&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D395&format=WEBVOLLLANG


und sagen: Es muss doch erlaubt sein, das Recht zu
brechen, wenn es denn dem Wohle des Landes
dient.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SPD und des Abgeordneten Heinz-Werner
Jezewski [DIE LINKE] - Rolf Fischer [SPD]:
Dann können wir auch einen Banküberfall
machen!)

So, Herr Arp, können wir Debatten nicht führen.
Vielleicht können wir dann die Landeshaushalts-
ordnung auch an anderer Stelle brechen. Warum
denn nicht die Mittel für den Bundesfernstraßenbau
endlich einmal für unsere Hochschulen umwidmen?

(Vereinzelter Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SPD)

Da würde ich sagen: Das dient dem Wohl unseres
Landes, was schert mich das Haushaltsrecht!

Wir haben ja mit Herrn Austermann Erfahrungen
gesammelt, wie er mit Recht und Gesetz umgegan-
gen ist. Ich erinnere mich - Herr Kubicki, da waren
wir uns noch einig -, dass wir ihn damals als Mau-
schelmann bezeichnet haben und dass wir ihm bei
der Vergabe des Bahnnetzes Ost sehr wohl vorge-
worfen haben, dass er immer wieder das Recht
beugt und macht, was er will.

(Johannes Callsen [CDU]: Das ist jetzt eine
Unterstellung! Das war doch rechtlich alles
in Ordnung! - Weitere Zurufe von der CDU)

- Der ist ja nicht umsonst gegangen. Der hat gesagt,
wir hätten ihn zu doll geärgert, sodass er keine Lust
mehr hatte.

(Vereinzelter Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SPD)

An dieser Stelle hat der Bundesrechnungshof das
ganz eindeutig gesagt, und auch die Landesregie-
rung sagt: Ja, wir haben hier das Recht gebrochen.
Dann verstehe ich diese Debatte nicht. Vorhin wur-
de das Wort Demut genannt. Ich glaube, das wäre
auch hier angebracht. Das Mindeste in der Debatte
wäre doch, dass wir erst einmal alle miteinander an-
erkennen, dass auch ein Land Schleswig-Holstein
nicht einfach, weil es gerade Lust dazu hat oder ge-
rade einmal eine Straße bauen möchte, gegen die
Haushaltsordnung verstoßen kann. Das kann es
doch nicht sein.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SPD und des Abgeordneten Heinz-Werner
Jezewski [DIE LINKE])

Herr Harms, ich kann ja verstehen, der Drang, sich
als Beauftragter für irgendetwas zu bewerben, ist in
diesem Haus groß, und Straßenbaubeauftragter wä-
re vielleicht auch für Sie eine nette Sache.

(Zuruf des Abgeordneten Lars Harms
[SSW])

Aber gerade als Opposition - in aller Ernsthaftigkeit
an den SSW - müssen wir als Parlament doch der
Regierung auf die Finger schauen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SPD und der LINKEN)

Da können wir uns doch nicht als Oppositionspoli-
tiker hier hinstellen und rechtfertigen, wenn die
Landesregierung die Haushaltsordnung bricht.

Ein letzter Satz zu Ihnen, Herrn Kumbartzky. Ich
habe es fast so verstanden, als würden Sie uns vor-
werfen wollen, wir hätten unter Rot-Grün nicht das
Haushaltsrecht gebrochen.

(Beifall und Heiterkeit bei BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN und SPD)

Ich glaube, so weit sollten wir in dieser Debatte
nicht gehen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SPD und der LINKEN)

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort zu einem weiteren Dreiminutenbeitrag
erteile ich Herrn Abgeordneten Wolfgang Kubicki.

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Es ist doch immer wieder schön, Frau Heinold und
Herrn Dr. Stegner zu hören, wie sie sich dann auf-
blasen - jetzt verteidigen sie gerade den Rechts-
staat.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Das tun Sie ja nie!)

- Doch, Ihnen gegenüber blase ich mich auf, und
zwar auch zu Recht. Sie haben es eigentlich nicht
verdient, aber ich mache es trotzdem.

Das ganze Leben besteht darin, dass es unterschied-
liche Rechtsauffassungen gibt, die dann irgend-
wann entschieden werden. Ich finde es ganz bemer-
kenswert, dass Sie sich eine Rechtsauffassung jetzt
zu eigen machen, weil es gerade Ihrer politischen
Auffassung nützt, und Sie diese auch so leiden-
schaftlich vortragen. Trotzdem, was am Ende die
richtige Rechtsauffassung ist, entscheiden im Zwei-
fel - wenn es denn darauf überhaupt ankommt - die
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Gerichte. Das entscheiden weder Sie noch ich, dazu
haben wir solche Institutionen.

Jetzt hat der Bundesrechnungshof eine Rechtsauf-
fassung geäußert, die ist akzeptabel. Ich bin mir
nicht ganz sicher, ob man sie teilen muss, aber dass
jetzt ausgerechnet Sie sich als Grüne und der Kolle-
ge Stegner als Sozialdemokrat aufblasen und erklä-
ren, Verstöße gegen die Haushaltsordnung, das sei
etwas ganz Schlimmes, macht mich etwas ratlos.

Frau Heinold, wir beraten in diesem Land regelmä-
ßig, jedes Jahr wieder, die Bemerkungen des Lan-
desrechnungshofs, in denen er Verstöße gegen die
Haushaltsordnung feststellt.

(Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Dann suchen Sie einmal das Wort Be-
trug darin! Vergleichen Sie das einmal! Un-
tersuchungsausschuss!)

- Ich komme gleich dazu, Frau Heinold, gerade,
weil Sie sich jetzt wieder so aufblasen.

Als wir einen Umweltminister der Grünen hatten,
sind Mittel in dem Haushalt unter ausdrücklichem
Verstoß gegen die Haushaltsordnung verausgabt
worden. Das diente einem guten Zweck, und Sie
haben das verteidigt. Im Sozialbereich wird regel-
mäßig eine Mittelverausgabung unter Verstoß ge-
gen die Landeshaushaltsordnung vorgenommen.
Die Sozialdemokraten verteidigen das, weil es ei-
nem guten Zweck dient.

Damit das alles nachvollzogen werden kann, will
ich einmal kurz zitieren. Ich zitiere aus den Bemer-
kungen des Landesrechnungshofes 2008 vom
8. April 2008, Seite 212, die folgende Passage:

„Ministerium für Soziales, Gesundheit, Fa-
milie, Jugend und Senioren“

Damalige Ministerin: Frau Trauernicht.

„Das Sozialministerium hat 90 % aller ge-
prüften Zuwendungen nicht ordnungsgemäß
abgewickelt. Erhebliche finanzielle Nachteile
für das Land sind die Folge. Die festgestell-
ten Mängel ziehen sich wie ein roter Faden
durch alle Fachabteilungen. Die praktische
Umsetzung der Förderprogramme ist insge-
samt unzureichend.“

Was war die Konsequenz daraus? Sind Sie aufge-
laufen und haben gesagt, dass die Ministerin zu-
rücktreten müsse?

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Kommt da das
Wort Betrug vor, Herr Kollege?)

Wir könnten den Bundesrechnungshofspräsidenten
vielleicht einmal fragen, ob er noch ganz dicht in
der Schüssel ist, dass er solche Bemerkungen
macht.

(Zurufe)

- Das wiederhole ich gern. Ein Rechnungshofsprä-
sident, der in einer solchen Debatte mit einem Be-
trugsvorwurf aufläuft, muss sich fragen lassen, ob
er die Rechtsordnung kennt; denn das ist ein straf-
rechtlicher Vorwurf.

Unser Rechnungshofspräsident ist vielleicht etwas
zu vornehm, um so etwas zu machen. Der Rech-
nungshofspräsident hat nicht in Berichten, sondern
in Diskussionen zum Ausdruck gebracht, dass Be-
trug eine Rolle gespielt haben könnte bei Ministeri-
en, die Sie verantwortet haben.

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Ralf Stegner
[SPD])

All das, was Sie jetzt hier vortragen, fällt auf Sie
zurück. Ich lasse das einmal von meinen Mitarbei-
tern zusammenstellen. Dann werden wir einmal
veröffentlichen, wie viele Anmerkungen des Rech-
nungshofs es zu Verausgabungen von Ministerien
gegeben hat, die unter grüner oder unter sozialde-
mokratischer Führung standen. Dann werden wir
sehen, ob Sie nach wie vor so dicke Backen ma-
chen.

(Beifall bei der FDP und CDU)

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort zu einem weiteren Dreiminutenbeitrag
erteile ich dem Fraktionsvorsitzenden der LINKEN,
dem Herrn Abgeordneten Jezewski.

Heinz-Werner Jezewski [DIE LINKE]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Zum Glück haben wir noch nicht Verhältnisse wie
in Hannover. Das mag vielleicht auch daran liegen,
dass die Kontrahenten räumlich weit genug vonein-
ander getrennt sind.

Der Präsident des Schleswig-Holsteinischen Land-
tags der 16. Wahlperiode und der Präsident des
Schleswig-Holsteinischen Landtags der 17. Wahl-
periode haben uns sehr früh darauf hingewiesen,
dass Abgeordnete eine Vorbildfunktion haben.
Ich versuche, mir das zu Herzen zu nehmen. Das ist
nicht immer so ganz einfach. Man muss das lernen.
Das ist ähnlich einer Situation, in der man Vater
wird. Auch dann hat man eine Vorbildfunktion.
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Auch Lehrer müssen lernen, dass sie eine Vorbild-
funktion haben.

Ich frage mich, was die Menschen denken, die hier
auf der Tribüne sitzen, die es in der Zeitung lesen,
die es im Fernsehen sehen, wenn hier gesagt wird:
Es war ein Verstoß gegen die Haushaltsordnung,
aber das war nun einmal so. - Ich wünsche mir zu-
mindest ein bisschen schlechtes Gewissen. Es sollte
zumindest eingestanden werden, dass etwas falsch
gelaufen ist, was künftig nicht mehr passiert. Das
wäre eine klare Aussage. Herr de Jager hat so etwas
angedeutet. So etwas wünsche ich mir.

Ich frage mich, wofür wir überhaupt eine Haus-
haltsordnung haben? Haben wir eine Haushalts-
ordnung, die einfach so dasteht und von allen ge-
brochen wird, wie es Herr Kubicki sagte? Ist es üb-
lich, gegen die Haushaltsordnung zu verstoßen?
Dann brauchen wir keine Haushaltsordnung, Herr
Kubicki. Dann können wir etwas anderes machen.

(Zuruf des Abgeordneten Wolfgang Kubicki
[FDP])

Dann könnten wir auch eine Richtschnur zum Aus-
geben von Geld vereinbaren. Vielleicht hält man
sich daran, vielleicht hält man sich auch nicht dar-
an. Wenn es eine Haushaltsordnung gibt, dann hat
sich jeder daran zu halten. Wenn wir erwarten, dass
sich andere daran halten, dann müssen auch wir uns
daran halten.

Wie sollen wir das sonst den Leuten erklären, die
jetzt zu viel Kindergeld bezogen haben, das sie nun
zum Teil zurückzahlen müssen und eventuell sogar
noch rechtliche Schwierigkeiten bekommen? Diese
Leute könnten sonst sagen: Das haben doch alle ge-
macht. Weshalb sollen gerade wir bestraft werden?
Das war doch schon immer so. - Diese Argumenta-
tion zieht überhaupt nicht.

Die zweite Argumentation erschien mir sehr merk-
würdig. Es hieß: Es waren noch Millionen im Topf,
die man doch mitnehmen muss. Das ist doch im
Sinne des Landes. - Wir werden gleich noch über
das Schulobstprogramm diskutieren. Dabei liegen
Millionen im Topf. Weshalb nehmen wir diese
nicht mit? Diese Frage möchte ich noch einmal
stellen.

(Beifall bei der LINKEN)

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort zu einem weiteren Dreiminutenbeitrag
erteile ich dem Herrn Abgeordneten Lars Harms.

Lars Harms [SSW]:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Da sich die Kollegin Heinold mit Vorwür-
fen mir gegenüber nicht zurückgehalten hat, möchte
ich eines klarstellen. Frau Heinold, Sie haben ge-
sagt, niemand hätte sich in irgendeiner Art und
Weise zum Bruch der Haushaltsordnung geäu-
ßert. Ich kann Ihnen sagen: Jeder Redner, jeder, den
ich hier gehört habe, hat gesagt, dass das zu verur-
teilen ist. Ich bin fest davon überzeugt, dass wir
mehr an dieser Stelle nicht tun können. Wir können
nur der Landesregierung auf die Finger schauen
und sagen, dass wir das nicht mehr haben wollen.
Das haben alle Redner hier gesagt.

(Zurufe)

Ich für meinen Teil habe auch gesagt, dass man
selbstverständlich - dafür haben wir eine Rechts-
ordnung - auch die Strafe, die man möglicherweise
dafür bekommen könnte, zu tragen hat. Das ist auch
völlig klar. Das ist nichts, was wir hier zu entschei-
den haben, sondern das werden andere entscheiden
und uns dafür einen auf den Deckel geben, wenn es
denn gerechtfertigt ist.

Herr Minister de Jager hat zugesagt, sich künftig
daran zu halten. Wenn er eine solche Zusage macht,
sollte man das meines Erachtens positiv zur Kennt-
nis nehmen und feststellen, dass er aus dem lernt,
was sein Vorgänger gemacht hat, und Besserung
gelobt. Das kann ich auch nicht als Oppositioneller
verurteilen.

Vielmehr muss ich sagen, dass das in Ordnung ist.
Ich werde ihn an seinen Taten messen. Wenn er
diese Zusage nicht einhält, dann bin ich der Erste,
der sagt, dass das nicht in Ordnung ist. Wenn aber
jemand Besserung gelobt, dann hat man dies anzu-
erkennen.

Herr Minister de Jager hat deutlich gemacht, dass er
bestrebt ist, das Verfahren ändern zu lassen. Er hat
gesagt, dass er aus dem Land Schleswig-Holstein
heraus konkret eine Initiative angestoßen hat, um
das Verfahren zur Vergabe dieser Mittel anzu-
passen, sodass diese Probleme nicht mehr entstehen
können. Das heißt, es ist ein konkreter Lösungs-
schritt beschrieben worden. Das begrüße ich, weil
diese haushaltsrechtlichen Probleme dann nicht
mehr entstehen können.

Frau Kollegin Heinold, deshalb sind all diese Vor-
würfe mir gegenüber an den Haaren herbeigezogen.
Dichten Sie nicht immer etwas in die Reden ande-
rer Leute hinein, was nicht stimmt,

(Beifall bei SSW, CDU und FDP)
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sondern halten Sie sich bitte an das, was hier gesagt
wird. Daran will ich mich auch gern messen lassen,
aber nicht an dem, was Sie dort hineindichten.

(Beifall beim SSW)

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge?

Lars Harms [SSW]:

Gern.

Martin Habersaat [SPD]: Herr Kollege,
halten Sie es wirklich für besonders begrü-
ßenswert, wenn ein Minister dieses Landes
sagt, er werde sich künftig an Recht und Ge-
setz halten?

- Lieber Kollege, zunächst einmal ist es wichtig
festzustellen, dass ich einen Minister nicht für das
Handeln seines Vorgängers verantwortlich machen
kann.

(Beifall bei CDU und FDP)

Ich begrüße es in der Tat, wenn derjenige sagt, dass
er es anders machen wird, und es so macht, wie wir
uns als Parlament dies wünschen.

(Beifall beim SSW und vereinzelt bei CDU
und FDP)

Präsident Torsten Geerdts:

Zu einem weiteren Dreiminutenbeitrag erteile ich
der Frau Abgeordneten Birgit Herdejürgen das
Wort.

Birgit Herdejürgen [SPD]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Der Kollege Kubicki hat eine Debatte eröffnet, die
nicht unmittelbar zu diesem Tagesordnungspunkt
gehört. Er hat aus einem Landesrechnungshofbe-
richt zitiert, der sich auf das Sozialministerium
bezog. Es gibt einen eklatanten Unterschied zu der
Situation, die wir hier vorfinden. Zunächst einmal
hat das Sozialministerium bereits in den Bemerkun-
gen zu dem Bericht des Landesrechnungshofs Feh-
ler eingestanden und sehr vehement daran gearbei-
tet, diese Probleme abzuarbeiten.

(Vereinzelter Beifall bei SPD und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Zweitens hat das Parlament diese Vorhaltungen
sehr kritisch gewürdigt. Auch das stellt einen Un-

terschied dar. Etwas mehr Selbstkritik hätte ich mir
auch von den jetzigen Regierungsfraktionen ge-
wünscht.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Präsident Torsten Geerdts:

Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Ich
schließe die Beratung. Ich stelle fest, dass der Be-
richtsantrag Drucksache 17/127 durch die Bericht-
erstattung der Landesregierung seine Erledigung
gefunden hat. Der Tagesordnungspunkt ist damit
erledigt.

Die Fraktionen haben sich darauf verständigt, Ta-
gesordnungspunkt 22 abzusetzen und in der Januar-
Tagung zu beraten.

Ich rufe Punkt 6 und Punkt 28 der Tagesordnung
auf:

Gemeinsame Beratung

a) Erste Lesung des Entwurfs eines Gesetzes zur
Änderung des Schulgesetzes

Gesetzentwurf der Fraktionen von CDU und
FDP
Drucksache 17/107

b) Entlastung der Schülerinnen und Schüler im
Rahmen des achtjährigen Gymnasiums

Antrag der Fraktion der SPD
Drucksache 17/90

Änderungsantrag der Fraktion des SSW
Drucksache 17/138

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall. Dann eröffne ich die Grundsatz-
beratung und erteile der Frau Abgeordneten Heike
Franzen das Wort.

Heike Franzen [CDU]:

In der letzten Legislaturperiode wurde eine umfas-
sende Schulreform auf den Weg gebracht. Refor-
men bringen gelegentlich auch Probleme bei der
Umsetzung mit sich. Mit einigen dieser Probleme
wollen wir uns heute befassen.

Der Antrag des Kollegen Höppner weist zu Recht
auf Probleme bei der Umsetzung des achtjährigen
Bildungsganges an den Gymnasien hin. Festzu-
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stellen ist, nicht G8 ist falsch, sondern an der Um-
setzung muss gearbeitet werden. Es freut uns daher
sehr, dass sich die SPD mit diesem Thema beschäf-
tigt. Das Verwaltungshandeln des SPD-geführten
Ministeriums hat in der letzten Legislaturperiode
durchaus auch zur Verschärfung der Arbeitsbelas-
tung innerhalb der Gymnasien beigetragen.

(Beifall bei der CDU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wenn die SPD-
Fraktion jetzt zu Korrekturen kommen will, ist das
auch ein richtiger Schritt. Andere Bundesländer
sind bei der Umsetzung von G8 durchaus anders
mit den Vorgaben der Kulturministerkonferenz um-
gegangen als Schleswig-Holstein. Richtig ist, dass
die Kultusministerkonferenz von der Jahrgangsstu-
fe fünf bis zur allgemeinen Hochschulreife 265 Jah-
reswochenstunden festgelegt hat. Die Verteilung
dieser Jahreswochenstunden hat in den einzelnen
Bundesländern auf höchst unterschiedliche Weise
stattgefunden.

So hat Hessen die Unterrichtsbelastung im Rahmen
der Kontingentstundentafel auf 30 Wochenstunden
in der Orientierungsstufe begrenzt. So könnte der
Übergang von der Grundschule auf das Gymnasium
erleichtert werden, um gerade den jüngeren Schüle-
rinnen und Schülern nicht zwangsläufig Nachmit-
tagsunterricht aufzudrücken. In Bayern sind in den
Jahreswochenstunden sogenannte Intensivierungs-
stunden enthalten, in denen die Klassen von zwei
Lehrkräften unterrichtet werden. So reduziert sich
die Unterrichtsbelastung für die Schülerinnen und
Schüler auf 255 Jahreswochenstunden. Ich finde,
das ist eine pfiffige Idee, an der sich auch Schles-
wig-Holstein orientieren könnte.

Diese Beispiele zeigen, dass es für uns in Schles-
wig-Holstein bereits jetzt Möglichkeiten gibt, Ent-
lastungen für die Unterrichtssituation am achtjäh-
rigen Gymnasium zu schaffen. Das ist doch unser
Ziel; denn CDU und FDP haben ein gemeinsames
Interesse an einem erfolgreichen Bildungsgang G8.
Die Koalition hat es sich überdies auf die Fahnen
geschrieben, die Gymnasien im Rahmen des G8-
Bildungsganges besser auszustatten und auch den
G9-Bildungsgang wieder zu ermöglichen. Darüber
hinaus muss sich allerdings auch die Kultusminis-
terkonferenz mit G8 befassen und einen breiteren
Rahmen für Erleichterungen hinsichtlich der Unter-
richtsbelastungen ermöglichen.

Was aber gar nicht geht, ist die Forderung des
SSW, G8 wieder abzuschaffen. Wir wären das ein-
zige Bundesland, das einen solchen Schritt gehen
würde. Damit wären schleswig-holsteinische Kin-

der im Wettbewerb um Ausbildungs- und Studien-
plätze benachteiligt. Das können wir uns nicht leis-
ten.

(Beifall bei der CDU)

Die regierungstragenden Fraktionen bringen heute
einen Gesetzentwurf ein, der es den Schulen und
den Schulträgern, die sich noch nicht für eine der
Schulformen Regional- oder Gemeinschaftsschule
entschieden haben, ermöglichen soll, eine Fristver-
längerung von einem Jahr zu erhalten, um sich um-
zuwandeln.

Zum einen setzen wir damit die im Koalitionsver-
trag getroffene Vereinbarung zu einer eventuellen
Fortführung einzelner Realschulen um, zum ande-
ren wollen wir der Landesregierung die Möglich-
keit geben, an den Schulstandorten, an denen sich
die Meinungsbildung für die künftige Schulsituati-
on schwierig gestaltet und wo der Fortbestand ein-
zelner Schulen infrage steht, gemeinsam mit den
Schulen und den Schulträger noch offene Fragen zu
klären.

Wir brauchen ein schnelles Verfahren; denn im Fe-
bruar laufen bereits die Anmeldeverfahren an den
Schulen. Bis dahin brauchen die Schulen Rechtssi-
cherheit und müssen wissen, was sie den Eltern sa-
gen.

CDU und FDP wollen Korrekturen im Schulsystem
vornehmen, die unsere Schulen und damit auch un-
sere Kinder erfolgreicher machen. Wir stehen für
mehr Eigenverantwortung, für mehr Selbstbestim-
mung und für eine selbstbestimmte Schule in Zu-
sammenarbeit von Schulträgern und Schulen.

Meine Damen und Herren, ich freue mich, dass un-
serer Debatte heute die Vorsitzende des Landesel-
ternbeirats der Gymnasien, Frau Krüger-Krapoth,
folgt. Sie sitzt auf der Tribüne.

(Beifall)

Ich beantrage für die CDU-Fraktion, den Gesetzent-
wurf an den Bildungsausschuss federführend und
an den Rechtsausschuss mitberatend sowie die bei-
den Anträge von SPD und SSW an den Bildungs-
ausschuss zu überweisen.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
FDP)

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort für die SPD-Fraktion erteile ich Herrn
Abgeordneten Dr. Henning Höppner.
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Dr. Henning Höppner [SPD]:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Frau Kollegin Franzen, ich freue mich,
dass es Ihrerseits positive Signale gibt, unserem
Antrag auf Entlastung der Schülerinnen und Schü-
ler im Rahmen des G8-Gymnasiums folgen zu
wollen. Zunächst möchte ich auch zu diesem An-
trag sprechen.

Wir haben in den vergangenen Wochen vielerlei
Proteste erleben dürfen. Dazu zählten der Bereich
Hochschule, die Frage der Organisation der Bache-
lor- und Master-Studiengänge und vielleicht auch
die unzureichende Finanzierung der Hochschulen.
Dazu zählten aber auch Proteste gegen die Verkür-
zung der Schulzeit am Gymnasium von neun auf
acht Jahre.

Wir als SPD wollen uns nicht wegducken. Wir ha-
ben 2005 eine Entscheidung getroffen und G8 als
verpflichtend eingesetzt. Wir haben das mitgetra-
gen und mitverantwortet, weil es nach unserer An-
sicht auf Dauer nicht verantwortbar gewesen wäre,
dass junge Menschen in Schleswig-Holstein grund-
sätzlich ein Jahr älter sind als die Abiturienten aus
anderen Bundesländern, wenn sie ein Studium oder
eine Berufausbildung aufnehmen.

Die Verkürzung der gesamten Schulzeit bis zum
Abitur auf zwölf Jahre fand sich im Jahr 2005 auch
in dem nicht realisierten Koalitionsvertrag mit den
Grünen. Ich sage das einmal ganz deutlich als Si-
gnal an den SSW. Auch dort war unser Koalitions-
vertrag vor dem 17. März durchaus auf Zustim-
mung gestoßen. Der SSW hat seinerzeit auch die
Entscheidung mitgetragen, auf zwölf Jahre zurück-
zugehen, auch wenn sie das heute inzwischen wie-
der völlig anders sehen. Wir wollen auch nicht mit
ausgestreckten Fingern auf andere zeigen. Wir üben
hier Selbstkritik. Ich sage für meine Fraktion an
dieser Stelle, dass wir die Belastungen für die Schü-
lerinnen und Schüler unterschätzt haben und nicht
den Mut hatten, eine Diskussion in die ständige
Kultusministerkonferenz hereinzutragen.

Wir haben jetzt die ersten beiden Schuljahrgänge
fünf und sechs. Bei uns haben sich die Befürchtun-
gen und Erfahrungen bewahrheitet, die wir aus an-
deren Ländern kennen, die schon länger bei G8
sind. G8 erwischt die jungen Menschen in der Pu-
bertät, was - wie wir uns alle hoffentlich noch erin-
nern können - eine nicht ganz einfache Lebenspha-
se ist.

Die Evaluation der bisherigen Erfahrungen ergibt
ein klares Bild: Die Schülerinnen und Schüler sind
überfordert; sie haben zu wenig Freizeit. Aktivitä-

ten, die nicht unmittelbar mit der Schule zu tun ha-
ben, fallen flach. Das ist nicht der Sinn der Reform
gewesen.

Wir wollen nicht zurück zu G9. Es ist sinnvoll, dass
wir zwei Schularten haben, die zum Abitur führen:
das Gymnasium nach acht Jahren und die Gemein-
schaftsschule nach neun Jahren. Auch die Verbän-
de, die G8 frühzeitig kritisiert haben, wollen die
Uhr nicht mehr zurückdrehen. Sie treten aber für
Veränderungen bei G8 ein. Was wir erreichen wol-
len, ist eine Entlastung der Schülerinnen und Schü-
ler, indem wir die Stundentafel verschlanken. Es
darf aber keinen Alleingang geben, der die Aner-
kennung des schleswig-holsteinischen Abiturs in
anderen Bundesländern gefährden würde. Dies ist
und war auch das Kernproblem. Kernproblem ist
nämlich die bundesweite Festlegung des Unter-
richtsumfanges auf 265 Wochenstunden.

Wenn man nun die Lehrpläne an den Gymnasien
und die Curricula an den Hochschulen abgleicht,
dann stellt man fest, dass die Hochschulen keines-
wegs nahtlos an das anschließen, was leistungsstar-
ke Abiturienten nach dem Ende des 12. Jahrgangs
erreicht haben, sondern vielfach darunter ansetzen.
Das gilt insbesondere für die sogenannten MINT-
Fächer. Der Bildungsausschuss hatte Studierende
eingeladen. Gestern habe ich in der Diskussion mit
ihnen erfahren, dass das zutreffend ist. Mathematik
am Gymnasium und Mathematik als Studienfach
haben ausgesprochen wenig gemeinsam. Es gibt
Studienfächer in den Geisteswissenschaften, bei de-
nen die Abiturienten kaum Vorkenntnisse mitbrin-
gen. Da ist also jede Menge möglich.

Die Senkung des Umfangs von 265 Jahreswo-
chenstunden lediglich um 10 Wochenstunden hal-
ten wir nicht unbedingt für den wahren Schlüssel,
verehrte Frau Kollegin Franzen.

(Zuruf der Abgeordneten Heike Franzen
[CDU])

Das würde bedeuten, dass man pro Woche lediglich
eine Stunde und fünfzehn Minuten weniger Unter-
richt erteilt.

(Heike Franzen [CDU]: Das habe ich auch
nicht gesagt!)

Ich glaube schon, dass wir deutlich an Werte heran-
kommen müssen, die unter 250 liegen. Ich glaube,
das sind auch leistbare Größen.

Lassen Sie mich noch ganz kurz einige Worte zur
Schulgesetzänderung sagen. Wir werden diesen
Antrag nicht mittragen. Wir halten es nicht für sinn-
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voll, dass wir auf diesem Wege wieder die Real-
schule einführen.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Es gibt keine Notwendigkeit dazu, weil es ausrei-
chend Diskussionen unter den Schulträgern gege-
ben hat, Entscheidungen getroffen wurden und päd-
agogische Konzepte erstellt worden sind. Es ist
nicht sinnvoll, wieder einen anderen Weg zurück-
zugehen. Ich kann nur dem Landesrechnungshof
beipflichten, der der Auffassung war, dass wir in
Schleswig-Holstein ein zweigliedriges Schulsystem
entwickeln sollten. Das sollte insgesamt auch unser
Ziel sein.

Natürlich werden wir diesen Gesetzentwurf in den
Ausschuss überweisen. Ich würde mich freuen,
wenn alle hier im Parlament zum Wohle der Schü-
lerinnen und Schüler in Schleswig-Holstein, insbe-
sondere der Gymnasiasten, eine Entscheidung tref-
fen würden, die den Kultusminister beauftragt, für
die Schülerinnen und Schüler etwas zu verhandeln,
was auf eine - so glaube ich - etwas menschlichere
und verträglichere Lösung für das Gymnasium und
für die jungen Menschen hinführt, die zumeist im
Alter von zehn oder elf Jahren als Fünftklässler da-
von betroffen waren. Ich würde mich über eine
breite Zustimmung freuen.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Torsten Geerdts:

Für die FDP-Fraktion erteile ich Frau Kollegin Cor-
nelia Conrad das Wort.

Cornelia Conrad [FDP]:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Derzeit läuft ein Volksbegehren zum Erhalt
der Realschulen in Schleswig-Holstein. Aus Re-
spekt vor dieser Initiative haben CDU und FDP für
den Fall, dass das Quorum erreicht wird, verein-
bart, den Schulträgern die Möglichkeit einzuräu-
men, Realschulen als Angebotsschulen zu erhal-
ten. Sollte das Volksbegehren diese erste Hürde
nehmen, so werden wir das Schulgesetz ändern, um
die rechtlichen Voraussetzungen für den Erhalt der
Realschule als Angebotsschule zu schaffen.

Nach der jetzt geltenden Frist im Schulgesetz wür-
den Haupt- und Realschulen Mitte des Jahres - also
vor Inkrafttreten des neuen Schulgesetzes - in Re-
gionalschulen umgewandelt werden. Daher will die
Koalition durch den vorliegenden Gesetzentwurf
die Umwandlungsfrist um ein Jahr verlängern. Ein
weiterer Punkt des Gesetzes ist die Verlängerung

der Übergangsfrist für die Umwandlung der ko-
operativen Gesamtschulen. Dazu sind noch Ände-
rungen im Schulgesetz - beispielsweise in § 147 -
nötig, die dieser Gesetzentwurf noch nicht enthält.
Die notwendigen Änderungen werden im Wege der
Ausschussberatungen nachgereicht. Als neue Frist
für die Haupt-, die Real- und auch die kooperativen
Gesamtschulen soll nun das Ende des nächsten
Schuljahres gelten, also der Stichtag 31. Juli 2011.

(Beifall bei der FDP)

Schüler, Eltern und Lehrer sind nach den massiven
Umstrukturierungen der Schullandschaft in den
letzten Jahren unter sozialdemokratischer Führung
schon genug beansprucht worden. Sie sollten lang-
sam wieder in ruhiges Fahrwasser gelangen, um in
Ruhe arbeiten und ihrer eigenen Aufgabe, der Bil-
dung, nachkommen zu können. Wir werden den
Schulen mehr Entscheidungsfreiheit geben.

(Beifall bei FDP und CDU)

Apropos Eigenverantwortung, das bringt mich zum
zweiten Themenfeld, nämlich zu der verkürzten
Schulzeit der Gymnasien, kurz G8. Wir können
Überschriften wie „G8 macht unsere Schüler ka-
putt“, „unsere Kinder sind völlig überlastet“ lesen.
Solche und ähnliche Nachrichten erreichen uns fast
täglich. Das zeigt erneut, dass das von der SPD hin-
terlassene Bildungssystem im Land weiter elemen-
tare Defizite aufweist, was letztlich unseren Kin-
dern und ihrer Bildung langfristig schadet.

(Beifall bei FDP und CDU)

Meine Damen und Herren, Schluss mit überstürzten
Schulreformen ohne Einbeziehung der Beteiligten.
Das forderte der Philologenverband bereits Anfang
2008, und das völlig zu Recht. Wir können nun
nicht alles umstoßen und neu aufstellen. Das wollen
wir auch nicht. Denn letztlich muss für Schüler,
Lehrer und Eltern nach dem Reformwirrwarr end-
lich Kontinuität und Zeit zum Durchatmen sein.

(Beifall bei der FDP)

Unsere Aufgabe muss es sein, an den notwendigen
Stellschrauben zu drehen und das vorhandene Sys-
tem den Bedürfnissen aller Beteiligten anzupassen -
gezielt und nicht kopflos.

(Vereinzelter Beifall bei der FDP)

Den Vorgaben der Kultusministerkonferenz ent-
sprechend ist zur Erreichung des Abiturs nach 12
oder 13 Jahren ein Gesamtstundenvolumen von
mindestens 265 Jahreswochenstunden vorgesehen.
Die Komprimierung von neun Gymnasialjahren
auf acht führt daher zwangsläufig zu einer Arbeits-
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verdichtung. Viele Schüler, Lehrer und Eltern kla-
gen zu Recht über die hohe Belastung, die der ver-
kürzte Weg zum Abitur mit sich bringt. Wenn der
Alltag eines Schülers sich so darstellt, dass er mor-
gens um sechs Uhr aufsteht, um den Bus oder den
Zug zu seiner Schule zu erreichen, dann sein
zwangsläufig verdichtetes Arbeitspensum in acht
Stunden in immer größer werdenden Klassen ab-
spult, um abends gegen 17 Uhr zu Hause sein, wo
die schulischen Vor- und Nachbereitungen, sprich
die Hausaufgaben, warten, so sollte jedem klar sein,
dass das nicht im Sinne der Sache sein kann.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Dabei kommen Sport, Freunde und Kultur viel zu
kurz. Das kann Ihnen jeder Sportverein, das kann
Ihnen auch jede Musikschule bestätigen. Auch das
Familienleben wird dadurch unnötig belastet. Das
zeigt, dass wir genau hinschauen müssen, wie wir
G8 praktikabel und leistbar gestalten. Dafür müssen
die Rahmenbedingungen stimmen, die Lehrpläne
müssen angepasst werden, und das Arbeitspensum
muss für Lehrer und Schüler wieder leistbar wer-
den.

(Vereinzelter Beifall bei der FDP)

Man kann aber nicht über G8 ohne G9 diskutieren.
So hat auch die Koalition vereinbart, zugleich zur
Senkung der Arbeitsbelastung bei G8 den Gymna-
sien die Wahlfreiheit einzuräumen, wieder einen
neunjährigen Bildungsgang beziehungsweise eine
Kombination beider Modelle zu ermöglichen.

(Beifall bei der FDP)

Aus unserer Sicht schaffen wir damit ein Bildungs-
angebot, das den Voraussetzungen der Schüler opti-
mal gerecht wird. Sehr geehrte Kolleginnen und
Kollegen von der SPD, immerhin haben Sie zumin-
dest jetzt erkannt, dass das, was noch vor wenigen
Monaten aus dem Haus Ihrer Ministerin kam,
lücken- und fehlerhaft war. Das überstürzte und un-
überlegte Handeln führt also zwangsläufig zu den
notwendigen Nachbesserungen, die der jetzige Mi-
nister Dr. Klug bereits seit Langem angemahnt hat.
Wir setzen uns gemeinsam mit unserem Koalitions-
partner dafür ein, die Qualität der Bildung zu ver-
bessern und eine gute Unterrichtsversorgung an un-
seren Schulen zu gewährleisten. Unsere Kinder
werden es uns danken.

(Beifall bei der FDP)

Auch ich bitte um Überweisung dieses Antrags an
den Bildungs- und den Innen- und Rechtsausschuss.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Präsident Torsten Geerdts:

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN er-
teile ich der Frau Abgeordneten Anke Erdmann das
Wort.

Anke Erdmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wir re-
den hier über zwei Themen: Die Initiative, Schüler
und Schülerinnen auf dem Weg zum Turbo-Abi zu
entlasten, ist richtig. Ich finde es gut, dass alle
Fraktionen diesen Überarbeitungsbedarf sehen. Wir
hoffen auf eine kreative und lösungsorientierte De-
batte. Es gibt erste Anzeichen, dass wir hier voran-
kommen.

Für uns Grüne sind dabei einige Punkte wichtig:
Wir brauchen eine Reform von Turbo-Abi und
Profiloberstufe. Wir wollen, dass die Jugendlichen
insgesamt weniger belastet werden. Das wurde be-
reits mehrfach gesagt. Wir wollen überlegen, ob wir
das Turbo-Abi-Jahr nicht in der Sekundarstufe II
statt in der Sekundarstufe I einsparen können. In je-
dem Fall wollen wir, dass die Schülerinnen und
Schüler, die Eltern und die Lehrer vernünftig betei-
ligt werden. So, wie es jetzt ist, kann es nicht blei-
ben.

Der Vorschlag der FDP zum Nebeneinander von
G8 und G9 scheint mir eine grobe Ideenskizze zu
sein. Minister Klug, Schulautonomie kann nicht
heißen, dass man sich vor der Entscheidung weg-
duckt und den Schulen den Schlamassel allein über-
lässt. Herr Höppner, G8 ist schlecht gemacht! Es ist
schön, dass Ihnen das jetzt auch auffällt. Ich möch-
te sagen, Genosse Blitzmerk, ich fand es schön,
dass Sie eben einen selbstkritischen Ton in der De-
batte hatten. Ich bin aber noch nicht ganz über-
zeugt. Ich zitiere aus der Plenarsitzung vom Mai
2008: Der O-Ton Höppner lautete:

„Es gibt keinen Anlass, panisch zu handeln.
(...), wir werden den ersten G8-Abiturjahr-
gang im Jahr 2016 haben. Dann können die
Abgeordneten der 18. Wahlperiode (...) über
den ersten Durchlauf eines G8-Jahrgangs Bi-
lanz ziehen.“

Man muss fragen, warum man seine Meinung än-
dert. Herr Höppner, Sie sagen, die Arbeitsbelastung
war viel größer, als wir es erwartet haben. Ich zitie-
re noch einmal aus der gleichen Plenarsitzung, Herr
Höppner:
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„Einschnitte im Freizeitverhalten sind zwar
nicht vermeidbar, aber auch nicht als Übel zu
bewerten.“

Es geht dann so weiter, die Schülerinnen und Schü-
ler sollten sich nicht beschweren, andere Altersge-
nossen wären schließlich auch nicht um 13 Uhr zu
Hause. Herr Höppner, Sie wussten, was Sie taten.
So sehr ich mich auch darüber freue, mir kommt
der Erkenntnisgewinn einen Tick zu spät.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der LINKEN)

Zum SSW-Antrag sage ich: Wir wollen nicht, dass
das Kind mit dem Bade ausgeschüttet wird. Deswe-
gen halten wir das für einen Schritt zu „Retro“.

Apropros Retro: Jetzt kommen wir zu den Vorha-
ben der Regierungsfraktionen. Zum Schulgesetz ha-
ben Sie relativ wenig gesetzt, Frau Franzen. Aber
es wird ja nicht nur eine formale Änderung herbei-
geführt. Mit Verve gehen Sie zurück und wollen
Sie uns auf das bildungspolitische Abstellgleis
schieben. In allen anderen Bundesländern gibt es
eine Dreigliedrigkeit oder eine Zweigliedrigkeit des
Bildungssystems. Das, was Minister Klug hier
plant, läuft de facto auf eine Viergliedrigkeit hin-
aus. - Vorn, Herr Minister Klug, ist die andere
Richtung!

Was bedeuten die Pläne für die Kommunen? Frau
Conrad hat mit viel Pathos von Kontinuität gespro-
chen. Ich sage jetzt einmal, was diese „Kontinuität“
für die Schulen und für die Kommunen bedeutet.

Über Kiel-Elmschenhagen haben wir bereits ge-
sprochen. An diesem Schulstandort befinden sich
drei Schulen, Hauptschule, Realschule und Gymna-
sium. Es war klar. Alle Fraktionen - FDP, CDU -
haben mitgestimmt: An diesem Schulstandort soll-
ten Gymnasium und Gemeinschaftsschule entste-
hen. 4 Millionen € hat die Stadt Kiel eingestellt, um
diese Schulen ganztagstauglich zu machen. - Das
ist die Konsequenz: Wenn ich auf G8 gehe, dann
werden Gymnasien eben Ganztagsschulen. Das ist
auch die Konsequenz, wenn ich von der Gemein-
schaftsschule ausgehe. - Jetzt sagen Sie, alles sei
wieder offen. Kiel, zurück auf Los. - Nein, ziehe
keine 4.000 € ein. Die Planungen für die 4 Millio-
nen € laufen ja schon. Ich finde, das ist weder eine
klare Linie, noch ist das transparent. Das hat auch
nichts mit Kontinuität zu tun. Das ist Kuddelmud-
del.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Zum Glück gibt es aber pragmatische Kommunal-
politiker und Kommunalpolitikerinnen. Der Kieler

Schulausschuss hat in seiner letzten Sitzung be-
schlossen, dass am Standort Kiel-Elmschenhagen
alles bleibt, wie es ist. Wunderbarerweise gibt es
auch FDP-Kommunalpolitiker und -Kommunalpo-
litikerinnen, die diesen Beschluss mitgetragen ha-
ben, weil sie sagen: Diesen Zickzackkurs können
wir für die Stadt nicht verantworten. Dennoch muss
ich zu dem, was Sie planen, sagen: Transparenz
und Klarheit sehen anders aus.

Zum Schluss eine Bemerkung zu Ihnen, Herr Klug.
In der letzten Ausschusssitzung haben wir eine rela-
tiv lange Debatte darüber geführt, wie es jetzt um
die gebundenen Ganztagsschulen steht. Auf alle
Klagen der Schulen, der Kommunen Kiel und Lü-
beck und auch der Leute aus den eigenen Reihen
haben Sie gesagt: Ich kann doch nicht in ein laufen-
des Verfahren eingreifen. Aber was Sie hier ma-
chen, ist nichts anderes, als in ein laufendes Verfah-
ren einzugreifen. Sie verlängern eine Frist, Sie ver-
ändern die Bedingungen. Das ist eben nicht nur ei-
ne formale Änderung.

Ich finde, man kann, wie Sie es getan haben, auf
der formalen Ebene argumentieren. Dann muss man
dies aber in beide Richtungen tun. Bei den ge-
schlossenen Gemeinschaftsschulen verschließen Sie
Ihre Ohren, Sie fahren den Kurs von Frau Erdsiek-
Rave weiter, dass Ohr eben nicht an den Schulen zu
haben. Ich muss sagen, Ihre Verwaltung hat Sie ei-
gentlich schon ganz gut im Griff. - Fröhliche Weih-
nachten!

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN -
Heiterkeit des Abgeordneten Lars Harms
[SSW])

Präsident Torsten Geerdts:

Für die Fraktion DIE LINKE erteile ich der Frau
Abgeordneten Jansen das Wort.

Antje Jansen [DIE LINKE]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und
Herren! Die hier beantragte Änderung des Schulge-
setzes ist nur ein Vorgeschmack auf das, was von
dieser schwarz-gelben Landesregierung in Sachen
Bildungspolitik noch zu erwarten ist. Es geht nicht
nur darum, die Umwandlung von Haupt- und Real-
schulen auf Regional- und Gemeinschaftsschulen
um ein Jahr zu verschieben, nein, es geht darum,
die Realschulen dauerhaft zu erhalten. Dabei wird
es, wie wir dem Koalitionsvertrag entnehmen dür-
fen, nicht bleiben. Sogenannte Kompetenzzentren
sollen als Eliteschulen eingerichtet werden, För-
derzentren sollen wieder die Regelschule für Kin-
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der mit körperlichen oder geistigen Handicaps wer-
den.

(Heike Franzen [CDU]: Wo haben Sie das
denn gelesen?)

- Das steht im Koalitionsvertrag. Frau Franzen, le-
sen Sie ihn einmal durch!

(Heike Franzen [CDU]: Das steht nicht dar-
in!)

DIE LINKE wird diese Selektion von Kindern nicht
mitmachen. Wir setzen uns für eine Schule für alle
ein, wie sie bei unseren Nachbarn in Skandinavien
längst schon üblich ist.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir wollen die Gemeinschaftsschule als alleinige
Regelschule in Schleswig-Holstein, und nach unse-
rer Auffassung sollte auch ein Schultyp wie das
Gymnasium abgeschafft werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Wenn alle Kinder gemeinsam eine Schule besuchen
und binnendifferenziert unterrichtet werden, hat
dies viele Vorteile. Das ist in diesem Hause sicher-
lich schon mehrere Male diskutiert worden. Ich will
nun einige Beispiele nennen.

Die soziale Selektion im Schulsystem wird mini-
miert. Wenn Kinder schon im Alter von 10 Jahren
auf die verschiedenen Schularten aufgeteilt werden,
haben sie mehr Zeit, vorhandene Schwächen aufzu-
holen. Kinder werden individuell gefördert. Wenn
ein Kind heute sehr gut in Deutsch und schlecht in
Mathe ist, bekommt es eine Realschulempfehlung.
Als Ergebnis wäre es in Deutsch unterfordert und in
Mathe überfordert. DIE LINKE will, dass alle Kin-
der individuell unterrichtet werden.

(Beifall bei der LINKEN und beim SSW)

Die soziale Kompetenz von Kindern wird geför-
dert. Nicht zuletzt ist die Debatte um die Gemein-
schaftsschule für uns immer auch eine Wertede-
batte. Wollen wir eine Gesellschaft, in der Eliten,
abgekapselt vom Rest, ihre Pfründe sichern? Wol-
len wir eine Gesellschaft, in der Gymnasialschüle-
rinnen und Gymnasialschülern beigebracht wird,
dass Hauptschülerinnen und Hauptschüler weniger
wert seien? Wollen wir eine Ellenbogengesell-
schaft, in der Solidarität ein Fremdwort ist, oder
wollen wir eine Gesellschaft, in der lernstärkere
Kinder lernschwächere Kinder unterstützen?

(Beifall bei der LINKEN)

Eine Schule für alle würde auch erheblich weniger
Geld kosten. Sogar der schleswig-holsteinische
Rechnungshof hat kürzlich festgestellt, dass ein
mehrgliedriges Schulsystem eine enorme Geldver-
schwendung ist. Statt mit einem riesigen Bürokra-
tieaufwand ein zersplittertes Bildungssystem zu er-
halten, sollte die Landesregierung endlich umden-
ken. Deshalb werden wir auch den Antrag der Ko-
alition ablehnen.

Der Antrag der SPD, G8 zu entschlacken, geht für
uns in die falsche Richtung. Bildung und vor allen
Dingen eine breite Allgemeinbildung brauchen
Zeit. Nur Stoff aus den G8-Lehrplänen zu streichen,
wird nicht zu einem besseren Bildungssystem füh-
ren. Herr Höppner, Sie und die SPD sollten endlich
eingestehen, dass G8 keinesfalls eine Lösung dar-
stellt.

(Beifall bei der LINKEN)

Für Kinder, die durch die G8-Mühle gehen müssen,
ist dies triste Realität - das haben hier alle schon be-
stätigt -: keine Zeit mehr für Sportvereine, um
Freunde zu treffen, für gesellschaftliches Leben und
für alles, was zum Leben dazugehört.

Von der SPD und auch von Herrn Höppner hätten
wir erwartet, dass sie zumindest ein konkretes Kon-
zept vorlegen, wie G8-Schülerinnen und -Schülern
in Schleswig-Holstein geholfen werden kann. Das
wäre das Mindeste gewesen, um einen wichtigen
Teil verfehlter Bildungspolitik, gerade unter Feder-
führung der SPD, rückgängig zu machen. Ein solch
dürrer Antrag ohne Begründung ist dafür entschie-
den zu wenig.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Politik ist jetzt in der Pflicht, etwas dagegen zu
unternehmen, dass ganzen Jahrgängen von Schüle-
rinnen und Schülern die Kindheit geraubt wird.
Deshalb werden wir auch dem Änderungsantrag
des SSW zustimmen.

(Beifall bei der LINKEN und beim SSW)

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort hat die Vorsitzende der SSW-Fraktion,
Frau Abgeordnete Anke Spoorendonk.

(Dr. Henning Höppner [SPD]: Seid milde mit
uns!)

Anke Spoorendonk [SSW]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Zumindest ein Wahlversprechen will die FDP ein-
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halten und heute mit dem vorliegenden Gesetzent-
wurf den ersten Schritt machen, um die Realschule
als Angebotsschule zu erhalten. Was ganz harmlos
mit ein paar veränderten Jahreszahlen beginnt, hat
aber weitreichende Folgen für die schleswig-hol-
steinische Schulstruktur.

Es ist gerade einmal zwei Jahre her, dass sich die
Große Koalition zu einem Kompromiss in der
Schulstruktur durchringen konnte. Mit der Einfüh-
rung von Regional- und Gemeinschaftsschulen gab
es ein bisschen CDU und ein bisschen SPD. Liebe
Kolleginnen und Kollegen, eine Schulreform aus
einem Guss sieht allerdings anders aus.

(Beifall bei SSW und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Der SSW hat nie ein Geheimnis daraus gemacht,
dass wir die Einführung der Regionalschule für eine
Sackgasse halten. Aus unserer Sicht kann eine um-
fassende Schulstrukturreform nur heißen, dass
die Gemeinschaftsschule flächendeckend einge-
führt wird. Wir brauchen eine Schule für alle, die
auch eine Schule für alle ist.

(Beifall bei SSW, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der LINKEN)

FDP und CDU haben sich in ihrem Koalitionsver-
trag darauf geeinigt, dass die Schulen Zeit und Ru-
he brauchen, um vernünftig arbeiten zu können.
Das ist durchaus zu begrüßen, zum jetzigen Zeit-
punkt jedoch völlig fehl am Platz. Es kann nicht
sein, dass die Frist zur Umwandlung der Haupt-
und Realschulen in Regional- und Gemeinschafts-
schulen um ein Jahr verlängert und damit die be-
gonnene Schulstrukturreform mittendrin abgewürgt
wird. Damit kommen wir dem Ziel nicht näher,
sondern verlängern nur einen ohnehin schon
schwierigen Prozess um weitere zwölf Monate.

(Beifall der Abgeordneten Anke Erdmann
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Im Koalitionsvertrag wird die Fristverlängerung da-
mit begründet, dass man gemeinsam mit den Schul-
trägern vernünftige Lösungen für die regionale
Schulentwicklung erreichen möchte. Für mich stellt
sich daher die Frage, wie denn diese „vernünftigen
Lösungen“ aussehen sollen. Dass unsere Kinder
nach der Grundschule in Zukunft auf eine Haupt-
schule, Realschule, Regionalschule, Gemein-
schaftsschule, Gesamtschule oder auf das Gymnasi-
um gehen, kann ja wohl weder aus pädagogischer
noch aus finanzieller Sicht ernst gemeint sein. Auch
ein „Zurück auf Anfang“ und damit die Rückwand-

lung von neuen in alte Schulformen kann wirklich
nicht Sinn der Sache sein.

Die Gemeinschaftsschule ist die Schulart, die den
Schülerinnen und Schülern sowohl eine individuel-
le Förderung als auch ein reiches soziales Leben
bietet. Gemeinschaftsschulen haben außerdem fle-
xible Strukturen, mit denen schnell auf veränderte
Bedürfnisse der Kinder reagiert werden kann. Die
Gemeinschaftsschule ist eben keine Einheitsschule.
Ihr Markenzeichen ist die individuelle pädagogi-
sche Förderung, und sie ist die Schule der Zukunft.

(Beifall bei SSW, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der Abgeordneten Ranka Prante
[DIE LINKE])

Auch im Bereich der Gymnasien hat die damalige
Große Koalition Veränderungen durchgeführt, die
fast ohne Ausnahme zu negativen Rückmeldungen
geführt haben. Die Warnungen vor G8 sind damals
genauso aktuell wie heute, mit dem einzigen Unter-
schied, dass wir jetzt aus Erfahrung sprechen. Der
SSW hat frühzeitig die Einführung kritisiert und
vor den negativen Folgen des verkürzten Abiturs
gewarnt.

Ich will auf weitere Einzelheiten jetzt nicht einge-
hen, ich möchte nämlich noch etwas zu unserem
Antrag sagen. Die kurzfristige Entlastung der
Schülerinnen und Schüler, die momentan im acht-
jährigen Gymnasium stecken, ist ein wichtiger
Schritt, um eine akute Notsituation kurzfristig zu
lösen. Allerdings besteht mit dieser Entlastung auch
die Gefahr, dass Zwischenlösungen die Zementie-
rung der Zukunft sind. Aus Sicht des SSW muss
aber die langfristige Zielsetzung sein, dass das acht-
jährige Gymnasium wieder abgeschafft wird. Es
reicht aus unserer Sicht nicht aus, dass es schon
heute an den Gemeinschaftsschulen eine Ausweich-
möglichkeit zum Turbo-Abitur gibt.

Mit unserem vorliegenden Änderungsantrag wollen
wir daher den ersten Schritt zu einer Schulgesetzän-
derung machen, um das achtjährige Gymnasium ab-
zuschaffen. Mir ist natürlich bewusst, dass es vor
dem Hintergrund der bundesdeutschen Gesamtlage
schwierig sein wird, dieses G8-Gymnasium wieder
abzuschaffen. Wer aber vorhat, die Möglichkeit
von G8 und G9 weiter zu flexibilisieren - und ge-
nau das steht im Koalitionsvertrag von CDU und
FDP -, der muss sich auch die Frage gefallen las-
sen, wie das denn jetzt umgesetzt werden soll.

Darum sage ich: Hier ist wirklich eine klare Linie
angesagt. Wegen der Laisser-faire-Haltung des neu-
en Kultusministers in dieser Frage ist es umso not-
wendiger, eine klare Haltung einzunehmen. Wir
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wollen mit unserem Änderungsantrag jetzt keinen
Retroantrag einbringen, sondern deutlich machen,
dass es eine Alternative gibt.

Und dann, lieber Kollege Höppner, noch etwas zu
dem, was Sie vorhin sagten. Ich rufe in Erinnerung,
dass der SSW nicht an der Erarbeitung des Koaliti-
onsvertrags von Rot und Grün beteiligt war. In die-
ser Frage war unsere Meinung auch gar nicht ge-
fragt, denn alle anderen in diesem Haus waren ein-
vernehmlich der Auffassung, dass G8 der richtige
Weg war. Ich bleibe dabei: Es ist notwendig deut-
lich zu machen, dass G8 nicht im Sinne unserer
Kinder ist

(Beifall beim SSW und der LINKEN)

und dass es notwendig ist, nicht irgendwelche Fle-
xibilisierungen hinzubekommen, sondern eine neue
Richtung einzuschlagen.

(Beifall beim SSW und der LINKEN)

Präsident Torsten Geerdts:

Wir kommen jetzt zu den Dreiminutenbeiträgen.
Das Wort hat Herr Abgeordneter Rasmus Andre-
sen.

Rasmus Andresen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen! Ich habe mich noch einmal
zu Wort gemeldet, weil mir zum einen die Klientel-
politik der FDP für die Realschulen etwas auf die
Nerven geht. Das war im Wahlkampf schon so.

(Beifall der Abgeordneten Anke Erdmann
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] und Heinz-
Werner Jezewski [DIE LINKE])

Dazu will ich jetzt gern noch einmal etwas sagen.
Ich habe nichts gegen gut funktionierende Real-
schulen oder gegen gut funktionierende Realschul-
klassen, aber was bei Ihnen immer hinten herunter-
fällt - und dazu sagen Sie auch sehr wenig -, sind
die Hauptschulen, die Sie ganz extrem mit Ihrer
Politik schwächen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der LINKEN)

Ich wollte eigentlich etwas zu G8 und zum Turbo-
Abi sagen. Es gibt für mich zwei Ebenen, und ich
finde, der SSW-Antrag greift das zumindest formal
sehr gut auf. Es gibt einmal die Fragestellung nach
sofortigen Verbesserungen für aktuell Betroffene.
Das ist noch einmal eine andere Frage als die, wie

die Schulstruktur beziehungsweise die Oberstufe
gestaltet werden soll, ob in acht oder neun Jahren
oder in einer Kombination, was theoretisch auch
möglich wäre. Ich glaube, dass man da vor allem an
die Tests und Prüfungen herangehen muss. Natür-
lich müssen die Lehrpläne entschlackt werden, es
reicht nur nicht aus, das zu machen. Aber natürlich
ist das ein wichtiger Punkt.

Herr Klug, Sie haben gestern in einer Pressemittei-
lung angekündigt, dass Sie in der Sekundarstufe I
schon etwas erreicht haben. Wenn Sie das auch für
die Sekundarstufe II - die Oberstufe - machen
würden, dann wäre ich Ihnen da sehr dankbar.

(Zuruf: Ist das Bürgerbegehren zum Erhalt
der Realschule Klientelpolitik?)

- Ja, natürlich, es sind vor allem Betroffene, die da
unterschreiben. Das ist eine bestimmte Klientel.

(Lachen bei der FDP)

Als zweiter Punkt: Wir als Grüne nehmen natürlich
ernst, wenn es Bürgerbegehren und Volksbegehren
gibt. Das ist ganz klar unsere Politik. Aber erst ein-
mal müssen die die Hürde schaffen. Wenn sie die
Hürde schaffen, muss man darüber reden, wie man
damit umgeht. Aber das hat nichts damit zu tun,
dass wir eine andere Meinung zu Themen haben,
die in Bürgerbegehren formuliert werden.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Bei G8 und G9 zur sofortigen Verbesserung
Schulstress und Prüfungsstress abbauen, das geht
schneller als nur über die Strukturdebatte. Die
zweite Sache ist die grundsätzliche Debatte zu G8
oder G9. Wie gestaltet man die? - Wir als Grüne
machen es uns nicht leicht. Wir sagen, dass es
schwierig ist, sie verkürzt zu führen: Wir brauchen
G8 wieder, oder G9 ist das Beste. Wir sagen, dass
es durchaus eine Kombination geben kann. Liebe
FDP, sehr geehrter Herr Minister Klug, diese Kom-
bination kann aber nicht so aussehen, dass an der
einen Schule das eine und an der anderen das ande-
re stattfindet und dass das von den Schulleitern be-
stimmt wird. Wir wollen, dass Schüler in Abstim-
mung mit ihren Eltern und mit ihren Lehrerinnen
und Lehrern an denselben Schulen entscheiden
können, ob sie das eine oder das andere machen
wollen. Wir wollen dabei vor allem auch die
Durchlässigkeit stärken. Das ist etwas, was wir -
zumindest aus Ihrem Mund - noch nicht gehört ha-
ben.

(Beifall bei der LINKEN sowie der Abgeord-
neten Anke Erdmann [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])
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Präsident Torsten Geerdts:

Zu einem weiteren Dreiminutenbeitrag erteile ich
der Frau Abgeordneten Anita Klahn das Wort.

Anita Klahn [FDP]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und
Herren! Ich bin entsetzt. Frau Jansen, Sie sagen, Sie
möchten individuell unterrichten, jedes Kind indivi-
duell fördern - in einer Klasse, in einer Schulart.
Können Sie mir erklären, wie das geht?

(Zurufe von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
der LINKEN und SSW)

Präsident Torsten Geerdts:

Es sollen nicht alle auf einmal auf die Frage ant-
worten.

(Heiterkeit)

Das Wort hat Frau Abgeordnete Klahn.

Anita Klahn [FDP]:

Das andere ist: Wenn Sie Vorwürfe erheben, wie
Sie es getan haben, fordere ich Sie auf, uns im Ko-
alitionsvertrag genau zu zeigen, was Sie da meinen,
denn ich kann ad hoc das nicht finden, was Sie uns
vorgeworfen haben. Leider ist Herr Stegner nicht
im Haus oder jedenfalls nicht im Raum; im Haus
wird er wohl sein. Sie sagen, Sie brauchen kein
Gymnasium. Ich möchte mal gern wissen, wohin
ein Herr Stegner seine Kinder sonst zur Schule
schickt - nach den Informationen, die ich habe, und
die sind zuverlässig - als gerade auf das von Ihnen
verpönte und so verhasste Gymnasium, das Sie ab-
schaffen wollen. Erklären Sie mir, wenn Herr Steg-
ner nicht da ist, warum er seine Kinder nicht in die
hoch gelobte Gemeinschaftsschule schickt! - Weil
er die Realität in der Gemeinschaftsschule kennt!

(Zurufe von der SPD)

Und Sie können mir nichts vormachen, denn ich
weiß, wovon ich rede, denn meine Kinder sind auf
einer Gesamtschule/Gemeinschaftsschule.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD sowie Bei-
fall des Abgeordneten Rasmus Andresen
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Genau diese Schule ist glücklich über den Antrag
der Fristverlängerung, weil es ihr sichert, dass sie
noch über einen längeren Zeitraum mehr Lehrkräf-
te, mehr Lehrerzuweisungen hat, was sonst abge-
schafft werden würde. Warum wollen Sie da nicht
die Augen aufmachen? Die Realschule ist die ein-

zige Schulform gewesen, die je richtig funktioniert
hat. Das bescheinigten uns die Eltern in der Ver-
gangenheit. Warum hat sich die Vorgängerregie-
rung denn nicht um die Hauptschüler gekümmert.
Warum ist die Hauptschule denn so schlecht ge-
worden, wie sie jetzt von Ihnen auch beschrieben
wird?

Präsident Torsten Geerdts:

Frau Abgeordnete, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge des Herrn Abgeordneten Dr. Dolgner?

Anita Klahn [FDP]:

Gern.

Dr. Kai Dolgner [SPD]: Frau Kollegin, kön-
nen Sie mir bitte erläutern - weil Sie mich ein
wenig irritiert haben; schließlich bin ich Mit-
glied dieser Partei -, wann in den letzten Jah-
ren in einem Wahlprogramm oder in einem
Regierungsprogramm oder in einem Koaliti-
onsvertrag die SPD die Abschaffung der
Gymnasien gefordert hat?

(Zuruf: Das ist lange her!)

Könnte es sein, dass Sie uns eben gerade mit
der Kollegin von der Linkspartei verwechselt
haben?

(Zuruf: Das kann passieren!)

- Das kann passieren, genau. Aber es ist hier in dem
Redebeitrag deutlich dargestellt worden, und so,
wie von Ihnen hier gehandelt wird, sieht es ganz
deutlich danach aus. Sie möchten kein Gymnasium.

(Zuruf von der SPD: Das stimmt doch nicht!)

- Was haben denn die Grünen gerade noch von sich
gegeben? Aber ich möchte doch gern auf den Vor-
wurf der Klientelpolitik die Frage stellen, wie Sie
zum Beispiel den Einsatz für Windenergie oder den
Einsatz für behinderte Menschen oder für andere
Menschen bezeichnen.

(Beifall der Abgeordneten Anke Erdmann
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] - Andreas
Tietze [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das
finden wir gut!)

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort für die Landesregierung erteile ich dem
Minister für Bildung und Kultur, Herrn Dr. Ekke-
hard Klug.
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Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! CDU
und FDP haben sich in ihrem Koalitionsvertrag dar-
auf verständigt, an den Gymnasien neben der auf
acht Jahre verkürzten Schulzeit auch wieder einen
neunjährigen gymnasialen Bildungsgang anzubie-
ten. Voraussetzung dafür ist allerdings eine Ände-
rung des Schulgesetzes, weil nach der derzeitigen
Rechtslage in den Gymnasien nur G8 möglich ist.
Hierzu und zu einer Reihe von Punkten, die sich
auch aus unserer Koalitionsvereinbarung ergeben,
werden wir dem Landtag im kommenden Jahr noch
vor der Sommerpause eine Gesetzesvorlage zulei-
ten.

Parallel zu den Vorarbeiten an dieser Gesetzesvor-
lage haben wir auch konzeptionelle Vorbereitungen
für weitere Reformschritte eingeleitet, die in diesem
Zusammenhang und auch im Zusammenhang mit
dem vorliegenden Antrag von Bedeutung sind. Dies
betrifft zum einen die Überarbeitung der Profil-
oberstufe. Dazu muss man wissen, die Profilober-
stufe ist faktisch die Oberstufe eines G8-Gymnasi-
ums, verbunden mit einer entsprechenden Erhö-
hung der Arbeitsbelastung. Genau hier wollen wir
ansetzen. Neben erweiterten Wahlmöglichkeiten für
die Schüler soll eine Reduzierung ihrer Arbeitsbe-
lastung bei der Überarbeitung der Oberstufe im
Mittelpunkt stehen.

(Beifall des Abgeordneten Wolfgang Kubicki
[FDP])

Zum anderen gehören dazu auch Überlegungen,
wie das G8-Modell, also die verkürzte Gymnasial-
zeit, bei reduzierter Arbeitsbelastung der Schüler
und durch insgesamt bessere Rahmenbedingungen
optimiert werden können.

Wenn die SPD-Landtagsfraktion heute einen An-
trag vorlegt, der eine angemessene Entlastung der
Schülerinnen und Schüler im achtjährigen Bil-
dungsgang des Gymnasiums verlangt, so rennen die
Sozialdemokraten damit also offene Türen ein.
Gleichzeitig stellt die SPD mit diesem Antrag einer
Reform, die erst mit Beginn des Schuljahres
2008/2009 unter sozialdemokratischer Ressortver-
antwortung eingeleitet worden ist, ein nicht gerade
schmeichelhaftes Zeugnis aus.

(Beifall bei FDP und CDU)

Von uns wird man nach sieben Wochen Amtszeit
der neuen Landesregierung wohl kaum verlangen
können, dass wir heute schon ein fertiges Konzept
vorlegen, wie man die Mängel abstellen kann, die

Sie nun auch von Ihren neuen Oppositionsbänken
aus erkannt haben. Folgendes möchte ich jedoch
feststellen:

Wenn Schülerinnen und Schüler nach einem ganz-
tägigen Unterrichtspensum mit acht Stunden Unter-
richt erst am späten Nachmittag nach Hause kom-
men, dann sollen sie in Zukunft an solchen Schulta-
gen nicht auch noch anschließend Hausaufgaben
erledigen müssen.

(Beifall bei FDP und CDU)

Entsprechende klare Regelungen gibt es mittlerwei-
le aus guten Gründen auch im Bundesland Hessen,
und daran wollen wir uns orientieren.

Zweiter Punkt. Wir werden vom nächsten Schuljahr
auch an die Gymnasien in die Förderung offener
Ganztagsangebote mit einbeziehen.

(Beifall bei FDP und CDU)

Damit wollen wir den Gymnasien die Möglichkeit
geben, ihren Schülern an Tagen mit Ganztagsbe-
trieb mehr unterstützende Angebote zu bieten. Die
Voraussetzung wird sein, dass der Landtag in der
bislang auch mittelfristig geplanten Weise Mittel
für die Förderung offener Ganztagsangebote zur
Verfügung stellen wird. Aber darauf setzen wir;
denn es gibt ja auch eine entsprechende Aussage in
unserem Koalitionsvertrag, dass wir diese offenen
Ganztagsangebote weiter fördern wollen.

Nun ein paar Anmerkungen zu der Problematik der
Rahmenvorgaben der Kultusministerkonferenz.
Zum einen ist klar, wir wollen diese Rahmenvorga-
ben, diese 265 Jahreswochenstunden mit bestimm-
ten Zusatzbedingungen, so flexibel umsetzen wie
möglich. Ein paar Hinweise hat Kollegin Franzen
in ihrer Rede vorhin dazu gegeben. In diesem Zu-
sammenhang gibt es auch Möglichkeiten, die Ar-
beitsbelastung der Schülerinnen und Schüler in ei-
nem G8-Modell zu verringern.

Für problematisch halte ich den Ansatz, den Kolle-
ge Höppner vorschlägt, nämlich deutlich den vorge-
gebenen Wochenstundenumfang bis zum Abitur
herabzusetzen beziehungsweise das von Land zu
Land entsprechend flexibel zu gestalten. Das könn-
te zu echten Problemen führen, Herr Kollege Höpp-
ner. Ich darf auf die Studie der TU München hin-
weisen, die im vorigen Jahr veröffentlicht worden
ist, die sehr klar einen Zusammenhang zwischen
dem Schulstundenumfang und dem Lernerfolg auch
im Ländervergleich deutlich macht. Sachsen hat
10 % mehr Unterrichtsstunden im Vergleich zu
Berlin. Dazu gibt es eine deutliche Aussage im Er-
gebnis dieser Studie, dass es einen engen Zusam-
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menhang auch zwischen dem Umfang der erteilten
Unterrichtsstunden und dem Abschneiden der ein-
zelnen Länder im PISA-Ländervergleich gebe. Wir
dürfen natürlich unseren Schülern nicht einen gym-
nasialen Bildungsgang anbieten, der sie dann im
Vergleich zu Schülern aus anderen Bundesländern
in eine schlechtere Ausgangsposition versetzt. Es
darf also nicht zu einem Billigabitur führen, in
dem man einfach im Vergleich zu anderen Ländern
deutlich niedrigere Stundenumfänge vorsieht.

Meine Damen und Herren, das ist im Wesentlichen
das, was ich Ihnen zum Thema G8/G9 sagen woll-
te. Was den Gesetzentwurf angeht, haben die Kolle-
gin Franzen und die Kollegin Conrad das Nötige
schon ausgeführt. Dem möchte ich mich anschlie-
ßen.

(Beifall bei FDP und CDU)

Präsident Torsten Geerdts:

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich
schließe die Beratung. Es ist Ausschussüberwei-
sung beantragt. Es ist beantragt worden, den Ge-
setzentwurf Drucksache 17/107 sowie die Anträge
Drucksachen 17/90 und 17/138 dem Bildungsaus-
schuss zu überweisen. Wer zustimmen will, den bit-
te ich um das Handzeichen. - Die Gegenprobe! -
Stimmenthaltungen? - Einstimmig so beschlossen!

Dann rufe ich Tagesordnungspunkt 15 auf:

Finanzielle Situation der schleswig-holsteini-
schen Kommunen

Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Drucksache 17/72 (neu)

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall.

Mit der Nummer 1 des Antrags wird ein Bericht in
dieser Tagung erbeten. Ich lasse zunächst darüber
abstimmen, ob der Bericht in dieser Tagung gege-
ben werden soll. Wer zustimmen will, den bitte ich
um das Handzeichen. - Die Gegenprobe! -
Stimmenthaltungen? - Das ist einstimmig so be-
schlossen.

Ich erteile dann für die Landesregierung Herrn In-
nenminister Klaus Schlie das Wort.

Klaus Schlie, Innenminister:

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine lieben Kolle-
ginnen und Kollegen! Die einzelnen Fragen des Be-
richtsantrags beantworte ich wie folgt:

Zur Frage 1, Auswirkungen der November-Steuer-
schätzung: Nach dem regionalisierten Ergebnis der
November-Steuerschätzung können die Kommu-
nen in Schleswig-Holstein in 2009 mit Einnahmen
aus Finanzausgleich und Steuern in Höhe von rund
3,25 Milliarden € rechnen. Gegenüber der Mai-
Steuerschätzung, die schon die Auswirkungen der
Wirtschafts- und Finanzkrise berücksichtigte, wür-
de dies einem Rückgang von knapp 40 Millionen €
oder 1,2 % entsprechen. 2009 sollen die Einnahmen
aus Finanzausgleich und Steuern um über 150 Mil-
lionen € oder rund 4,5 % unter denen des Vorjahres
2008 liegen. 2008 konnten die Kommunen gegen-
über 2007 noch einen Zuwachs ihrer Einnahmen
aus Finanzausgleich und Steuern von rund 300 Mil-
lionen € oder 9,5 % verzeichnen. Mit Einnahmen
aus Finanzausgleich und Steuern in Höhe von rund
3,4 Milliarden € wurde 2008 das bislang beste Jah-
resergebnis erzielt.

Nach der Steuerschätzung müssen die Kommunen
auch für 2010 mit einem Rückgang ihrer Einnah-
men aus Finanzausgleich und Steuern in Höhe
von etwa 100 Millionen € oder 3,3 % rechnen. 2010
würden sich danach die Einnahmen der Kommunen
etwa auf dem Niveau des Jahres 2007 bewegen. Für
das Jahr 2011 soll sich ein weiterer Rückgang erge-
ben. Erst ab dem Jahre 2012 können die Kommu-
nen wieder mit einem Zuwachs bei ihren Einnah-
men aus Finanzausgleich und Steuern rechnen.

Zu den Fragen 2 und 3, bezogen auf das Wachs-
tumsbeschleunigungsgesetz: Bei einer Verabschie-
dung des Wachstumsbeschleunigungsgesetzes
werden sich für die Kommunen unseres Landes bei
voller Jahreswirkung Mindereinnahmen in Höhe
von etwa 60 Millionen € jährlich ergeben. 2010, al-
so im ersten Jahr des geplanten Inkrafttretens des
Gesetzentwurfs, werden die Mindereinnahmen der
Kommunen auf rund 35 Millionen € geschätzt. Die-
se Mindereinnahmen verstärken den soeben be-
schriebenen Rückgang der Einnahmeerwartung ab
2010 zusätzlich.

Zu Frage 6, ob die Landesregierung einen weiteren
Eingriff in den kommunalen Finanzausgleich in der
17. Wahlperiode ausschließt: Auch die Kommunen
leiden derzeit wie alle öffentlichen Haushalte unter
den Auswirkungen der Wirtschafts- und Finanzkri-
se. Daher ist aus meiner Sicht eine weitere Kür-
zung der Finanzausgleichsmasse in dieser Legis-
laturperiode nicht vertretbar und - um es noch deut-
licher zu sagen - auch nicht beabsichtigt.

(Beifall)
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Zu Ihrer 7. Frage zu den Auswirkungen auf die Ge-
meinden, Städte und Kreise mit aktuellen Proble-
men: Derzeit werden in den Kommunen die Haus-
haltsberatungen für 2010 durchgeführt. Konkrete
Daten liegen logischerweise noch nicht vor. Die
Landesregierung geht von einer deutlichen Ver-
schlechterung der Finanzsituation der Kommunen
aus.

Zu Ihrer 8. Frage, Berücksichtigung der besonderen
Belastungen durch die Kofinanzierung aus dem
Konjunkturpaket II durch die Kommunalaufsicht:
Land und Kommunen müssen den Bund bei seinen
Bemühungen, die Wirtschafts- und Finanzkrise zu
bewältigen, unterstützen, indem die Maßnahmen
des Konjunkturpakets zusätzlich - ich betone: zu-
sätzlich - zu den anderen Investitionen durchgeführt
werden. Dabei ist kurzfristig auch eine höhere Ver-
schuldung in Kauf zu nehmen. Dies muss allerdings
durch verstärkte Anstrengungen zur Haushaltskon-
solidierung in den Verwaltungshaushalten bezie-
hungsweise den Ergebnisplänen flankiert werden. -
Ich füge hinzu: Soweit das noch möglich ist. Denn
die Kommunen haben auch bisher schon erhebliche
Anstrengungen unternommen.

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Ralf Stegner
[SPD])

- Herr Oppositionsführer, selbstverständlich werden
wir das als Kommunalaufsicht - daran sollten Sie
sich vielleicht noch erinnern - trotzdem einfordern
müssen. Das Innenministerium wird dies bei der
Genehmigung des in der Haushaltssatzung festzu-
setzenden Gesamtbetrages der Kredite natürlich be-
rücksichtigen.

Sie fragen nach den Plänen der Landesregierung
zur Verbesserung der kommunalen Finanzsitua-
tion. Angesichts der Finanzlage des Landes können
zusätzliche finanzielle Mittel für die Kommunen
nicht in Aussicht gestellt werden. Das habe ich
auch bisher bei allen Gesprächen mit den Kommu-
nen in absolut klarer und verbindlicher Weise
dargestellt. Es macht keinen Sinn, an dieser Stelle
aufgrund der Haushaltssituation des Landes etwas
anderes zu sagen.

(Beifall der Abgeordneten Dr. Christian von
Boetticher [CDU] und Herlich Marie Tod-
sen-Reese [CDU])

Gleichwohl sind in der Vergangenheit verschiedene
Maßnahmen zur Unterstützung der Kommunen er-
griffen worden. So ist im Rahmen des Finanzaus-
gleichs der kommunale Bedarfsfonds von 18 Mil-
lionen € im Jahr 2008 auf 36 Millionen € im Jahr
2009 und 50 Millionen € im Jahr 2010 aufgestockt

worden, um gezielt den Kommunen mit Fehlbeträ-
gen helfen zu können. Auch berät das Innenminis-
terium defizitäre Kommunen, indem es beispielwei-
se regelmäßig Hinweise zur Ausschöpfung der Ein-
nahmequellen und zur Begrenzung von Ausgaben
gibt.

Sie möchten dann etwas wissen zur Haltung der
Landesregierung zur Gewerbesteuer. Die Gewer-
besteuer ist eine der wichtigsten Einnahmequellen
der Kommunen. Die Frage der Haltung der Landes-
regierung zu einem möglichen Ersatz der Gewer-
besteuer stellt sich derzeit nicht. Zunächst bleibt die
vom Bund angekündigte Einsetzung einer Kom-
mission zur Erarbeitung von Vorschlägen zur
Neuordnung der Gemeindefinanzierung und das
Ergebnis des vorgesehenen Prüfauftrags hinsicht-
lich eines Ersatzes der Gewerbesteuer einschließ-
lich der damit verbundenen finanziellen Auswir-
kungen abzuwarten. Ich füge hinzu: Ich begrüße
diese Prüfung ausdrücklich. Nach meinem Dafür-
halten darf es keine Verschlechterung der Einnah-
mesituation der Kommunen durch eine solche Maß-
nahme geben.

(Beifall bei der CDU)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Zahlen
und Angaben machen deutlich, dass Land und
Kommunen gemeinsam vor schweren Herausforde-
rungen stehen, die nur - ich betone: ausschließlich -
im partnerschaftlichen Miteinander bewältigt wer-
den können. Dabei ist zunächst natürlich die Über-
windung der Wirtschafts- und Finanzkrise vor-
dringliches Ziel und Anliegen.

Gleichwohl dürfen wir im Interesse der nachfolgen-
den Generationen das Ziel tragfähiger öffentlicher
Haushalte nicht aus dem Blick verlieren. Auch der
Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamt-
wirtschaftlichen Entwicklung hat in seinem aktuel-
len Jahresgutachten festgestellt, dass ein erneuter
entschlossener Anlauf zur Konsolidierung der öf-
fentlichen Haushalte erforderlich ist. Dies erfordert
von allen Entscheidungsträgern bei Land und Kom-
munen Mut und Entschlossenheit. Ich hoffe, dass
das gemeinsam gelingt. Wenn man sich die einzel-
nen Diskussionen in den kommunalen Vertretungs-
körperschaften anschaut, hat man immer so den
Eindruck, dass immer nur diejenigen, die eine
Mehrheit haben, dafür verantwortlich sind, diesen
Bemühungen Folge zu leisten. - Nein, es sind alle!

(Zuruf der Abgeordneten Monika Heinold
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])
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Frau Kollegin Heinold, so weit zunächst zu dem er-
betenen mündlichen Bericht. Ich komme aber
gleich darauf zurück.

Nach dem gestern vorgelegten neuen Antrag soll
zusätzlich in der 6. Tagung des Landtags ein
schriftlicher Bericht über die finanzielle Situation
der schleswig-holsteinischen Kommunen vorgelegt
werden, was wir selbstverständlich gern machen.
Zu den Fragen eins und zwei des neuen Komplexes
des Berichtsantrags liegen allerdings - das muss ich
hier deutlich sagen - nur die Daten der Kommunen
vor, die der Kommunalaufsicht des Landes unter-
stehen. Für alle übrigen kreisangehörigen Gemein-
den wären diese Daten durch eine Umfrage zu er-
mitteln. Diese Umfrage fällt zeitlich in Zusammen-
hang mit dem Haushaltsverfahren 2010. Insoweit
sollten wir im kommunalen Interesse gemeinsam
überlegen, ob in der jetzigen Phase eine solche Um-
frage zwingend erforderlich ist, zumal die defizitär-
en Kommunen, die Fehlbetragszuweisungen erhal-
ten, ja bekannt sind. Ich rege daher an, dass sich vor
diesem Hintergrund vielleicht die Antragsteller und
das Innenministerium über den Berichtsumfang und
den Berichtszeitpunkt austauschen und gegebenen-
falls verständigen. Wenn Sie es trotzdem wün-
schen, werden wir es natürlich erfüllen.

Nun zu den noch offenen Fragen hinsichtlich des
Eingriffs in den kommunalen Finanzausgleich und
der Kompensation. Die Kürzung der Finanzaus-
gleichsmasse, beschlossen von der Großen Koaliti-
on aus CDU und SPD, mit der dem strukturellen
Ungleichgewicht bei der Finanzlage von Land und
Kommunen begegnet wurde, war von Anfang an
auf Dauer angelegt.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, nun zur spannen-
den Frage der Kompensation für den FAG-Ein-
griff. Dazu hat es ja eine intensive Diskussion ge-
geben.

(Jürgen Weber [SPD]: Kann man wohl sa-
gen!)

- Genau, Herr Kollege Weber.

„Am Ende ist nur herausgekommen, dass
das, was der Innenminister versprochen hat,
eingetreten ist. Ich habe gesagt: Mindestens
50 Millionen € kompensieren wir direkt, und
es wird Steuermehreinnahmen geben, die
mindestens 40 Millionen € betragen. Es ist
deutlich mehr geworden. Mit anderen Wor-
ten: Die kommunalen Kassen sind erfreuli-
cherweise besser gefüllt als vorher.“

(Widerspruch bei SPD und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

„Ich habe niemandem volle Kompensation
versprochen. Was ich versprochen habe, ha-
be ich gehalten.“

(Zuruf der Abgeordneten Monika Heinold
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Nun glauben Sie sicherlich, das wäre meine Positi-
on. Weit gefehlt! Das ist ein Zitat aus der 54. Sit-
zung des Landtags, Mittwoch, 21. März 2007, Ori-
ginalton Innenminister Dr. Ralf Stegner.

(Beifall bei CDU und FDP - Zurufe von SPD
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

- Das war damals schon so unwahr, wie es heute
unwahr ist. Herr Dr. Stegner, wie Sie vor diesem
Hintergrund zu der Chuzpe bereit sind, unter Punkt
fünf zu fragen, welche Maßnahmen die Landesre-
gierung zur Kompensation der pauschalen Kürzung
des kommunalen Finanzausgleichs um jährlich
120 Millionen € für die Jahre 2011 bis 2014 vor-
sieht, ist unverfroren.

(Beifall bei CDU, FDP und des Abgeordne-
ten Lars Harms [SSW] - Zurufe von der
SPD)

Wer es wie Sie durch SPD-Parteitagsbeschlüsse -
nachzulesen im „Vorwärts“ - verhindert hat, dass es
eine volle Kompensation gibt, der sollte sich hier
nicht hinstellen und von uns fordern, dass wir das,
was Sie bisher als Innenminister verhindert haben,
in der kurzen Zeit, in der Sie im Amt waren, jetzt
nachholen.

(Beifall bei CDU und FDP)

Ich kann ja verstehen, dass das damals nicht mög-
lich war, weil Herr Dr. Stegner ja erst jetzt im Lexi-
kon nachgelesen hat, was der Begriff der Kompen-
sation bedeutet. Das weiß er erst seit gestern. Des-
wegen war das bisher nicht möglich.

(Beifall bei CDU und FDP)

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage des
Herrn Abgeordneten Peter Eichstädt?

Klaus Schlie, Innenminister:

Die des Kollegen Eichstädt besonders gern.

Peter Eichstädt [SPD]: Herr Minister, darf
ich Ihre Worte so verstehen, dass die jetzige

Schleswig-Holsteinischer Landtag (17. WP) - 7. Sitzung - Freitag, 18. Dezember 2009 501

(Minister Klaus Schlie)

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D438&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2931&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2931&format=WEBVOLLLANG


Landesregierung keine Kompensation beab-
sichtigt?

(Dr. Christian von Boetticher [CDU]: Das ist
doch der Unterschied!)

- Lieber Kollege Peter Eichstädt, dazu jetzt die
Aussage: Wichtiges Anliegen des Koalitionsvertra-
ges von CDU und FDP ist die Umsetzung der Auf-
gabenkritik. In diesem Zusammenhang müssen und
werden wir auch die Entlastung der kommunalen
Haushalte weiter voranbringen. Hier sieht sich das
Land in der Pflicht, die Landesregierung, die Res-
sorts, konkrete Vorschläge zu machen und nicht ab-
zublocken.

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Ralf Stegner
[SPD])

- Ach, Herr Stegner, es ist sowieso eine schlechte
Landtagstagung für Sie gewesen. Lassen Sie es
doch lieber!

(Beifall der Abgeordneten Dr. Christian von
Boetticher [CDU] und Günther Hildebrand
[FDP])

Um zu einer stärkeren Entlastung zu kommen, ha-
ben wir aber auch die kommunale Familie eingela-
den, hierfür Vorschläge zu machen.

Nein, wir werden dafür sorgen, dass es Flexibilisie-
rungen im kommunalen Bereich gibt, dass es Ent-
bürokratisierungen gibt, dass es auch Aufgabenent-
lastungen gibt. Alles das, wozu Sie als SPD nicht
bereit und in der Lage waren, das werden wir ma-
chen.

(Beifall bei CDU und FDP)

Präsident Torsten Geerdts:

Ich eröffne die Aussprache. Ich erlaube mir den
Hinweis, dass die Redezeit von der Regierung eben
um sieben Minuten überzogen worden ist; die müs-
sen aber von den Fraktionen nicht in Anspruch ge-
nommen werden.

Das Wort hat die Frau Kollegin Monika Heinold
für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Immer
mehr Kommunen sind strukturell eklatant unterfi-
nanziert. Sie sind nicht mehr in der Lage, die not-
wendige Daseinsvorsorge für ihre Bürgerinnen und
Bürger dauerhaft sicherzustellen. Sie sitzen in der
Schuldenfalle. Das ist deshalb so dramatisch, weil
das Leben der Menschen in den Kommunen statt-

findet. Dort ist der Lebensmittelpunkt. Dort besteht
die Nachfrage nach Kindertagesstätten, in der Qua-
lität und in der Quantität, dort müssen Schulen und
Turnhallen saniert werden. Es geht um Jugendhilfe,
ÖPNV, Straßen und Fahrradwege. Viele von Ihnen
wissen das, weil sie selbst in der Kommune tätig
waren oder noch tätig sind. Und es sind genau diese
Aufgaben, die sich jetzt die Kommunen zunehmend
nicht mehr leisten können.

Deshalb ist jede geplante Steuersenkung ein Fron-
talangriff gegen die kommunale Gestaltungsmög-
lichkeit.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Mit der heutigen Zustimmung unserer Landesregie-
rung zum Wachstumsbeschleunigungsgesetz hat
der Ministerpräsident die Kommunen und das kom-
munale Ehrenamt verraten.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Bei der Entscheidung heute in Berlin - nach allem,
was wir hören - sieht es so aus, dass es keine Entla-
stungen der Kommunen gibt. Die gibt es nicht. Man
sagt ihnen nur, die 20 Millionen €, die mehr auf
euch zugekommen wären, weil wir bei den ARGEn
etwas hätten umbauen wollen, die müsst ihr nicht
bezahlen. Aber das ist doch keine finanzielle Entla-
stung, keine Kompensation!

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SSW und vereinzelt bei der SPD)

Ich sage Ihnen, meine Damen und Herren, mit
Schönfärberei und mit Formelkompromissen kann
man keine Schulhalle, keine Schule oder Turnhalle
und auch keine Kindertagesstätte sanieren.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und vereinzelt bei der SPD)

Herr Carstensen und Herr Kubicki haben sich von
der Kanzlerin in Berlin komplett leimen lassen, ihr
erster gemeinsamer bundespolitischer Auftritt ging
voll in die Hose.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SPD)

Jetzt wird es vielleicht nicht mehr so gemütlich für
einen Teil der linken Seite: Als die Große Koalition
2006 beschlossen hat, den Kommunen jährlich
120 Millionen € aus dem kommunalen Finanzaus-
gleich zu streichen, wurde dies von CDU und SPD
damit begründet, dass die Kommunen das ver-
kraften könnten, denn sie hätten ja Jahr für Jahr
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mehr als vorher. Herr Schlie, es ist schon nur noch
mit Humor zu nehmen, wenn Sie jetzt an die Ver-
antwortung der Opposition appellieren und sagen,
es sei doch auf Veranstaltungen nicht in Ordnung,
dass immer nur ein Teil des Parlaments sozusagen
die Verantwortung trage. Ich sage Ihnen, Herr
Schlie: Sie haben hier zu Ihrer Oppositionszeit ge-
gen Eingriffe in den kommunalen Finanzausgleich
von jährlich 34 Millionen € gewettert, um hinterher
- kaum waren Sie in Regierungsverantwortung - mit
dem Drei- oder Vierfachen zuzuschlagen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und vereinzelt bei der SPD)

Meine Fraktion hat schon damals die Begründung
für diesen harten und tiefen Eingriff in Höhe von
120 Millionen € in den Finanzausgleich, die Argu-
mentation, warum das notwendig ist, warum das
gerecht ist, nicht geteilt. Aber heute, angesichts der
Finanzmarktkrise und angesichts der Steuergesetze
ist doch dieser Eingriff in der Höhe überhaupt nicht
mehr zu rechtfertigen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SSW und vereinzelt bei der SPD sowie Bei-
fall des Abgeordneten Heinz-Werner Jezew-
ski [DIE LINKE])

Nun komme ich zu dem Punkt Entlastungen. Denn
nicht nur der Bund liefert keine Entlastung im Ge-
genzug zum Wachstumsbeschleunigungsgesetz,
sondern auch die Kompensation des Landes für die-
sen Eingriff hat es in der Höhe nie gegeben. Diese
angebliche Liste ist mehr Schein als Sein.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und des Abgeordneten Günther Hildebrand
[FDP])

Die kommunalen Landesverbände - wir haben gera-
de mit ihnen gesprochen - sagen, in diesem Jahr
mag man da noch um die 20 Millionen € an Kom-
pensation anerkennen, aber dauerhaft seien es tat-
sächlich höchstens 10 Millionen €, die an Kompen-
sation anerkannt würden. Ich sage Ihnen: Dieser
Eingriff in den kommunalen Finanzausgleich war
ein Minusgeschäft für die Kommunen in Höhe von
110 Millionen € jährlich. Da ist es mir wurscht, ob
der schwarze oder der rote Minister dafür verant-
wortlich war, denn es ist tatsächlich für die Kom-
munen ein Desaster, dass unter Schwarz-Grün die-
ser Eingriff stattfand.

(Hans-Jörn Arp [CDU]: Schwarz-Grün haben
wir nie gemacht! - weitere Zurufe)

- Ich meine natürlich Schwarz-Rot. Im ersten Satz
mag eine Vision gelegen haben, der zweite Halb-
satz war ein Versprecher, Herr Arp.

Es ist mir wurscht, wer das innerhalb der Landesre-
gierung Schwarz-Rot zu verantworten hat. Tatsache
ist, den Kommunen fehlt das Geld. Das Schlimme
ist - das hat die Kleine Anfrage jetzt noch einmal
gezeigt -, dass dieser Eingriff auf Dauer angelegt
ist.

Wir werden den Wissenschaftlichen Dienst fragen
und überprüfen lassen, ob es überhaupt rechtens ist,
auf Dauer in den Finanzausgleich einzugreifen, oh-
ne das Gesetz zu ändern. Das werden wir prüfen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Was mich auch wundert - man packt es vielleicht in
die Schublade „Was schert mich mein Geschwätz
von gestern“ - ist, dass die FDP diesen Raubritter-
zug nicht stoppt. Sie haben hier immer gestanden
und gesagt, dies sei unverantwortlich. Jetzt reichen
sie ihnen dazu die Hand.

Meine Fraktion hat hier im Landtag nie die Maxi-
malposition vertreten, alles zurückzunehmen. Wir
stellen uns nicht in Zeiten der Opposition hin und
versprechen das Blaue vom Himmel - so wie die
FDP das vor der Wahl gemacht hat -, um nach der
Wahl dann plötzlich von der Realität überrascht zu
werden. Nein, so ist es nicht. Aber wir sagen, dass
die Dauer des Eingriffs und die Höhe des Eingriffs
nicht begrenzt sind, das ist durch nichts gerechtfer-
tigt. Denn das ist das Geld, das den Kommunen für
ihre Kindertagesstätten, für ihre Büchereien, für ih-
re Schulen fehlt.

Die Kommunalvertreterinnen und -vertreter sind in
ihren Kommunen ratlos. Sie nehmen zur Kenntnis,
dass sie steigende Ausgaben haben, die wir im
Land und im Bund beschließen: Kosten für Unter-
kunft, Kinder- und Jugendhilfe, Eingliederungshil-
fe, Kindertagesstätten, Schulbausanierung - alles
steigt, und gleichzeitig sitzen fröhlich in Berlin die
Ministerpräsidenten bei der Kanzlerin und setzen
zulasten der Kommunen ihre Wahlversprechen um.

Viele Kommunen sehen nicht mehr, wie sie allein
aus dieser finanzpolitischen Klemme herauskom-
men können. Deshalb muss die Landesregierung
mit dem nächsten Doppelhaushalt den Eingriff in
die kommunalen Kassen zumindest abmildern.

Wir hatten auch nach der Gewerbesteuer gefragt.
Es ist für mich erschreckend, Herr Schlie, wenn Sie
sagen, dass die Landesregierung da offen hineinge-
he. Ich befürchte, Sie machen wieder den großen
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Ritter und sagen, die Gewerbesteuer darf nicht ab-
geschafft werden, wenn es nicht im Gegenzug
Kompensationen gibt. Und das wird genauso enden
wie heute, an diesem bitteren 18. Dezember 2009,
wo Sie die Kommunen verraten haben. Das wird
genauso enden.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie vereinzelt bei SPD und SSW)

Sie werden die Gewerbesteuer abschaffen, im Ge-
genzug soll dann die Einkommensteuer erhöht wer-
den. Da werden Sie überhaupt nicht die Traute ha-
ben, das in der Form sozusagen hoch zu setzen, wie
es sein müsste, weil das eine massive Belastung für
die einzelnen Bürgerinnen und Bürger wäre, und
zum Schluss fehlt unseren Kommunen wieder das
Geld für die Daseinsvorsorge.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und des Abgeordneten Heinz-Werner Jezew-
ski [DIE LINKE])

Ich bedauere es, dass heute das Wachstumsbe-
schleunigungsgesetz nicht im Vermittlungsaus-
schuss gelandet ist.

(Vereinzelter Beifall bei SPD und der LIN-
KEN)

Meine These ist, es hätte dort landen können, wenn
Herr Kubicki doch nur das Wasser gehalten und
nicht fünf Minuten nachdem er bei der Kanzlerin
war geschrien hätte: Erfolg!

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und des Abgeordneten Heinz-Werner Jezew-
ski [DIE LINKE])

Meine Damen und Herren, Sie haben es vermasselt,
und für das Ehrenamt ist das keine schöne Besche-
rung.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SPD, der LINKEN und SSW)

Präsident Torsten Geerdts:

Zu seiner ersten Rede im Schleswig-Holsteinischen
Landtag erteile ich dem Herrn Abgeordneten Hans
Hinrich Neve von der CDU-Fraktion das Wort.

(Beifall)

Hans Hinrich Neve [CDU]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Das
Thema der Finanzlage der Kommunen ist ein sehr
weites Feld. Die Finanzkrise kann man auch nicht
bei den Kommunen ausblenden. Auch die Finanz-

krise ist bei den Kommunen angekommen. Das
müssen wir zur Kenntnis nehmen. Genauso wie
hier das Geld fehlt, fehlt auch bei den Kommunen
das Geld.

Der Minister ist in seinem Vortrag auf viele rele-
vante Fragen eingegangen. Ich danke Ihnen aus-
drücklich für diesen überzeugenden Bericht.

(Beifall bei der CDU)

Ich möchte mich in meiner Rede auf zwei Punkte
beschränken, nämlich auf die Gewerbesteuer und
das Wachstumsbeschleunigungsgesetz.

Vor wenigen Tagen hat die Bundesbank die
Wachstumsprognosen für 2009 und 2010 deutlich
nach oben korrigiert. Für das laufende Jahr erwartet
sie beim Bruttoinlandsprodukt „nur noch“ ein Mi-
nus von 4,9 %. Im Juni lag die Schätzung noch bei
deutlich über 6 %. Für das kommende Jahr wird mit
einem Plus von 1,6 % gerechnet. Vor wenigen Mo-
naten war noch von einem Nullwachstum die Rede.
Daher haben wir Anlass zur Hoffnung, dass die
schlimmste Rezession, die wir in der Bundesrepu-
blik Deutschland bisher überhaupt gehabt hatten,
langsam überwunden ist. Insofern können wir bei
Wachstum wieder mit mehr Steuereinnahmen rech-
nen. Schon die November-Steuerschätzung sagte
dem Land Schleswig-Holstein höhere Steuererträge
voraus, als dies noch bei der Steuerschätzung im
Mai der Fall gewesen ist.

Leider ist dieser Trend bei den Kommunen aber
nicht angekommen. Die Erwartungen für die Kom-
munen für 2009 und 2010 wurden noch einmal
nach unten korrigiert. Wir müssen uns daher fragen,
woran das liegt. Wenn man sich die Zahlen genauer
anschaut, dann stellt man fest, dass der Einbruch
auf kommunaler Ebene fast ausschließlich auf die
dramatischen Einbrüche bei der Gewerbesteuer
zurückzuführen ist. Die Gewerbesteuer ist konjunk-
turanfällig wie kaum eine andere Steuer.

Deshalb hilft es wenig, wenn das Land hier die
Kommunen zwingt, ihre Hebesätze zu erhöhen.
Ein hoher Hebesatz stellt nämlich auch ein Ansied-
lungsrisiko dar und kostet insofern möglicherweise
Steuereinnahmen der Zukunft. Gleichzeitig gilt:
Wenn ein Unternehmen keine Gewinne macht,
wenn also keine Besteuerungsgrundlage gegeben
ist, dann bleibt ein höherer Hebesatz wirkungslos.
Wenn man ihn verdoppeln würde, so bleibt das
Doppelte von Null immer noch null.

Das Fazit lautet also: Das Gewerbesteueraufkom-
men ist enormen Schwankungen ausgesetzt und
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bietet keine Planungssicherheit. Das ist das große
Problem.

Daher kann ich es nur begrüßen, dass auf Bundes-
ebene nach Möglichkeiten gesucht wird, die kom-
munalen Einnahmen auf eine neue weitere und -
was das Wichtigste ist - berechenbare Basis zu stel-
len.

Der zweite Punkt, den ich ansprechen möchte, ist
das Wachstumsbeschleunigungsgesetz. Ziel des
Wachstumsbeschleunigungsgesetzes ist die Entla-
stung der Bürger und die Ankurbelung der Wirt-
schaft. Bei der Opposition habe ich das Gefühl, das
wäre das Schlimmste, was dem Bürger in Deutsch-
land passieren kann. Natürlich gibt es zunächst
Einnahmeausfälle für das Land Schleswig-Hol-
stein und für die schleswig-holsteinischen Kommu-
nen. Unser Ministerpräsident unternimmt aber doch
wirklich bis zum letzten Moment alles, um das Bes-
te für Schleswig-Holstein herauszuholen. Er tut dies
mit Rückendeckung des Landtags, und dafür dan-
ken wir ihm ganz herzlich.

(Beifall bei CDU und FDP)

Die positiven Effekte des Wachstumsbeschleuni-
gungsgesetzes darf man nicht einfach ausblenden
und so tun, als gäbe es sie nicht. Die Kindergelder-
höhung zum Beispiel bewirkt, dass die Menschen
wieder mehr Geld in der Tasche haben. Dieses Geld
können sie zur Befriedigung ihrer eigenen Bedürf-
nisse verwenden. In gleicher Weise könnte man die
Auswirkungen der übrigen Maßnahmen, die im Ge-
setzentwurf enthalten sind, erläutern. Leider offen-
bart der linke Flügel dieses Hauses auch in dieser
Debatte wieder eine hohe Beharrungskraft.

Meine Damen und Herren, wenn alles so bleibt, wie
es ist, kommen wir keinen Schritt weiter. Die gilt
besonders für die Kommunalfinanzen. Nehmen wir
uns also gemeinsam vor, nicht jede Veränderung -
oder auch nur das Nachdenken über eine Verände-
rung - von vornherein schlechtzureden. Das sind
wir unseren Kommunen schuldig.

(Beifall bei CDU und FDP)

Präsident Torsten Geerdts:

Für die SPD-Fraktion erteile ich Herrn Abgeordne-
ten Thomas Rother das Wort.

Thomas Rother [SPD]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Die jetzige Diskussion knüpft an die
von gestern Vormittag an. Es wäre gut, wenn wir

die vom Minister genannten Daten in etwas erwei-
terter Form auch schriftlich hätten. Daher unser er-
gänzender Antrag, für den ich um Zustimmung bit-
te; denn nur auf einer gesicherten Grundlage kön-
nen wir uns qualifiziert mit diesem Thema ausein-
andersetzen. Wir können davon ausgehen, dass uns
dieses Thema wahrscheinlich während der gesam-
ten Wahlperiode begleiten wird. Wir können natür-
lich gern ins Gespräch kommen über die einzelnen
Punkte, die beantwortet werden sollen.

Doch nun im Einzelnen zu den beantworteten Fra-
gestellungen. Für das Jahr 2010 wird ein höheres
Steueraufkommen als im Jahr 2009 prognostiziert.
Davon werden die Gemeinden allerdings nichts ha-
ben, sondern ganz im Gegenteil Mindereinnahmen
erzielen. Daher ist eine Veränderung der Vertei-
lung des Steueraufkommens zugunsten der Ge-
meinden grundsätzlich erforderlich. Dabei ist der
Bund gefordert. Wenn man schon einmal mit ihm
spricht, dann sollte man das noch einmal deutlich
machen, Herr Schlie.

Der schwarz-gelbe Koalitionsvertrag auf Bundes-
ebene sieht allerdings das genaue Gegenteil davon
vor. Die Infragestellung er Gewerbesteuer, die ge-
plante Senkung der Einkommensteuer sowie die an-
gekündigte Zerschlagung der Hilfen für Arbeitslose
aus einer Hand stellen einen direkten Eingriff in
die Kassen der Städten und Gemeinden dar.

Hinzu kommt, dass mit der Leitlinie „Privat vor
Staat“, mit der Gleichstellung bei der Umsatzsteuer
für private und kommunale Leistungsanbieter und
beim schlichten Hinweis auf die vielfältigen Aufga-
ben der Kommunen weitere Indikatoren für eine
unsoziale Politik zulasten der Städte und Gemein-
den gesetzt sind.

Nun war in der Vergangenheit natürlich auch die
SPD als Regierungspartei nicht immer nur dabei,
die Finanzkraft der Kommunen zu stärken. Dabei
denke ich beispielsweise an die Gewerbesteuerum-
lage. Aber gerade im investiven Bereich - das
Konjunkturprogramm ist in erster Linie ein Pro-
gramm für die Kommunen - wurde unter sozialde-
mokratischer Verantwortung die Leistungsfähigkeit
der Städte und Gemeinden gestärkt. Das ist ein
wirkliches Wachstumsprogramm.

(Beifall bei der SPD)

Es wäre gut, wenn sich die Landesregierung eine
bisherige Linie in Bezug auf die Aufrechterhal-
tung der Gewerbesteuer halten würde. Eine Auf-
hebung würde zwar der Vereinfachung bei der Un-
ternehmensbesteuerung dienen, aber die angedach-
ten Kompensationsmaßnahmen, wie beispielsweise
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ein Hebesatz auf Einkommen- und Körperschaft-
steuer, würden zu einem unsäglichen Wettbewerb
zwischen den Kommunen führen. Ich habe schon
lange nicht mehr gehört, dass ein Unternehmen
seinen Standort gewechselt hat, weil die Gewer-
besteuer zu hoch gewesen ist.

Bei der bedeutsameren Einkommensbesteuerung
würde dieser Wettbewerb nicht nur für Unterneh-
men bedeutsamer werden, sondern auch für viele
Privathaushalte mit der Folge einer weiteren Belas-
tung der zentralen Orte. Dann würden zentrale Orte
von Einwohnerinnen und Einwohnern verlassen,
und sie wären weiter geschwächt. Deshalb muss
man dem Bund sagen, was Sache ist.

Es wäre gut, wenn die Erhebungsgrundlage ver-
breitert werden würde. Darüber sind wir uns sogar
einig. Vorschläge für eine Kommunalsteuer könn-
ten endlich einmal ernst genommen werden. Das
würde tatsächlich zu einer Steuervereinfachung
führen. Allerdings müsste auch dabei das Hebesatz-
recht der Gemeinden beachtet werden. Das habe ich
bisher aber noch nirgendwo, bei CDU, CSU und
FDP finden können. Das ist etwas ganz anderes als
das, was Sie hier vorgetragen haben, Herr Neve.

Es wäre grundsätzlich gut, wenn die Landesregie-
rung zu all den Vorschlägen auf Bundesebene eine
Haltung hätte, die diesen Namen verdiente und die-
se Haltung vielleicht auch in ihren Parteien recht-
zeitig vor der Unterzeichnung eines Koalitionsver-
trags eingebracht hätte. Über die etwas schräge
Haltung der Landesregierung zum sogenannten
Wachstumsbeschleunigungsgesetz haben wir aber
schon diskutiert. Es ist hier deutlich geworden, dass
dieses Gesetz ein Gesetz zur Förderung der Verar-
mung der Gemeinden ist.

Es wäre außerdem gut, wenn die Landesregierung
endlich einen Plan hätte, der aufzeige, wie die fi-
nanzielle Situation der Kommunen durch Maßnah-
men des Landes verbessert werden kann. Mit einer
Aufgabenkritik allein kann dies nicht getan sein.
Aufgabenkritik darf jedoch nicht mit einer Stan-
dardöffnung verwechselt werden; denn eine Stan-
dardöffnung ist letztlich eine Standardsenkung, und
genau das darf aber nicht sein, und vor allen Din-
gen wäre das ziemlich schofel, weil damit geschickt
die politische Verantwortung für diese Finanzpoli-
tik auf die kommunalen Mandatsträger verlagert
wird.

Die dürfen sich dann aussuchen, ob sie noch mehr
Schulden machen - was auch nur begrenzt möglich
ist - oder ob sie ihren Einwohnerinnen und Einwoh-
nern Kürzungen und Leistungsverschlechterungen

zumuten. Herr Schlie, stellen Sie sich tatsächlich so
die Demokratisierung und die Stärkung des Ehren-
amtes vor?

Es ist bei konsequenter Umsetzung der Verwal-
tungsstrukturreform auf Kreis- und Landesebene
noch ein großer Spielraum für finanzielle Verbesse-
rungen vorhanden. Der finanzielle Erfolg der Re-
form auf Ämterebene ließe sich wiederholen, wenn
Sie ein bisschen mehr Mut an den Tag legten und
nicht konfliktscheu jeder Veränderung aus dem
Weg gehen würden.

(Beifall bei der SPD)

- Vielen Dank.

Es kann nicht nur sein, dass Aufgaben kritisiert
werden. Man muss sich auch immer überlegen, wie
diese Aufgaben der Daseinsvorsorge erledigt wer-
den können. Wenn wir dieses Thema wieder ernst-
haft angehen würden, statt dass die Landesregie-
rung über die Landesplanung einer Schwächung der
zentralen Orte mit einer Zersiedelung des Landes
Vorschub leistet, könnten wir auch endlich ein
kommunales Leistungsgesetz auf den Weg brin-
gen, wie wir es einmal vorhatten, und den Finanz-
ausgleich auf eine solide und vor allem viel nach-
vollziehbarere Grundlage stellen. Bevor dies nicht
geschieht, steht allerdings tatsächlich immer noch
zu befürchten, dass wir wohl weiter mit schlichten
Eingriffen in den Finanzausgleich zur Haushalts-
sanierung leben müssen, weil Reformangst ver-
nünftigere Lösungen blockiert. Da gebe ich Frau
Kollegin Heinold recht. Ich bin sehr gespannt auf
den Wortbeitrag der FDP, wenn wir über die Frage
sprechen, ob wir von Kompensationsmaßnahmen
zum Finanzausgleich kommen.

Zum Beschluss des Doppelhaushalts 2007/2008 gab
es eine intensive Landtagsdebatte. Manche, die da-
mals dabei waren, können sich noch daran erinnern.
In dieser Debatte warf die FDP der CDU vor, dass
Versprechen zum Versprecher geworden seien, sich
die CDU am Kabinettstisch schamlos feilgeboten
hätte und die Kompensationsrechnung nach dem
Pippi-Langstrumpf-Prinzip „Wir rechnen uns die
Welt so, wie sie uns gefällt“ erfolge. - Das war
nicht ich, das war Kollege Hildebrand.

Ich bin sehr gespannt, wie sich die FDP jetzt zu den
Kompensationsmaßnahmen stellt und wo sie nun
tatsächlich steht, wo jetzt die Städte und Gemein-
den in unserem Land vor der Zahlungsunfähigkeit
stehen.

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW)
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Präsident Torsten Geerdts:

Für die FDP-Fraktion erteile ich der Kollegin Ka-
tharina Loedige das Wort.

Katharina Loedige [FDP]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen! Wie ist die Lage? - Es ist
Krise. Viele Kommunen sind bereits scheintot oder
leiden an fortschreitendem Knochenschwund. Ein
Beispiel aus meinem Heimatkreis Segeberg: Zwei
Drittel des Kreishaushaltes oder rund 152 Millio-
nen € gehen in gesetzlich vorgeschriebene Leistun-
gen der Sozial-, Kinder- und Jugendhilfe. Nur rund
9 % kann der Kreis Segeberg noch für eigene poli-
tische Gestaltung ausgeben. Auch davon sind wie-
derum 80 % für Leistungen im sozialen Bereich ge-
bunden, zum Beispiel im Beratungswesen. Für Kul-
tur, für Denkmalschutz, für Museen oder gar - wie
gesetzlich eigentlich gefordert - für ein Archiv
bleibt nichts mehr übrig. Das Budget für 2010
schließt in Segeberg mit einem Minus von 5,5 Mil-
lionen € ab. Nur ein Kreis, so hört man, wird einen
ausgeglichenen Haushalt für 2010 vorlegen können.
Eine Erhöhung der Kreisumlage würde vielen Ge-
meinden den finanziellen Todesstoß versetzen.

Schon seit Jahren fressen die Leistungsgesetze die
verfügbaren Finanzmittel der Kommunen auf. In
der Vergangenheit großzügig geplante kommunale
Bürgerhäuser, Schwimmbäder, Saunen und so wei-
ter erweisen sich darüber hinaus als Millionengrä-
ber. Mittelständische Autohäuser kommen ins
Schlingern, Arbeitsplätze sind in Gefahr, die Ab-
wrackprämie beutelt die Kfz-Reparaturbetriebe er-
heblich. Die kommunalen Einnahmen bleiben aus.

Was ist zu tun? - Eine energische und an Wachstum
orientierte Wirtschaftspolitik tut not; Investitionen
in die Infrastruktur in Stadt und Land werden be-
nötigt. Die A 20, die A 21, die Beltquerung mit
Hinterlandanbindung und die Datenautobahn müs-
sen schnell fertig werden. Neue Gewerbeflächen
und neue Arbeitsplätze werden dann die Folge sein.
Wir werden alles tun, was die Leistungskraft unse-
res Mittelstandes von überflüssigem bürokrati-
schem Gestrüpp, zum Beispiel im Genehmigungs-
und Berichtswesen, befreit. Wir werden einen neu-
en Landesentwicklungsplan vorlegen, der auf
wirtschaftliche Entwicklung und Arbeitsplatzschaf-
fung ausgerichtet sein wird,

(Vereinzelter Beifall bei der FDP)

der unternehmerischer Initiative überall im Land
mehr Raum gibt und die Kommunen nicht länger
bevormundet.

Durch eine umfassende Aufgabenkritik mit dem
Ziel des Aufgabenabbaus auf allen Politikfeldern
werden wir den Landeshaushalt und die kommuna-
len Haushalte entlasten. Ein Abbau an Personal-
stellen auf Landes- und auch auf Kreisebene wird
dabei die Folge sein. Wir werden prüfen, welche
Aufgaben für eine erfolgreiche Polizeiarbeit not-
wendig sind und von welchen Tätigkeiten die Poli-
zei entlastet werden kann. Wir werden ÖPP-Mo-
delle - wo wirtschaftlich sinnvoll - verstärkt zur Be-
schleunigung notwendiger Investitionen und auch
für den Betrieb öffentlich Einrichtungen nutzen.
Wir werden in der Haushaltsstrukturkommission
die notwendigen Schritte zur Haushaltskonsolidie-
rung einleiten. Strukturelle Defizite auf Landesebe-
ne und auf kommunaler Ebene müssen abgebaut
werden.

Die FDP befürwortet die auf Bundesebene einzu-
richtende Kommission, die zum Ziel hat, die Ge-
werbesteuer abzuschaffen. Sie ist konjunkturanfäl-
lig und standortverzerrend. Wir wollen, dass die
Gemeinden als Ersatz an beiden großen Ertrag-
steuern, also an Einkommen- und der Körperschaft-
steuer, sowie in erheblich größerem Umfang an der
Umsatzsteuer beteiligt werden.

(Beifall bei der FDP - Zuruf)

Wir reden nicht nur, wir handeln auch. Nach Jahren
des Schweigens hat Schleswig-Holstein endlich
wieder für sich und seine Kommunen Partei ergrif-
fen. Das war lange überfällig, kannte doch der
Bund offensichtlich die Finanzprobleme unseres
Landes und seiner Kommunen nicht, wie man hört.

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Christian von
Boetticher [CDU])

Durch erfolgreiche Verhandlungen unserer Vertre-
ter vom Bund zugesagte Erhöhung für die nächsten
zehn Jahre an den Kosten des Bildungspakets tra-
gen ganz wesentlich zu einer besseren Finanzaus-
stattung der Kommunen in Schleswig-Holstein bei.
Daneben wird der Bund den Kommunen die Kosten
für die Neustrukturierung der Arbeits- und Sozia-
lämter fernhalten.

Das Wachstumsbeschleunigungsgesetz wird die
Familien entlasten. Das Hotelgewerbe wird in die
Lage versetzt, längst fällige Investitionen in ihre
Häuser zu tätigen, die im Übrigen wieder Steuer-
einnahmen generieren. Für familiär geführte Unter-
nehmen bedeutet das neue Gesetze eine deutliche
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Verbesserung bei der Übergabe der Firmen in jün-
gere Hände. Firmen werden vor dem Aussterben
gerettet. Das ist gut für unsere Kommunen.

(Beifall bei der FDP)

Das Land Schleswig-Holstein und seine Kommu-
nen werden finanziell nicht schlechter gestellt. Der
hiesigen Wirtschaft und dem Tourismus wird das
heute beschlossene Wachstumsbeschleunigungsge-
setz helfen, endlich wieder Fahrt aufzunehmen.

(Zurufe von der SPD)

Ich möchte noch ein Letztes sagen, weil mir gestern
etwas vorgeworfen wurde. Ich habe behauptet, Frau
Hendricks war gleichzeitig Schatzmeisterin und
Parlamentarische Staatssekretärin. Ich möchte das
deshalb sagen, weil Herr Stegner von mir bis zum
Ende der Parlamentssitzung eine Entschuldigung
verlangt. Es tut mir sehr leid, das kann ich leider
nicht machen. Es ist wirklich so, dass Frau Hend-
ricks im Oktober 2007 sowohl Schatzmeisterin als
auch Parlamentarische Geschäftsführerin bei der
SPD gewesen ist. Deswegen kann ich dem Wunsch
des Herrn Stegner leider nicht entsprechen.

(Zurufe von der SPD)

Ich möchte trotzdem - auch deswegen stehe ich hier
- Herrn Stegner einmal etwas fragen. Vielleicht hat
er darauf eine Antwort. Wie kann es sein, dass in
diesem Haus ein ganz merkwürdiger Ton herrscht?

(Zurufe von der SPD)

Ich darf zitieren:

„In Schleswig-Holstein beschenken Carsten-
sen/Kubicki HSH-Banker mit 9-Millionen-
€-Boni und mittelmäßige Parteifreunde wer-
den mit Extrabeauftragtenposten versehen.“

Ist es so, dass hier in diesem Haus ganz bewusst
Landtagskollegen diffamiert werden, oder hat Herr
Stegner nur eine schlechte Kinderstube genossen?

(Zurufe von der SPD)

Dann würde ich auch gern einmal wissen, ob es üb-
lich ist…

Präsident Torsten Geerdts:

Frau Kollegin!

(Zurufe von der SPD)

Katharina Loedige [FDP]:

Dann würde ich auch gern wissen,

(Glocke des Präsidenten)

wie sich Herr Kollege Stegner selbst

Präsident Torsten Geerdts:

Frau Kollegin!

Katharina Loedige [FDP]:

einschätzt

Präsident Torsten Geerdts:

Frau Kollegin!

Katharina Loedige [FDP]:

auf einer Skala zwischen eins und zehn.

Präsident Torsten Geerdts:

Frau Kollegin Loedige, die Leitung der Plenarde-
batte findet von hier oben aus statt. Ich habe eben
versucht, mehrfach in Ihren Wortbeitrag einzugrei-
fen und Sie darauf hinzuweisen. Es gehört dazu,
dass man das auch zulässt. Dies haben Sie nicht ge-
tan. Dafür erteile ich Ihnen einen Ordnungsruf.

(Beifall bei der SPD)

Ich erteile für die Fraktion DIE LINKE Herrn Ab-
geordneten Ulrich Schippels das Wort.

Ulrich Schippels [DIE LINKE]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Frau
Loedige, wir sind zwar sehr nah an Weihnachten,
aber die Märchenstunde wollen wir doch lieber
noch ein bisschen verschieben. So habe ich Ihre Re-
de interpretiert.

Einen Punkt fand ich allerdings ganz interessant.
Sie haben gesagt, Sie werden ÖPP-Projekte nur
dort durchführen, wo sie auch wirtschaftlich sinn-
voll ist. Da stehe ich bei Ihnen. Es gibt nämlich kei-
ne solchen Projekte, die als ÖPP-Projekt wirtschaft-
lich sinnvoll sind. Insofern wird es hier auch keine
mehr in Schleswig-Holstein geben. Wir freuen uns
darauf, dass Sie das auch in die Tat umsetzen.

Wir reden heute nicht das erste Mal in dieser Legis-
laturperiode über die Probleme der Kommunen. Es
wird auch nicht das letzte Mal sein. Wir diskutieren
und diskutieren. Leider ändert sich vor Ort für un-
sere kommunalen Vertreterinnen und Vertreter
nichts.

Die Landesregierung stiehlt den Städten und Ge-
meinden unseres Landes weiterhin jedes Jahr
120 Millionen €. Ich nenne das Stichwort kommu-
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naler Finanzausgleich. Wir haben das heute schon
gehört. Das sind Gelder, die vor Ort dringend für
notwendige soziale Ausgaben benötigt werden.
Durch die Steuersenkungspläne der Bundesregie-
rung würden noch einmal 60 Millionen € an Kür-
zungen draufgesattelt, und die Landesregierung hat
dies offensichtlich heute im Bundesrat abgesegnet.
Insofern ist diese Tagung kein schlechter Tag für
den Oppositionsführer, wie Sie, Herr Minister, das
vorhin in Ihren einleitenden Worten gesagt haben,
sondern es ist ein schlechter Tag für Schleswig-
Holstein. Wir trauern.

Schon seit Jahrzehnten werden die Kommunen
kurzgehalten. Sie bekommen immer wieder zusätz-
liche Aufgaben aufgedrückt und haben kaum noch
Handlungsspielräume für eine eigenständige ge-
stalterische Politik. Angesichts dieser prekären Si-
tuation fast aller kommunalen Haushalte ist es kein
Wunder, wenn die Wählerinnen und Wähler bei
den Kommunalwahlen vermehrt zu Hause bleiben.
Wenn es nichts zu entscheiden gibt, wenn es keine
Gestaltungsspielräume gibt, dann wird auch die
kommunale Selbstverwaltung mehr und mehr zur
Farce. Kommunalpolitikerinnen und Kommunalpo-
litiker werden zu Statisten degradiert.

Die kommunale Selbstverwaltung ist wesentlich
durch ehrenamtliches Engagement getragen. Den
dort Tätigen werden von Bund und Land täglich
Knüppel zwischen die Beine geworfen. Der Frust
der Kommunen ist vor Ort mit den Händen zu grei-
fen. Ich denke, dass auch Sie auf der Regierungs-
bank dies in Ihren Parteien zu spüren bekommen.
Ersticken Sie weiter die Gestaltungskraft der kom-
munalen Selbstverwaltung, dann werden Sie nicht
nur die Aktiven dort weiter demotivieren. Es wird
auch nicht gelingen, die sozialen Folgen der Fi-
nanzkrise auch nur ansatzweise zu bewältigen.

Der Schleswig-Holsteinischer Landkreistag hat sei-
ne Erwartungen an den Landtag im Vorfeld der
neuen Legislaturperiode formuliert. Am dringlich-
sten erscheint mir dabei die Wiederherstellung der
finanziellen Handlungsfähigkeit der Kommunen.
Die Kreise erwarten, so der Landkreistag, dass sich
Landtag und Landesregierung gemeinsam mit den
kommunalen Landesverbänden für nachhaltige und
verlässliche kommunale Einnahmen einsetzen.
Schauen Sie doch einmal nach Norden in Richtung
SSW, in Richtung Dänemark und in Richtung
Skandinavien! Da weiß man offensichtlich, wie es
funktioniert.

(Beifall bei der LINKEN und SSW)

In Deutschland liegt der Anteil der Kommunen
am gesamten Steueraufkommen bei 13,2 %. In
Skandinavien liegt er bei 40 % bis 60 %. Vielleicht
findet sich ja in den skandinavischen Ländern die
eine oder andere Anregung, die hilft, die finanzielle
Situation auch der schleswig-holsteinischen Kom-
munen zu verbessern. Der entscheidende Unter-
schied zwischen Deutschland und Skandinavien ist,
dass die Kommunen dort über eigengestaltbare und
den Aufgaben angemessene Finanzausstattungen
verfügen.

(Beifall beim SSW)

Wir setzen uns dafür ein, und zwar offensichtlich
mit dem SSW, dass sich dies auch in Schleswig-
Holstein und in Deutschland so realisieren lässt.
Was überhaupt nicht geht, ist, den Kommunen kos-
tenintensive Aufgaben aufzudrücken, ohne dass es
einen finanziellen Ausgleich dafür gibt.

(Beifall bei der LINKEN und SSW)

Das Konnexitätsprinzip muss strikt eingehalten
werden. Das gilt auch für EU-Vorgaben und für
Aufgabenübertragungen des Bundes. Wir fordern:
Keine weiteren Aufgabenverlagerung ohne einen
entsprechenden und adäquaten finanziellen Aus-
gleich.

Ich habe es eingangs erwähnt: Wir treten dafür ein,
die Kürzungen des kommunalen Finanzaus-
gleichs rückgängig zu machen. Wir wenden uns ge-
gen zusätzliche Belastungen der Kommunen. Die
geplante Verringerung des Bundeszuschusses zu
den Kosten der Unterkunft ist ein Skandal. Ich
habe davon noch nichts gehört, aber auch wenn der
Ministerpräsident mit dem Versprechen wieder-
kommt, dass das zurückgenommen wird, so reicht
es nicht aus. Wir müssen uns in jedem Fall dagegen
positionieren und uns dagegen wehren. Bitte den-
ken Sie daran: Die kommunale Selbstverwaltung ist
die Keimzelle der Demokratie. Zertreten Sie diese
nicht, und setzen Sie sich für die Kommunen ein!

(Beifall bei der LINKEN)

Präsident Torsten Geerdts:

Für die Fraktion des SSW erteile ich Herrn Abge-
ordneten Lars Harms das Wort.

Lars Harms [SSW]:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Wir können uns alle schnell darüber einig
werden, dass die finanzielle Situation der schles-
wig-holsteinischen Kommunen katastrophal ist.
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Nicht zuletzt die November-Steuerschätzung hat
dies noch einmal deutlich gemacht. Die Schätzun-
gen für das Land fallen einigermaßen neutral aus.
Für die Kommunen wird 2009 dagegen ein Minus
von 8 % erwartet. Damit werden 264 Millionen €
weniger erwartet. Auch im Jahr 2010 geht es weiter
bergab. Mit einem Minus von 6,1 % gibt es noch
einmal 184 Millionen € weniger. Verschärfend
kommt in dieser Situation hinzu, dass ab 2011 die
Zuweisungen aus dem Finanzausgleich zurückge-
hen und dass das geplante Wachstumsbeschleuni-
gungsgesetz die Kommunen zusätzlich belastet.
Angesichts dieser Zahlen ist die interessante Frage,
was die Landesregierung tut, um den Kommunen
zu helfen. Ich zitiere: „Die Kommunen sind die
Keimzelle der Demokratie.“ - Das schreiben CDU
und FDP in ihrem Koalitionsvertrag. Als Keimzelle
der Demokratie sollten wir sie auch ernst nehmen,
und es nicht so halten, wie es die Landesregierung
derzeit tut, die nämlich als Blutegel auch noch den
letzten Cent aus den kommunalen Haushalten her-
aus saugt.

Aus Sicht des SSW stehen den Kommunen zur Er-
füllung ihrer Aufgaben Gelder zu. Wenn das Land
Jahr für Jahr in den kommunalen Finanzausgleich
eingreift, dann werden den Kommunen Gelder
weggenommen, die ihnen zustehen. Rot-Grün hat
dies getan, Schwarz-Rot hat dies getan, und derzeit
haben wir trotz warmer Worte keine Garantie dafür,
dass Schwarz-Gelb von dieser unseligen Tradition
absehen wird.

(Beifall beim SSW)

Für den SSW gilt nicht nur, dass wir die Keimzel-
len der Demokratie ihrer Bedeutung entsprechend
finanziell ausstatten müssen. Für uns gilt auch, dass
wir dringend eine Neuordnung des kommunalen
Finanzausgleichs brauchen. Momentan ist der Fi-
nanzausgleich wenig transparent und kaum durch-
schaubar. Das System kann niemand mehr erklären.
Nur noch Teilbereiche sind für Fachleute jeweils
verständlich. Mit einer Neuordnung würde daher
nicht nur ein Entbürokratisierungsgewinn einherge-
hen. Eine Neuordnung hätte auch den Vorteil, dass
die Kommunen endlich Klarheit darüber hätten,
welche Aufgaben sie erfüllen müssen und - vor al-
lem - was ihnen dafür zusteht. Insgesamt wäre end-
lich eine zukunftssichere Planung möglich.

Aus Sicht des SSW geht eine verbesserte finanziel-
le Situation der Kommunen auch mit einer struktu-
rellen Veränderung einher. Wir brauchen eine Re-
form der kommunalen Ebene, die diesen Namen
auch verdient und endlich größere Kommunen
schafft, die eigenständig handeln können.

(Beifall beim SSW)

Gleichzeitig muss mit dieser Strukturreform außer-
dem eine Entlastung der Kommunen von Aufgaben,
Standards und bürokratischen Hemmnissen einher-
gehen, damit die Haushalte endlich konsolidiert und
Defizite abgebaut werden können.

Die Grünen fragen in ihrem Berichtsantrag danach,
welche Gemeinden, Städte und Kreise Probleme
damit haben, ihren Haushalt für 2010 genehmi-
gungsfähig zu erhalten. Viel interessanter ist aus
unserer Sicht war es zu prüfen, welche Kommunen
keine Probleme haben. Diese Liste wäre nämlich
wesentlich kürzer. Die Handlungsfähigkeit der
Kommunen ist schon lange nicht mehr gesichert,
und das wissen wir alle. Lieber Kollege Hilde-
brandt, solange das Konnexitätsprinzip nicht voll
und tatsächlich gilt, wird es hier kaum Verbesse-
rungen geben. Daher gilt für den SSW auch, dass
die Kommunalaufsicht unbedingt die Belastungen
aus dem Konjunkturprogramm II bei Fehlbedarfs-
zuweisungen berücksichtigen muss. Die Kofinan-
zierung des Konjunkturpakets durch die Kom-
munen ist eine notwendige Belastung. Eine Nicht-
Berücksichtigung würde zu Zwei-Klassen-Kommu-
nen führen: die einen können sich Konjunkturpake-
te leisten, die anderen eben nicht.

(Beifall bei der LINKEN)

Dies gilt es unbedingt zu verhindern. Nicht nur die
Starken müssen gestärkt werden, sondern gerade
auch die schwachen Kommunen brauchen unsere
Unterstützung.

Bisher hat die Landesregierung noch keine konkre-
ten Aussagen darüber gemacht, wie die finanzielle
Situation der Kommunen verbessert werden soll.
Zwar steht im Koalitionsvertrag, dass die Kommu-
nen zur Erledigung der Selbstverwaltungsaufga-
ben eine stabile und angemessene finanzielle Aus-
stattung benötigen. In der Antwort auf die Kleine
Anfrage der Grünen sagt die Landesregierung aber
auch, dass es gut sein kann, dass die Kommunen
weitere finanzielle Einschnitte hinnehmen müssen,
wenn dadurch die negativen Auswirkungen der
Wirtschafts- und Finanzkrise eingedämmt werden
können. Dass die Landesregierung daher fröhlich
vorweihnachtlichen Steuergeschenken zustimmt,
die die Kommunen zusätzlich schwächen, über-
rascht also nicht mehr. Die Kommunen haben vor
diesem Hintergrund definitiv nichts Gutes von der
Landesregierung zu erwarten. Nach dem derzeiti-
gen Stand der Dinge ist die Landesregierung der
größte Feind der Kommunen.

(Beifall bei SSW und der LINKEN)
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Präsident Torsten Geerdts:

Wir kommen zu den Dreiminutenbeiträgen. Herr
Abgeordneter Dr. Stegner hat das Wort.

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten
Damen und Herren! Liebe Frau Kollegin Loedige,
Sie sind noch neu im Haus. Ich wollte Ihnen die
Chance geben, das zurückzunehmen, was Sie
gestern - weil Herr Kubicki das Ihnen so zugerufen
hat - als Skandal dargestellt haben. Jetzt stellen Sie
sich heute hin und zitieren das noch einmal, statt
sich dafür zu entschuldigen. Das ist nicht in Ord-
nung, das ist nicht anständig.

Es ist in der Tat so: Die Bundesschatzmeisterin ist
am 26. Oktober zur Bundesschatzmeisterin der SPD
gewählt worden. Sie hat ihren Jahresurlaub angetre-
ten und das Amt drei Wochen später. Wenn Sie das
zur Kenntnis nehmen könnten! Wenn Herr Arp
nach drei Wochen zurücktritt, dann ist das auch in
Ordnung. Ich wollte Ihnen sagen: Das in dem Kon-
text so zu formulieren und als Skandal zu brand-
marken, finde ich nicht in Ordnung. Sie hätten nicht
versuchen, im kleinen Detail hier solche Vorwürfe
zu erheben. Sie sollten den Anstand haben sollen,
sich dafür zu entschuldigen. Das ist das Erste.

Das Zweite ist: Sie haben in der Sache etwas ausge-
führt, was auch der Herr Innenminister und andere
hier dargestellt haben: Den Kommunen geht es pri-
ma, auch dank des hervorragenden Verhandlungs-
erfolgs von Herrn Carstensen heute im Bundesrat. -
Ich will Ihnen mit Genehmigung des Herrn Präsi-
denten einmal vorlesen, was heute nach der Ab-
stimmung jemand Unabhängiger gesagt hat. Ich zi-
tiere kurz:

„Loyalität geht offenbar vor Schuldenabbau:
Anders ist nicht zu erklären, warum Minis-
terpräsident Carstensen im letzten Moment
die Hand hebt für ein Gesetz, das nur neue
Schulden produziert - und seinem Land Pro-
bleme bereitet ... Carstensen ist der klassi-
sche Fall eines Mannes, der sich als Tiger hat
feiern lassen und der jetzt als Merkels neuer
Bettvorleger froh sein kann, wenn nicht alle
auf ihm rumtrampeln. Er hatte nicht mal
mehr den Mumm, im Bundesrat sein plötzli-
ches Ja zu erklären ...“

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW)

- Das schreibt die „Süddeutsche Zeitung“ – nie-
mand von der Sozialdemokratie -, um darzulegen,

welches die Probleme sind, die die Kommunen da-
mit haben werden.

Verehrter Herr Schlie, Sie haben sich vorhin über
den Eingriff in den kommunalen Finanzausgleich
aufgeregt. Die finanzielle Situation war für uns da-
mals eine völlig andere. Sie haben, wie wir ja alle
wissen, als enorm erfolgreicher Entbürokratisie-
rungs-Staatssekretär ungeheuer viele Vorschläge
gemacht, wie das alles besser geht, und heute ver-
schlechtern Sie als Regierung im Bundesrat die La-
ge der Kommunen drastisch – Sie verschlechtern
sie wirklich drastisch -, haben aber hier zu dem
Thema keinen Satz zu sagen. Da kann ich nur sa-
gen: Diese Beförderung vom Entbürokratisierungs-
Staatssekretär zum Innenminister des Landes
Schleswig-Holstein wird uns noch teuer zu stehen
kommen.

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, der LINKEN und beim SSW)

Präsident Torsten Geerdts:

Zu einem weiteren Dreiminutenbeitrag erteile ich
dem Herrn Kollegen Werner Kalinka das Wort.

Werner Kalinka [CDU]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Erstens.
Bezeichnungen wie „Raubrittertum“, „Blutegel“
und „nichts Gutes für die Kommunen“ passen nicht
in diese Debatte. Die Finanzlage unserer Kommu-
nen ist schwierig, aber ein wesentlicher Grund für
Kürzungen lag auch in den vergangenen Jahre ein-
fach darin, dass wir im Jahr 2005 ein politisches Er-
be von jährlich 1,7 Milliarden € Schulden im Land
übernommen haben. Das war allein der Grund,
warum diese Dinge notwendig geworden sind.

(Beifall bei CDU und FDP)

Wäre das nicht der Fall gewesen, dann hätten wir
zu diesem Punkt auch nicht kommen müssen.

(Minister Klaus Schlie: Finanzminister war
Dr. Stegner!)

Zweitens ist die Lage der Kommunen unterschied-
lich. Bei allen Schwierigkeiten - es wird enger -
gibt es Kommunen, die sich noch besser stehen.
Wir wollen aber differenziert darüber sprechen. Es
gibt einige, beispielsweise Lübeck, in denen die La-
ge besonders schwierig ist. Ich sage das ganz ruhig.
Deshalb müssen wir auch darüber sprechen, inwie-
weit es eigene Verantwortlichkeiten gibt. Eine
Kommune, die meint, sie könne sich Vieles erlau-
ben, wird in einer schwierigeren Lage sein als die
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Kommune, die kostenbewusster vorgegangen ist.
Darüber müssen wir ganz selbstkritisch miteinander
sprechen.

(Thorsten Fürter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN] und Antje Jansen [DIE LINKE]: Sie
wollten doch den Flughafen in Lübeck!)

Drittens. Es besteht eine komplexe Steuer- und För-
dersituation zwischen Bund, Ländern und Kommu-
nen. Wir werden nach der Regierungserklärung dar-
über sprechen müssen, welche Förderprogramme
in welcher Größenordnung erhalten bleiben wer-
den, welche geändert und welche modifiziert wer-
den. Dann werden wir miteinander die politische
Debatte darüber zu führen haben, ob Sie bereit sind,
sich der Diskussion auch in dem Punkt zu stellen,
dass es hier und da etwas weniger sein könnte.

Viertens stehen wir in einer politischen Solidarge-
meinschaft. Von den Kommunen bis zum Bund -
übrigens ab 2016 - haben wir uns verpflichtet, keine
Schulden mehr zu machen. Diese Schuldenbremse
hat Folgerungen: Wir müssen, wie Ludwig Erhard
gesagt hat, den Gürtel enger schnallen. Das ist ge-
nau die Situation. Ist man dazu bereit, oder stellt
man nur Anträge, um mehr zu fordern? Das wird
die politische Debatte zu diesem Thema sein.

(Zuruf der Abgeordneten Monika Heinold
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Angesichts der mir zur Verfügung stehenden Zeit
nenne ich nur noch einen letzten Punkt. Das größte
Problem für die Bürger und für die Kommunen
besteht in den zum Teil heute schon zu hohen Ab-
gaben, die sie für Abwasser, Regenwasser und an-
dere Dinge zu zahlen haben. Ich könnte hier Vieles
nennen. Die Abgabenlast und deren Finanzierung
ist für die Bürger und die Kommunen heutzutage
vielfach so hoch, dass wir nach dem, was Sie jetzt
vorgetragen haben, unsere Diskussion darüber, wel-
che Standards und Aufgabenzuweisungen die
Kommunen noch leisten und finanzieren können,
sicherlich beschleunigen werden. Dann wollen wir
in diesem Parlament miteinander hierüber sprechen,
und danach mögen sich die Kommunen und die
Bürger ihr Urteil bilden.

(Zuruf der Abgeordneten Silke Hinrichsen
[SSW])

Aber eines geht nicht: dass Sie kritisieren und
selbst Erhöhungen der Standards fordern. Das passt
politisch nicht zusammen. Deshalb werden die
Standards und die Aufgabenzuweisungen für die
Kommunen zu diskutieren sein.

(Beifall bei CDU und FDP)

Präsident Torsten Geerdts:

Für einen weiteren Dreiminutenbeitrag erteile ich
dem Herrn Kollegen Jezewski das Wort.

Heinz-Werner Jezewski [DIE LINKE]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Herr Kalinka, auf diese Diskussion freue ich mich.
Wir sollten sie dann aber auch mit den kommuna-
len Interessenverbänden führen. Ich denke, diese
sind hierzu gefragt.

Eingehen wollte ich aber auf etwas anderes. Wer
über die Finanzsituation der Kommunen redet,
kann das schändliche Abstimmungsverhalten der
schleswig-holsteinischen Mitglieder des Bundesrats
von heute Morgen nicht ausblenden. Die Kollegin-
nen und Kollegen haben dankenswerterweise dar-
auf hingewiesen. Nun müssen wir uns aber auch
klarmachen, was das für die Kommunen bedeutet.
Mittlerweile sickert immer mehr substantiiert
durch, wie wenig das Nichts, das wir als Ausgleich
erhalten, eigentlich ist, und die Kommunen, so habe
ich den Eindruck, bekommen noch etwas weniger
als nichts. Nun müssen wir uns doch einmal an-
schauen, was in den Kommunen geschieht.

Die Kommunen behalten ihre Aufgaben. Diese
werden wir weder kurz- noch mittelfristig abbauen.
Die Kommunen haben aber plötzlich weniger Ein-
nahmen. Sie sind aber schon an der Verschul-
dungsgrenze angelangt und werden sich deswegen
nicht mehr verschulden.

Es gibt eine weitere Möglichkeit, wie die Kommu-
nen die Aufgaben finanzieren können: Die Gebüh-
ren für die Kindertagesstätten werden erhöht wer-
den, die Büchereigebühren werden erhöht werden,
die Gebühren für das Schwimmbad werden erhöht
werden, die Zuschüsse für Sportvereine und Initia-
tiven werden gestrichen werden. Daraufhin passiert
Folgendes: Der Gutverdiener bekommt zwar 20 €
mehr Kindergeld, aber die Kita-Gebühren steigen
um 30 €, die Büchereigebühren um 10 € und die
Gebühren für die Sportvereine um 15 €. Dann hat
er 55 € Mehrausgaben und 20 € Mehreinnahmen
durch das Kindergeld. Das ist das, was Sie als
„mehr Netto vom Brutto“ bezeichnen. Ich glaube,
das werden Ihnen die Wählerinnen und Wähler bei
den nächsten Wahlen mit ihrem Kreuz auf dem
Stimmzettel quittieren.

(Beifall bei der LINKEN - Wolfgang Ku-
bicki [FDP]: Hoffentlich!)
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Präsident Torsten Geerdts:

Für einen weiteren Dreiminutenbeitrag erteile ich
dem Kollegen Günther Hildebrand das Wort.

Günther Hildebrand [FDP]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Auch wenn der Herr Kollege Kalinka sicherlich
recht hat, wenn er sagt, dass man die finanzielle Si-
tuation der einzelnen Kommunen sehr differenziert
betrachten muss - das ist völlig klar; es gibt Kom-
munen, die wirklich sehr schlecht dastehen, aber
durchaus andere, die besser dastehen -, muss man
aber auch nach den Gründen forschen, warum es in
den einzelnen Kommunen zu den jeweiligen Ver-
hältnissen gekommen ist. Dabei werden wir, glaube
ich, insgesamt feststellen – aber darüber sollten wir
uns jetzt nicht streiten -, dass die finanzielle Situa-
tion der Kommunen im Durchschnitt schlecht ist.
Ich denke, darüber brauchen wir uns nicht zu unter-
halten.

Ich kann eines sagen. Das nehmen Sie mir bitte ab.
In meinem Herzen bin ich wirklich Kommunalpoli-
tiker und sehe sehr wohl die Interessen der Kom-
munen, ihre Aufgaben vernünftig wahrnehmen zu
können. Ich gestehe auch - Frau Heinold, Sie haben
vorhin darauf hingewiesen -, dass ich seinerzeit die
Entnahme der 120 Millionen € sehr stark kritisiert
habe. Ich habe in der Legislaturperiode davor ge-
nauso kritisiert, dass Rot-Grün, soweit ich mich er-
innere, 34 Millionen € aus der Finanzausgleichs-
masse entnommen hat. Seinerzeit wurde das bei-
spielsweise damit begründet, dass sich die finanzi-
elle Situation bei den Kommunen besser entwickelt
habe als beim Land. Dann haben wir das gemein-
schaftlich genau nachgerechnet und haben auf ein-
mal festgestellt, dass genau das Gegenteil der Fall
war, dass sich nämlich die finanzielle Situation des
Landes in einem entsprechenden Zeitraum besser
entwickelt hatte. Daraufhin hieß es kurz und bün-
dig: Wenn sich das sachlich im Prinzip nicht recht-
fertigen lässt, dann ist es jetzt eine politische Ent-
scheidung, dass wir die 34 Millionen € aus der Fi-
nanzausgleichsmasse herausnehmen.

Wenn wir jetzt feststellen, dass die finanzielle Si-
tuation der Kommunen schlecht ist, stellt sich wirk-
lich die Frage, welche finanzielle Situation denn
schlechter ist - die des Landes oder die der Kom-
munen. Ich denke, insoweit müssen wir schon ein
wenig abwägen. Ich will mir jetzt darüber noch gar
kein abschließendes Urteil bilden, aber ich finde,
das gehört zu einer sachlichen Aufarbeitung dazu.

(Beifall des Abgeordneten Werner Kalinka
[CDU])

Ich weiß nicht, wie das ausgeht, und ich weiß auch
nicht, ob ich meine Vorstellungen durchsetzen
kann. Aber eines kann ich zumindest versprechen:
dass ich versuche, zu einer gerechten Lösung zu
kommen. Das müssen wir meines Erachtens anstre-
ben.

(Beifall der Abgeordneten Monika Heinold
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Kollege Lars Harms, meines Erachtens ist es ganz
klar, dass die Konnexität hier gilt. Wir müssen im
Einzelnen sehen, wo das Land möglicherweise
Kommunen belastende Entscheidungen trifft. Diese
müssen letztlich ausgeglichen werden. Noch immer
gilt: Wer die Musik bestellt, der muss sie auch be-
zahlen. Das ist ganz klar.

Ich möchte in diesem Zusammenhang nur noch ein-
mal darauf hinweisen: Wir haben seinerzeit in der
Legislaturperiode von 2000 bis 2005 schon einmal
eine Enquetekommission gehabt, die kläglich daran
gescheitert ist, dieses aufzuarbeiten. Wir haben sei-
nerzeit ein sehr gutes Gutachten zum Finanzaus-
gleich von Herrn Professor Kirchhof bekommen.
Das schlummert in den Schubladen sämtlicher
Fraktionen. Das sollten wir hervorholen und im
Einzelnen noch einmal durchlesen, was er seiner-
zeit festgestellt hat.

(Beifall beim SSW und der Abgeordneten
Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN] - Zuruf der Abgeordneten Monika
Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Denn da ist eindeutig festgelegt, dass einige Dinge
so, wie sie jetzt gehandhabt werden, nicht zu hand-
haben sind.

Ich möchte eines zum Finanzausgleich sagen: Das
wird auch zu Unruhe führen. Es ist durch das Bun-
desverfassungsgericht festgestellt worden, dass Fi-
nanzausgleich gut ist und dass die Finanzkraft der
Gemeinden durch den Finanzausgleich angeglichen
werden darf, es darf aber das Ranking zwischen den
einzelnen Kommunen nicht verändert werden, so-
dass finanzschwache Gemeinden durch den Finanz-
ausgleich auf einmal an die Spitze rutschen und
umgekehrt. Ich kann nur schon einmal verraten:
Das würde zu wahnsinnigen Umwälzungen bei der
Verteilung der einzelnen Mittel aus der Finanzaus-
gleichsmasse führen. Ich kann nur sagen: Das ist
das Bohren dicker Bretter, was uns da bevorsteht.
Ich hoffe, dass wir alle zusammen den Mut haben,
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dieses sachlich zu diskutieren und zu gerechten Lö-
sungen zu kommen.

(Beifall bei FDP, CDU, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, SSW und der Abgeordneten Ran-
ka Prante [DIE LINKE])

Präsident Torsten Geerdts:

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich
schließe die Beratung und stelle fest, dass der Be-
richtsantrag in Nummer 1 der Drucksache 17/72
(neu) durch die Berichterstattung der Landesregie-
rung seine Erledigung gefunden hat. Ich lasse dann
noch über den Berichtsantrag in Nummer 2 des An-
trags Drucksache 17/72 (neu) abstimmen, mit dem
ein Bericht zur 6. Tagung des Landtages erbeten
wird. Wer dem so zustimmen will, den bitte ich um
das Handzeichen. - Gegenprobe! - Stimmenthaltun-
gen? - Das haben wir einstimmig so beschlossen.

Dann teile ich Ihnen mit, dass Tagesordnungs-
punkt 10 für heute abgesetzt wird.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 8 auf:

Erste Lesung des Entwurfs eines Gesetzes zur
Änderung des Hochschulgesetzes (HSG)

Gesetzentwurf der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN
Drucksache 17/109

Die Fraktionen sind übereingekommen, heute keine
Aussprache durchzuführen, sondern den Gesetzent-
wurf an den zuständigen Bildungsausschuss zu
überweisen. Ich weise auch darauf hin, dass die
Vereinbarung enthält, dass beim Rücklauf ins Ple-
num eine Aussprache stattfinden wird. Wer so be-
schließen will, den Antrag jetzt an den Ausschuss
zu überweisen, den bitte ich um das Handzeichen. -
Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Das ist ein-
stimmig so beschlossen.

Dann rufe ich Tagesordnungspunkt 19 auf:

Umsetzung des EU-Schulobstprogramms in
Schleswig-Holstein

Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Drucksache 17/80

Antrag der Fraktionen von CDU und FDP
Drucksache 17/141

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Ich
sehe, das ist nicht der Fall. Ich eröffne die Ausspra-

che. Das Wort hat Frau Abgeordnete Dr. Marret
Bohn von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Dr. Marret Bohn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Immer mehr Jungen und Mädchen in
Deutschland leiden an Übergewicht. Das hat uns
vergangene Woche die aktuelle Studie der OECD
bescheinigt. Gesundheitszustand und Ernäh-
rungsverhalten deutscher Kinder geben Anlass zur
Sorge. 15 % der Kinder und Jugendlichen zwi-
schen drei und 17 Jahren sind inzwischen überge-
wichtig, 6,3 % leiden an Adipositas, einem starken
Übergewicht mit einem BMI von mehr als 30 kg/
m². Das hat der Kindergesundheits-Survey des Ro-
bert-Koch-Instituts festgestellt. Er hat gezeigt, dass
arme Kinder häufiger übergewichtig und weniger
gesund sind. Das ist leider auch in Schleswig-Hol-
stein so.

Die Zunahme von Übergewicht und sekundären
Folgekrankheiten wie Bluthochdruck und Diabetes
mellitus Typ II hat weitreichende soziale und öko-
nomische Konsequenzen. Gesundheitsökonomen
haben ausgerechnet, dass für die Behandlung ernäh-
rungsbedingter Krankheiten in Deutschland zwei-
stellige Milliardenbeträge ausgegeben werden.

Obst und Gemüse wirken sich positiv auf die Ge-
sundheit aus.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das ist in der Ernährungsmedizin nachgewiesen.
Kinder und Jugendliche essen zu wenig Obst und
Gemüse. Da sind sich alle Experten einig. Unser
Ernährungsverhalten wird in der frühen Jugend aus-
geprägt - auch das ist nachgewiesen. Das
Schulobstprogramm der EU fördert zusätzlich die
regionale Wirtschaft.

All dies sind gute Gründe, um das Angebot der
Europäischen Union von rund einer halben Milli-
on € für ein Schulobstprogramm in Schleswig-Hol-
stein anzunehmen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der Abgeordneten Ranka Prante [DIE
LINKE] und Anke Spoorendonk [SSW])

Trotzdem hat das Landwirtschaftsministerium Ende
November angekündigt, dass die Landesregierung
dieses Angebot ablehnt.

Warum? Was spricht aus Sicht der Landesregierung
dagegen? - Die bürokratischen Hemmnisse sind zu
hoch. Die Kosten für den Verwaltungsaufwand ste-
hen in keinem Verhältnis zu den Kosten, die für das
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Obst ausgegeben werden. Schleswig-Holstein kann
die Kofinanzierungsmittel nicht aufbringen. Aus
Sicht meiner Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN - das muss ich Ihnen offen sagen - sind diese
Argumente nicht stichhaltig.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und vereinzelt bei SPD und der LINKEN)

Wir sind nicht so blauäugig zu behaupten, es gebe
keine Probleme bei der Umsetzung des Schulobst-
programms. Aber bei Problemen sollten wir nicht
einfach aufgeben. Wir sollten versuchen, diese Pro-
bleme zu lösen.

Bürokratie: Der Verwaltungsaufwand ist mit Si-
cherheit nicht gering, denn die EU erwartet zu
Recht Transparenz und Nachprüfbarkeit. In Schles-
wig-Holstein werden seit Jahrzehnten EU-Förder-
programme durch verschiedene Ministerien in An-
spruch genommen, und die Richtlinien werden ein-
gehalten. Davon gehe ich aus. Hier sind Kompeten-
zen vorhanden, die genutzt werden können.

Aufwand und Nutzen: Das EU-Programm selbst
begrenzt den Anteil der Verwaltungs- und Kommu-
nikationskosten am Gesamtaufkommen des
Schulobstprogramms auf 5 %. Das erscheint mir
nicht zu hoch und offensichtlich schaffen es andere
Bundesländer, in diesem Rahmen zu bleiben.
Warum nicht auch Schleswig-Holstein?

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
der LINKEN sowie der Abgeordneten Wolf-
gang Baasch [SPD] und Dr. Henning Höpp-
ner [SPD])

Nächstes Argument: Kein Geld, das haben wir ge-
rade eben wieder gehört: 500.000 € als Bonuszah-
lung für einen einzelnen Bankmanager, das ist
schnell beschlossen. 400.000 € für gesunde Ernäh-
rung als nachhaltige Investition in die Gesundheit
von Schulkindern, das hält die Landesregierung lei-
der - ich hoffe, noch - nicht für möglich. Wie wol-
len Sie das der Bevölkerung in Schleswig-Holstein
erklären?

(Ursula Sassen [CDU]: Darum geht es nicht!)

- Doch, genau darum geht es!

Die gesunde Ernährung von heute ist die Gesund-
heit von morgen. Darum sollten wir das EU-
Schulobstprogramm auch in Schleswig-Holstein
umsetzen. Die EU hat uns hierzu ein Angebot ge-
macht. Lassen Sie uns diese Chance nutzen, und
stimmen Sie unserem Antrag zu!

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
der LINKEN sowie der Abgeordneten Wolf-

gang Baasch [SPD] und Dr. Henning Höpp-
ner [SPD])

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort für die CDU-Fraktion erteile ich der Frau
Abgeordneten Ursula Sassen.

Ursula Sassen [CDU]:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Zunächst einmal zu Ihnen, Frau Dr. Bohn:
Ich glaube, es muss ein bisschen mehr passieren,
um dem Übergewicht von Kindern zu begegnen,
als dass sie ein- oder zweimal in der Woche einen
Apfel bekommen.

(Beifall bei CDU und FDP)

Das EU-Schulobstprogramm soll einerseits den Ab-
satz von Obst und Gemüse regionaler Herkunft för-
dern und andererseits mangelhafter Ernährung von
Schulkindern entgegenwirken. Die EU stellt pro
Schuljahr 90 Millionen € hierfür bereit. Auf
Deutschland entfallen circa 20 Millionen €, 18 Mil-
lionen müssen von Deutschland beziehungsweise
den Ländern beigesteuert werden. Die Teilnahme
am Programm ist freiwillig.

Das alles klingt gut, und man könnte annehmen,
dass alle Bundesländer vorbehaltlos einer Teilnah-
me am Programm zustimmen würden. Dies ist aber
nicht so. Schleswig-Holstein, Hessen, Sachsen,
Niedersachsen, Berlin sowie Mecklenburg-Vor-
pommern und Bremen beispielsweise wollen sich
nicht an der EU-Initiative beteiligen, und das hat
gute Gründe.

Wer die Absage der Bundesländer anprangert, soll-
te sich näher mit den Durchführungsbestimmun-
gen zur Verordnung beschäftigen. In 16 ausführli-
chen Punkten wird zunächst dargelegt, auf welchen
Grundlagen und Ausführungsbestimmungen das
Schulobstprogramm basiert. Mit dem Erlass der
Verordnungen wird dann in Artikel 1 bis 17 jedes
Detail geregelt. Ich empfehle allen, die sich für die-
ses Programm aussprechen wollen, diese Verord-
nung genau zu lesen.

Ich nenne einige Beispiele: Absatz 2 des Artikel 3:

„Die Strategien der Mitgliedstaaten betreffen
nicht die in Anhang 1 dieser Verordnung auf-
geführten Erzeugnisse. In ordnungsgemäß
begründeten Fällen, etwa wenn ein Mitglied-
staat im Rahmen seines Programms ein breit
gefächertes Sortiment von Erzeugnissen an-
bieten oder sein Programm attraktiver gestal-
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ten will, kann er in seiner Strategie jedoch
vorsehen, dass diese Erzeugnisse beihilfefä-
hig sein können, wenn ihnen nur begrenzte
Mengen der in Anhang 1 aufgeführten Stoffe
zugesetzt werden.“

Artikel 5 Abs. 1 b:

„Werden die Kosten für Transport und Ver-
teilung der unter im Schulobstprogramm fal-
lenden Erzeugnisse getrennt in Rechnung ge-
stellt, so dürfen sie 3 % der Kosten der Er-
zeugnisse nicht übersteigen.“

Werden die Erzeugnisse kostenlos an schulische
Einrichtungen abgegeben, so können die Mitglied-
staaten Rechnungen für Transport und Verteilung
bis zu der in der Strategie des Mitgliedstaats fest
gesetzten Obergrenze akzeptieren.

Artikel 7 macht ausführlich deutlich, welch enorme
Dokumentations- und Nachweispflicht erforder-
lich ist und welchen Kontrollen Antragsteller unter-
liegen. Hier möchte ich Punkt a zitieren:

„Die Zulassung setzt voraus, dass sich der
Antragsteller gegenüber der zuständigen Be-
hörde schriftlich verpflichtet,

a) Erzeugnisse, die aus einem Schulobstpro-
gramm finanziert werden, das im Rahmen
dieser Verordnung eingeführt oder an sie an-
gepasst wurde, zum Verbrauch durch Kinder
seiner schulischen Einrichtung beziehungs-
weise der Einrichtungen, für die er die Bei-
hilfe beantragt, zu verwenden;“

Präsident Torsten Geerdts:

Frau Kollegin, darf ich fragen, ob Sie eine Zwi-
schenfrage zulassen?

Ursula Sassen [CDU]:

Ja, wenn das nicht von der Redezeit abgeht.

(Heiterkeit)

Präsident Torsten Geerdts:

Frau Kollegin Erdmann, Sie haben das Wort.

Anke Erdmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ich mache es auch ganz kurz. Frau
Kollegin, sind Sie auch für die Abschaffung
des AFP, eines EU-Förderprogramms mit un-
glaublich langen Durchführungsverordnun-
gen? Das ist doch das Argument, das Sie
jetzt als maßgeblich anführen.

Ursula Sassen [CDU]:

Warten Sie einmal ab, bis ich zu Ende geredet habe.
Diese unglaubliche Bürokratie ist auch ein Ableh-
nungsgrund. Auch wenn ich Sie jetzt damit lang-
weile, weil Sie diese Verordnung vielleicht nicht
gelesen haben, sollten Sie sich das anhören.

(Zurufe)

Ich komme zu Punkt b:

b) rechtsgrundlos bezahlte Beihilfebeträge
für die betreffenden Mengen zurückzuerstat-
ten, wenn festgestellt wird, dass die Erzeug-
nisse nicht an die in Artikel 2 genannten Kin-
der abgegeben wurden oder dass die Beträge
für Erzeugnisse gezahlt wurden, die gemäß
dieser Verordnung nicht beihilfefähig sind.“

Artikel 12 und 13 befassen sich in 14 Unterpunkten
mit Kontrollen und Sanktionen und machen deut-
lich, wie hoch die bürokratische Hürde ist, wie
zum Beispiel Punkt 12 (1) zeigt:

„Die Mitgliedstaaten überwachen die Umset-
zung ihres Schulobstprogramms einmal jähr-
lich. Die Überwachung stützt sich auf die
Daten, die aus den Verwaltungs- und Kon-
trollverpflichtungen stammen, einschließlich
denen der Artikel 10 und 11. Die Mitglied-
staaten sorgen für die geeignete Struktur und
Form für die regelmäßige Überwachung der
Umsetzung des Programms.“

Ich könnte jeden Artikel aufzählen; alle sind gleich
umständlich.

Die unangemessene Bürokratie wurde von allen ab-
lehnenden Ländern als unzumutbar empfunden und
hat auch uns zur Ablehnung bewogen. Wir wollen,
dass das Geld für Schulobst verwendet wird und
nicht in der Bürokratie des Verwaltungs- und Kon-
trollaufwandes versickert.

(Beifall bei CDU und FDP)

Dieses EU-Schulprogramm erstickt an seiner Büro-
kratie. Die gesunde Ernährung von Kindern in Kin-
dertagesstätten und Schulen ist uns grundsätzlich
ein hohes Anliegen. Dies haben wir auch schon mit
den Initiativen „Kein Kind ohne Mahlzeit“, „Ge-
sunde Ernährung in Kindertagesstätten und
Schulen“ und „Grundversorgung von Kindern“ be-
wiesen.

Wir beantragen, dass die bereits bestehenden Pro-
jekte zur gesunden Ernährung von Kindern opti-
miert, auf ihre Wirksamkeit überprüft werden und
durch ein unbürokratisches Schulobstprogramm
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ergänzt werden. Dazu gibt es bereits Beispiele in
anderen Ländern. Auch in den Kreisen Pinneberg
und Steinburg arbeiten Obstbauern an einem Pro-
gramm, mit dem Grundschüler täglich in den Ge-
nuss eines Apfels kommen.

(Beifall bei der CDU)

Präsident Torsten Geerdts:

Frau Abgeordnete, gestatten Sie noch eine Zwi-
schenfrage?

Ursula Sassen [CDU]:

Ja, bitte.

Antje Jansen [DIE LINKE]: Ich hätte gern
an Sie die Frage gestellt, weil Sie gesagt ha-
ben, die Kinder sollen jetzt mit Obst und Ge-
müse versorgt werden: Legen Sie jetzt ein
Programm auf, und geben Sie Geld dazu,
dass die Kinder jetzt Obst und Gemüse be-
kommen?

- Wir werden anregen, dass zumindest das Geld,
das zusätzlich zur Kofinanzierung von 400.000 €
aufgebracht werden müsste und in den Kontroll-
und Überwachungs- und Strategieaufwand des EU-
Schulobstprogramms fließen würde, eingesetzt
wird, damit es direkt zu den Kindern kommt.

Einen Satz gestatten Sie mir noch. Alle staatliche
Fürsorge kann das erzieherische Engagement der
Eltern nicht ersetzen. Daran müssen wir auch arbei-
ten.

Ich beantrage Zustimmung zu unserem Antrag und
Überweisung an den Sozialausschuss, sodass wir
uns dort mit einem vernünftigen und unbürokrati-
schen Programm für die gesunde Ernährung der
Kinder beschäftigen können.

(Beifall bei CDU und FDP)

Präsident Torsten Geerdts:

Es ist Ausschussüberweisung beantragt worden.
Das Wort hat jetzt aber zunächst der Herr Abgeord-
nete Dr. Henning Höppner von der SPD-Fraktion.

Dr. Henning Höppner [SPD]:

Herr Präsident! Meine Lieben Kolleginnen und
Kollegen! Ich möchte meine Ausführungen auf vier
Punkte beschränken.

Erstens. Ich möchte noch einmal sehr deutlich dar-
auf hinweisen, dass im Jahr 2007 unsere damalige
Jugendministerin Gitta Trauernicht den Kinder-

und Jugend-Aktionsplan vorgestellt hat. Eine
Säule dieses Leitprojektes war, das gesunde Auf-
wachsen zu ermöglichen; so hieß das Leitprojekt.
Zu diesem Komplex gehörte auch das Landespro-
gramm „Offensive gegen Kinderarmut“ mit dem
Projekt „Kein Kind ohne Mahlzeit“. Ich sehe es so,
Kollegin Dr. Bohn, dass auch das Schulobstpro-
gramm eigentlich eine logische Ergänzung dieses
Programms sein kann. Deswegen haben wir sehr
viel dafür übrig, das zu machen.

(Beifall bei der SPD)

Zweitens. Ich glaube, dass man das Thema Kinder-
gesundheit nicht einfach mit dem Argument zu viel
Bürokratie vom Tisch fegen kann. Das scheint mir
ein Argument zu sein, dass im Sinne des Aufwach-
sens von Kindern nicht herangezogen werden darf.
Ich darf nur daran erinnern, dass wir ja auch das
verbindliche Einladungswesen für die Früherken-
nungsuntersuchung im Rahmen des Kinder- und Ju-
gendschutzes eingeführt haben. Auch das hatte bü-
rokratische Folgen. Aber ich glaube, diese Bürokra-
tie ist dann auch richtig angesiedelt.

(Beifall bei SPD und der LINKEN)

Ein dritter Punkt: Ich gehe einmal davon aus, dass
die Idee der Europäischen Union, Obst in die
Schulen zu bringen, sicherlich nicht eine Idee war,
die vorrangig dem Thema Kindergesundheit diente,
sondern im Zusammenhang mit einer erheblichen
Überproduktion von Obst, insbesondere von Äp-
feln, in der Europäischen Union zu verstehen ist.
Mit Sicherheit darf man aus diesen Gründen heraus
auch ein solches Programm der EU als eine Form
von Agrarsubvention bezeichnen. Das, denke ich,
muss man ehrlicherweise sagen. In diesem Zusam-
menhang verstehe ich einfach die Gedanken der re-
gierungstragenden Fraktionen nicht, sind doch
Agrarsubventionen, wenn sie denn gezahlt werden,
wenn sie an die Erzeuger fließen, aus Sicht der
CDU immer etwas Gutes gewesen. Von daher, den-
ke ich, sollte man vielleicht einmal diesen Blick-
winkel aufnehmen und sagen, wenn das so ist, dann
gebt es doch an die Erzeuger. Es ist keine erhebli-
che Größenordnung. In Anbetracht der Gesamt-
menge, die an EU-Agrarsubventionen in unsere
Landwirtschaft fließt, ist das nur ein richtig kleiner
Teil.

Viertens. Meine Fraktion wird dem Antrag der Grü-
nen zustimmen, wobei wir auch den Wunsch haben,
im Zusammenhang mit dem Aspekt der Kinderge-
sundheit natürlich auch die Art der Produktion
dieser Äpfel betrachtet wird. Wir wollen, dass ein
gesundes Obst bei den Kindern ankommt, damit
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das auch einen pädagogischen Wert für die Kinder
hat, damit sie genau wissen, wie ein Apfel an einem
Apfelbaum aufwächst und nicht wie in einer Apfel-
fabrik erzeugt wird. Wir werden also diesem An-
trag zustimmen.

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, der LINKEN und SSW)

Präsident Torsten Geerdts:

Für die FDP-Fraktion erteile ich dem Herrn Kolle-
gen Carsten-Peter Brodersen das Wort.

Carsten-Peter Brodersen [FDP]:

Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Gut gemeint ist noch lange nicht gut gemacht.
Der Antrag der Grünen zum EU-Schulobstpro-
gramm belegt das wieder einmal eindrucksvoll. Es
ist ohne Frage gut gemeint, wenn die Grünen nach
einer Möglichkeit suchen, die gesunde Ernährung
von Schülerinnen und Schülern zu unterstützen.
Dieses Ziel unterstützen wir alle. Nur eignet sich
das EU-Schulobstprogramm für Schleswig-Hol-
stein nicht als eine solche Möglichkeit.

Das hat ohne Frage etwas mit den geringen finanzi-
ellen Möglichkeiten des Landes zu tun, das hat aber
vor allem damit etwas zu tun, dass wir ein staatlich
verordnetes Obstessen ablehnen und dass wir den
immensen bürokratischen Aufwand, der damit
verbunden ist, ebenfalls ablehnen.

(Beifall bei der FDP - Zurufe)

Leider haben die Grünen diese Gesichtspunkte
nicht berücksichtigt. Sie scheinen weder die prakti-
sche Umsetzung des EU-Schulobstprogramms hin-
terfragt zu haben noch die Gegenleistung. Oder
wissen Sie, wie viele Schüler für immerhin
400.000 € Landesmittel Obst erhalten sollen? Da
nützt es wenig, dass Sie sich wenigstens zurückge-
halten haben, Ihren Antrag auf ökologisch angebau-
tes Obst und Gemüse zu beschränken, sondern auch
dem konventionellen Anbau eine Chance geben.
Mir ist das durchaus positiv aufgefallen.

Es macht den Antrag gleichwohl nicht besser, im
Gegenteil: Soweit die Grünen über das EU-
Schulobstprogramm auch die gezielte Förderung
regionaler Absatzmöglichkeiten für landwirt-
schaftliche Produkte im Auge haben, folgt das nicht
der Schwerpunktsetzung des Programms. Eine ver-
steckte Subventionierung für regionale landwirt-
schaftliche Produkte sieht das Programm so nicht
vor.

Bleiben wir also bei der gesunden Ernährung.
Auch unter dieser Prämisse ist der Antrag schlicht-
weg nicht nutzbringend umsetzbar. Tatsächlich ver-
ursacht das EU-Schulobstprogramm einen derart
hohen bürokratischen Aufwand, und das nicht nur
beim Land, sondern auch bei den Schulträgern und
den Schulen. Dieser Aufwand steht in keinem Ver-
hältnis zum Nutzen. Nicht ohne Grund beteiligen
sich nur wenige Bundesländer an dem Programm.

Zum Beispiel bedarf die Auszahlung der EU-Mit-
tel eine vorherige Zulassung der jeweiligen Antrag-
steller. Bei den eigentlichen Antrags-, Bewilli-
gungs- und Auszahlungsverfahren müssen zahlrei-
che Einzelvorschriften beachtet werden, die zu-
dem noch in zusätzlichen Richtlinien und Verord-
nungen geregelt werden müssen.

Es ist weiterhin irreführend anzunehmen, dass
durch das Schulobstprogramm allen Schülern täg-
lich ein Obst- und Gemüseangebot gemacht werden
könnte. Das unterstellt zwar der große Name des
Programms, der Anteil der begünstigten Kinder ist
aber tatsächlich ganz klein. Denn trotz der hohen
Gesamtsumme würde das Geld nur reichen, aus-
schließlich an Kinder in den Grundschulen Obst
zu verteilen, und das auch nur zwei- bis dreimal die
Woche. Das ist fast noch weniger als der berühmte
Tropfen auf dem heißen Stein - wobei ich bezwei-
fele, dass dieser Stein wirklich heiß ist, sprich die
Kinder das angebotene Obst auch mit Heißhunger
essen würden. Oder schmeckt ein Apfel besser, nur
weil er umsonst ist und in der Schule gegessen wer-
den soll?

(Unruhe)

Wir lehnen den Antrag der Grünen daher ab. Statt-
dessen wollen wir bestehende Projekte weiterent-
wickeln und private Initiativen unterstützen. Die
Möglichkeiten sind groß. Das fängt beim Projekt
„Kein Kind ohne Mahlzeit“ an, auch die Kommu-
nen könnten ihre Streuobstwiesen zur Verfügung
stellen, Schulen Schulgärten einrichten und nutzen
nach dem Motto: selbst gepflanzt, selbst gepflegt,
selbst geerntet.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Auch viele private Vereine bieten bereits Möglich-
keiten, den Anbau, die Ernte und den Genuss von
heimischem Obst und Gemüse im wahrsten Sinne
des Wortes zu begreifen. Gesunde Ernährung der
Kinder ist ein wichtiges Thema. Übergewichtigkeit
gepaart mit Vitaminmangel und Bewegungsarmut
sind leider allgegenwärtige Probleme, denen wir
uns stellen müssen. Dazu brauchen wir kein staat-
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lich verordnetes Apfelessen, sondern ganz, ganz
viel Informationen in den Schulen, private Initiati-
ven sowie die Unterstützung der Lehrer und auch
der Eltern.

(Vereinzelter Beifall bei der FDP)

Nur mit verstärktem Engagement vor Ort können
und werden wir erfolgreiche Lösungen finden.

Wir lehnen den Antrag der Fraktion BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN daher ab. Gleichzeitig bieten wir
Ihnen aber die Möglichkeit, unserem Änderungsan-
trag zu folgen, zum Wohle unserer Schülerinnen
und Schüler.

(Beifall bei FDP und CDU)

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort hat Frau Abgeordnete Antje Jansen für
die Fraktion DIE LINKE.

Antje Jansen [DIE LINKE]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Frau
Kollegin Sassen, wissen Sie überhaupt, dass es
Tausende von Kindern in Schleswig-Holstein gibt,
die nicht wissen, wie ein Apfel aussieht, geschwei-
ge denn wie er schmeckt? Wissen Sie, dass es auch
Tausende von Kindern gibt, die nicht wissen, wie
eine Möhre aussieht, wo eine Möhre wächst oder
wie sie entsteht? Das wissen sie nicht. Deshalb ist
das Programm notwendig.

Jetzt zu Herrn Kollegen Höppner: Der Unterschied
beim EU-Programm ist, dass es kostenlos ist,
während bei „Kein Kind ohne Mahlzeit“ die Eltern
dazuzahlen müssen. Es bedeutet für viele Eltern,
gerade von Hartz-IV-Familien, eine große Schwie-
rigkeit, einen Euro pro Mahlzeit dazuzuzahlen. Auf
der anderen Seite ist auch das Verfahren bei „Kein
Kind ohne Mahlzeit“ bürokratisch.

Wir meinen, dass das Schulobstprogramm der EU-
Kommission nicht nur eine gute, sondern eine not-
wendige Idee ist.

(Beifall bei der LINKEN)

Der regelmäßige Verzehr von Obst und Gemüse
vermindert die Gefahr von Erkrankungen und beugt
Übergewicht vor. Kinder, die lernen, viel Obst und
Gemüse zu essen, ernähren sich meist auch als Er-
wachsene gesünder als andere. Deswegen bietet das
Schulobstprogramm einen ganz wichtigen Ansatz.

Das gilt umso mehr, da es heute leider sehr viele
Familien gibt, die sich frisches Obst kaum oder gar
nicht mehr leisten können. Arme Kinder werden

schon mit der Nahrung benachteiligt, oft mit le-
benslangen Folgen. Allen Kindern in Schulen -
vielleicht wäre das auch in Kindergärten notwendig
- regelmäßig frisches Obst zukommen zu lassen, ist
also kein Luxus und auch kein staatliches Verord-
nen, sondern eine überaus sinnvolle Investition in
die Zukunft junger Menschen.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir als Politik sind auch verantwortlich für eine ge-
sunde Ernährung der Kinder und Jugendlichen.
Das können wir nicht nur privaten Vereinen, Initia-
tiven oder nur den Eltern überlassen, sondern wir
sind dafür verantwortlich, dass sie gesund aufwach-
sen und kein Übergewicht haben.

(Beifall bei der LINKEN)

Da können wir nicht die privaten Vereine und In-
itiativen allein stehen lassen, sonst müssten Sie ja
auch wesentlich mehr Geld in die Vereine und Ver-
bände hineingeben, damit sie es überhaupt leisten
können, dieses Programm durchzuführen.

(Zurufe)

Die Produkte sollen laut EU der jeweiligen Jahres-
zeit entsprechen, wenn möglich vor Ort erzeugt
werden und aus ökologischem Anbau stammen. In
einer Presseerklärung des Europäischen Parla-
ments heißt es:

„Anhand objektiver Kriterien bevorzugen die
Mitgliedstaaten bei der Durchführung des
Programms traditionelles Obst und Gemüse
aus lokaler Erzeugung und fördern landwirt-
schaftliche Kleinbetriebe.“

Das EU-Parlament stimmte mit überwiegender
Mehrheit für das Programm. Der zuständige Be-
richterstatter, der Däne Niels Busk, zeigte sich in-
haltlich voll des Lobes. Er gehört zur EVP, also zur
selben Fraktion wie die deutschen Abgeordneten
der Union. Doch was macht die Union hier, wo dar-
über entschieden wird, ob den Kindern tatsächlich
gesunde Ernährung an den Schulen zuteil wird? -
Sie verweigert sich. Sie lehnt das Programm ab.

Meine Damen und Herren, inhaltlich ist das nicht
zu rechtfertigen und nicht zu begründen, also versu-
chen Sie es auch gar nicht. Stattdessen bemängeln
Sie die Kosten sowie die Verwaltungs- und
Durchführungsbestimmungen. Es ist keine Frage:
Die EU-Bürokratie kann sich in der gelebten Praxis
in der Tat immer wieder als ziemliches Monstrum
präsentieren - das gebe ich zu -, aber tun Sie doch
bitte nicht so, als könnten andere Behörden auch
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unseres Landes nicht auch viele Hürden und büro-
kratische Verfahren auf den Weg bringen!

(Zurufe)

An die CDU gerichtet frage ich: Sollte nicht Ihr
Unionsfreund Edmund Stoiber seit Jahren die EU
entbürokratisieren? Wollen sie nun auf dem Weg
des Schulobstprogramms Stoibers erneutes Schei-
tern dokumentieren? - Da werden wir Ihnen natür-
lich nicht widersprechen.

Präsident Torsten Geerdts:

Frau Abgeordnete, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge der Frau Abgeordneten Ursula Sassen?

Antje Jansen [DIE LINKE]:

Ja, kann ich machen.

Ursula Sassen [CDU]: Frau Kollegin, haben
Sie sich einmal mit Berlin kurzgeschlossen
und gefragt, welche Gründe da vorliegen? Da
müsste man Ihnen doch besonders naheste-
hen.

(Zurufe)

- Unsere Fraktion im Bundestag - -

(Zurufe: In Berlin! Im Abgeordnetenhaus!)

- Okay, jede Landesregierung, auch unsere Landes-
regierung entscheidet anders. Ich finde es natürlich
nicht positiv, wenn unsere LINKEN in Berlin dem
nicht zustimmen.

(Zurufe)

Das können wir aber nicht auf Schleswig-Holstein
übertragen. Bundesländer, in denen Sie an der Re-
gierung sind, führen das Schulobstprogramm ja
auch durch. Es gibt hier unterschiedliche politische
Vorgehensweisen.

(Dr. Christian von Boetticher [CDU]: Wir
schicken die Rede nach Berlin! - Weitere Zu-
rufe)

Wir haben entschieden etwas dagegen, wenn Sie
dies auf Kosten der Kinder und Landwirte tun.

Was die Kosten angeht, hat sich das EU-Parlament
für eine deutliche Aufstockung der Mittel aus
Brüssel ausgesprochen. Alle Parteien sind aufgeru-
fen, das EU-Parlament in seinem Bestreben zu un-
terstützen.

Tun Sie bitte nicht so, als ginge es Ihnen tatsächlich
ums Geld! Es geht um sage und schreibe 400.000 €
und somit ganz sicherlich nicht um die finanzielle

Handlungsunfähigkeit Schleswig-Holsteins. Alle
Menschen im Land wissen, dass die Landespolitik
in jüngerer Vergangenheit sehr viel mehr Geld
sinnlos verschleudert hat. Sehen sie nur das Bei-
spiel HSH Nordbank, da war das Geld da, aber jetzt
für kostenloses Obst und Gemüse oder für die Un-
terstützung des EU-Programms ist es nicht da. Nut-
zen wir also die sinnvolle Idee der EU im Interesse
der Kinder Schleswig-Holsteins!

Doch eines geht gar nicht: Mit Argumenten, die den
Menschen im Land nicht zu vermitteln sind, darf
ein sinnvolles Programm nicht aus der Hüfte heraus
torpediert werden. Deswegen stimmen wir dem An-
trag der Grünen zu.

(Beifall bei der LINKEN)

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort hat die Vorsitzende der SSW-Fraktion,
Frau Abgeordnete Anke Spoorendonk.

Anke Spoorendonk [SSW]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Dass zu viele Kinder zu dick sind und sich viel zu
wenig bewegen, ist mittlerweile hinlänglich er-
forscht. Erkenntnisprobleme gibt es also nicht,
wenn es darum geht, die Zunahme von Fettleibig-
keit bei Kindern zu analysieren und Handlungsan-
sätze aufzuzeigen. Neu ist auch nicht, dass ein er-
höhter Konsum von Obst und Gemüse bei der Be-
kämpfung dieser Fettleibigkeit bei Kindern und Ju-
gendlichen eine wichtige Rolle spielt, weil dadurch
die Energiedichte - so las ich, sprich die Kalorien-
menge - der Nahrung gesenkt wird. Zusätzlich sind
Obst und Gemüse wichtige Faktoren bei der Vor-
beugung gegen Herz-Kreislauferkrankungen, Krebs
und Diabetes.

Dies alles schien auch der Hintergrund dafür zu
sein, dass sich der Rat der EU-Landwirtschaftsmi-
nister im November 2008 über den Vorschlag der
Kommission einigte, ein europaweites Programm
für die Abgabe von Obst und Gemüse an Schulkin-
der aufzulegen. So weit, so gut, könnte man nun-
mehr sagen. In Deutschland führte dieses EU-
Schulobstprogramm aber zu einem hausgemach-
ten Bund-Länder-Streit, der teils als typisches
Kompetenzgerangel zwischen Bund und Ländern
abgetan werden kann, teils mit konkreten Finanzie-
rungsfragen zusammenhängt.

Während der Bund davon ausging, dass das
Schulobstprogramm ein Ausdruck der Schulpolitik
ist und damit die Länder zuständig sind, gingen die
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Länder davon aus, dass es sich um Landwirtschafts-
und Gesundheitspolitik handelt, es also in die Ver-
antwortung des Bundes fällt. Anfang September
diesen Jahres wurde dann der Vermittlungsaus-
schuss eingeschaltet. Letztlich knickte jedoch der
Bundesrat ein, sodass mit Mehrheit beschlossen
wurde, gegen den Gesetzesbeschluss des Bundes-
tags keinen Einspruch einzulegen. Soll heißen: Je-
des Bundesland entscheidet in eigener Verantwor-
tung, ob es das EU-Schulobstprogramm umsetzen
will oder nicht.

Losgelöst von diesem konkreten Sachverhalt,
macht das Gerangel um das genannte EU- Pro-
gramm deutlich, was geschieht, wenn der Bund die
Belange der Länder nicht ernst nimmt. Denn Fakt
ist, dass die Brüsseler Initiative von der Agrarkom-
missarin Mariann Fischer Boel ausging.

Es wird nicht das letzte EU-Programm sein, das
von seiner Zielsetzung her nicht einem bestimmten
politischen Bereich zuzuordnen ist und dass über-
geordnete gesellschaftliche Probleme durch konkre-
te Maßnahmen lösen oder angehen will. Daran ist ja
auch nichts Verwerfliches.

Für den SSW sage ich aber: Die Schlussfolgerung
dieses Sachverhaltes muss lauten, dass solche Maß-
nahmen dann auch der ganzen Zielgruppe zugute
kommen müssen. Konkret gesprochen sollten alle
Schulkinder in Deutschland die Chance haben,
Obst und Gemüse näher kennenzulernen und sich
gesünder zu ernähren. Dass dies mit dem Beschluss
des Bundestags nicht möglich sein wird, das ist der
eigentliche Skandal,

(Beifall beim SSW)

zumal wir alle über den Mehrwertsteueranteil an
der Finanzierung solcher EU-Programme teilhaben.
Das sind ja keine Geschenke der EU, sondern dass
ist letztlich unser Geld. Hinzu kommt, dass das Pro-
gramm ausdrücklich eine nationale Strategie vor-
aussetzt. Das steht so in der Programmvorlage.

Die Folge dieses Zuständigkeitsgerangels ist, dass
sich bislang nur sieben Bundesländer an dem
Schulobst-Programm der EU beteiligen. Bremen
und Mecklenburg-Vorpommern wollen eigene Pro-
gramme auflegen, während Schleswig-Holstein zu
denjenigen Ländern gehört, die das Programm nicht
umsetzen wollen. Als Begründung gibt das Land-
wirtschaftsministerium die unverhältnismäßig ho-
hen Verwaltungskosten und den Kontrollaufwand
an. Die Einwände des Ministeriums wollen wir na-
türlich nicht einfach von der Hand weisen. Den-
noch bleibt zu klären, wieso dieser Aufwand in an-

deren Bundesländern anders gesehen wird als in
Schleswig-Holstein.

(Vereinzelter Beifall bei SSW, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und der LINKEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, eigentlich hatte
ich mir vorgenommen, dafür zu werben, beide An-
träge noch einmal im Ausschuss zu beraten, um zu
sehen, ob man nicht doch noch einen gemeinsamen
Antrag zurechtbasteln könnte. Sie kennen mich und
wissen, dass ich das immer gern versuche. Aber ich
muss sagen, so wie die Debatte gelaufen ist, sehe
ich diese Gemeinsamkeit nicht. Deshalb sage ich
klar und deutlich für den SSW: Der Antrag der re-
gierungstragenden Faktionen hilft uns nicht weiter.

(Beifall bei SSW, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der LINKEN)

Er schreibt nur fest, was Status quo ist. Deshalb
werden wir dem Antrag von BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN zustimmen.

(Beifall bei SSW, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der LINKEN - Unruhe)

- Ja, das ist in Ordnung.

Aber ich möchte noch eines sagen: Ich habe ganz
bewusst versucht, ein paar andere Aspekte mit ein-
zubringen.

(Glocke des Präsidenten)

Ich denke mir, vor dem Hintergrund kommender
Programme, die mit Schulpolitik zu tun haben wer-
den und auch mit Gesundheitspolitik, ist es an der
Zeit, dass wir uns auch noch einmal damit beschäf-
tigen. Vielleicht sollte das der Europaausschuss ein-
mal tun.

(Beifall bei SSW, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der LINKEN)

Präsident Torsten Geerdts:

Mir liegt noch eine Wortmeldung zu einem Dreimi-
nutenbeitrag vor. Das Wort hat Frau Kollegin
Dr. Marret Bohn.

Dr. Marret Bohn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ich bleibe dabei: Wo die Bürokratie bei einer guten
Sache im Wege steht, wäre es Aufgabe der Politik,
sie zur Seite zu räumen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SSW und vereinzelt bei der LINKEN)
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Die Argumente Bürokratie und Kofinanzierung
sind vorgeschoben.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der Abgeordneten Serpil Midyatli
[SPD])

Herr von Boetticher, ich zitiere das CDU-Mitglied,
den Parlamentarischen Staatssekretär, Herrn
Dr. Müller, aus dem Bundeslandwirtschaftsministe-
rium.

(Dr. Christian von Boetticher [CDU]: Aus
Bayern!)

- Aus Bayern, auch schön. Ist der gerade befördert
worden?

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Nein, aber der ist
von der CSU, nicht von der CDU!)

- Auch schön. Jetzt noch einmal zu den Bundeslän-
dern. Können wir noch einmal zu Schleswig-Hol-
stein zurückkommen? Es wäre schön, wenn wir
weiter über Schleswig-Holstein im Vergleich zu an-
deren Bundesländern reden könnten.

Gestern ist angeführt worden, Schritt für Schritt,
und dann kommen wir auch ans Ziel. Ich denke, es
wäre ganz schön, wenn wir hier bei einem Thema,
was doch offensichtlich gesamtgesellschaftlich ein
gemeinsames Interesse ist, einmal zur Kenntnis
nehmen, dass andere Bundesländer nicht so eine
große Angst vor der Bürokratie haben.

(Vereinzelter Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, der LINKEN und SSW)

Die Bundesländer Nordrhein-Westfalen, Baden-
Württemberg, Bayern, Saarland, Rheinland-Pfalz
und Hamburg wollen das EU-Schulobstprogramm
umsetzen oder machen es schon. In einigen Kom-
munen gibt es gute Eigeninitiativen. Ich hoffe, dass
die weitergeführt werden. Wir haben vorhin gehört,
wie schlecht die finanzielle Situation der Kommu-
nen ist.

(Unruhe)

Präsident Torsten Geerdts:

Frau Abgeordnete, gestatten Sie gleich noch eine
Zwischenfrage der Frau Abgeordneten Ursula Sas-
sen?

Dr. Marret Bohn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Ehrlich gesagt, nicht.

(Beifall bei der LINKEN)

Präsident Torsten Geerdts:

Dann ist das ein Nein.

Dr. Marret Bohn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Ich möchte Sie auch auffordern, Ihrem eigenen An-
trag nicht zuzustimmen.

(Beifall und Heiterkeit)

Denn wenn Sie das tun, liebe Kolleginnen und Kol-
legen, dann ist die Möglichkeit, vielleicht doch
noch im Ausschuss die 400.000 € für Schleswig-
Holstein zu sichern, endgültig verloren. Das wäre
sehr schade.

Unsere Fraktion hat zu einer Firma Kontakt, die
sich mit EU-Kontakten auskennt. Sie hat uns zuge-
sagt, dass sie die Kriterien, die Verwaltungskosten
unter 5 % zu halten, einhalten kann.

(Hartmut Hamerich [CDU]: Sie müssen so
etwas ausschreiben!)

- Ja, das heißt aber, dass es auf jeden Fall schon
einmal eine Firma gibt, die das kann.

(Hartmut Hamerich [CDU]: Lobbyismus!)

- Ich hätte von Ihnen erwartet - der Herr dahinten
mit der hübschen Krawatte -,

(Heiterkeit)

dass Sie sich konstruktiv an dieser Debatte beteili-
gen, denn das Thema ist mir sehr ernst. Das kann
ich nicht anders sagen.

(Unruhe)

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort hat die Kollegin Dr. Marret Bohn.

(Zuruf: Sagen Sie doch einmal etwas zu sei-
nem Gesicht!)

Dr. Marret Bohn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Ich möchte nicht unhöflich sein.

(Heiterkeit und Beifall)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, sagen möchte ich,
dass wir versuchen, im Ausschuss eine Lösung zu
finden.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SPD, der LINKEN und SSW)
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Präsident Torsten Geerdts:

Für die Landesregierung erteile ich der Ministerin
für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume,
Frau Dr. Rumpf, das Wort.

Dr. Juliane Rumpf, Ministerin für Landwirtschaft,
Umwelt und ländliche Räume:

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten
Damen und Herren! Zu Beginn möchte ich eines
klarstellen: die Einführung des EU-Schulobstpro-
gramms zum zweiten Schulhalbjahr 2009/10 ist un-
abhängig von der Frage der Finanzierung ausge-
schlossen; denn erst mit der Verabschiedung des
Schulobstgesetzes auf Bundesebene Ende Septem-
ber 2009 wurden die notwendigen rechtlichen
Voraussetzungen für die Einführung des
Schulobstprogramms in den Ländern geschaffen.
Zu diesem Zeitpunkt war die Anmeldefrist für die
Teilnahme im Schuljahr 2009/10 bereits seit vier
Monaten abgelaufen.

Die Landesregierung hat aber sofort nach Verab-
schiedung des Gesetzes die Möglichkeiten der
Umsetzung des EU-Schulobstprogramms im
Schuljahr 2010/11 eingehend geprüft. Zudem haben
wir eine interministerielle Arbeitsgruppe gemein-
sam mit dem Bildungsministerium, dem Sozialmi-
nisterium und der Landwirtschaftskammer unter
Federführung meines Hauses eingerichtet. Wir ha-
ben uns in mehreren Sitzungen intensiv mit den
EU-Bestimmungen und den daraus resultierenden
Auflagen für die Verwaltung, für die potenziellen
Lieferanten von Obst für die Schulen auseinander-
gesetzt. Das Ergebnis war ernüchternd.

Die Umsetzung des Programms ist nicht nur kom-
pliziert, sondern auch teuer. Von den 400.000 €
EU-Mitteln müssten neben dem Obst und Gemüse
für Kinder auch die Kosten für die Evaluierungs-
und Begleitprogramme in Höhe von rund 50.000 €
bezahlt werden. Ferner zeigte sich sehr schnell,
dass der hohe Verwaltungs- und Kontrollaufwand
zusätzliche Kosten in Höhe von rund 300.000 €
verursachen würde, die das Land zu tragen hätte.
Außerdem würden die 400.000 € für die Kofinan-
zierung und 16.000 € Mehrwertsteuer anfallen.

Präsident Torsten Geerdts:

Frau Ministerin, gestatten Sie eine Zwischenfrage
des Herrn Abgeordneten Schippels?

Dr. Juliane Rumpf, Ministerin für Landwirtschaft,
Umwelt und ländliche Räume:

Ja.

Ulrich Schippels [DIE LINKE]: Frau Minis-
terin, wir wollten auch einen solchen Antrag
zur vergangenen Tagung einreichen. Dabei
haben wir gegoogelt und mussten feststellen,
dass die Bundesregierung mitgeteilt hat, dass
sich Schleswig-Holstein am Schulobstpro-
gramm beteiligt. Deshalb haben wir den An-
trag dann nicht mehr gestellt. Wissen Sie,
wie es zu dieser Fehlinformation der Bundes-
regierung beziehungsweise der Ministerin
kommt?

- Wir haben ihn vorsorglich angemeldet, während
wir das Programm noch geprüft haben, damit wir
kein Präjudiz schaffen. Ich denke, dass sich das
auch so gehört. Wir können das Ergebnis schließ-
lich nicht der Prüfung vorwegnehmen.

(Beifall bei CDU und FDP)

Noch einmal zu den Kosten: Das heißt, um
400.000 € EU-Mittel zu erhalten, müsste der Lan-
deshaushalt mit rund 760.000 € belastet werden,
dies bei aus unserer Sicht minimalem Effekt.

Deutlich wird das Missverhältnis zwischen Auf-
wand und Nutzen des EU-Schulobstprogramms
nicht nur an den aus unserer Sicht völlig überzoge-
nen Anforderungen für Verwaltung und Kontrolle.
Bei näherem Hinsehen zeigt es sich auch, dass mit
dem vermeintlich großzügig ausgestatteten Pro-
gramm nur ein Bruchteil der sechs- bis zehnjähri-
gen Schülerinnen und Schüler erreicht werden
könnte. Selbst bei einer Begrenzung des Pro-
gramms ausschließlich auf Grundschulen stünden
im Jahr nur etwa 7,50 € pro Schulkind zur Verfü-
gung, ein Betrag, der nach unseren Berechnungen
für die Kinder lediglich an jedem zehnten Schultag
eine Portion Obst und Gemüse ermögliche.

(Zuruf von der LINKEN: Immerhin!)

Ob eine Beschränkung auf regionale und saisona-
le Produkte - wie im Antrag gefordert - wettbe-
werbsrechtlich zulässig ist, wird derzeit vom Bun-
desernährungsministerium geprüft. Sollte eine sol-
che Maßnahme zulässig sein und angewendet wer-
den, müsste auch dies wieder mit erheblichem Auf-
wand kontrolliert werden.

Meine Damen und Herren, aus diesen Gründen hat
die Landesregierung nach sorgfältiger Abwägung
des Für und Wider die Entscheidung getroffen, das
EU-Schulobstprogramm nicht umzusetzen. Eine
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Reihe von Bundesländern sieht es genauso, wie wir
es sehen. Wir sind uns durchaus bewusst, dass wir
uns damit der Kritik vieler wohlmeinender, aber
leider auch unzureichend informierter Bürgerinnen
und Bürger aussetzen.

In Zeiten knapper Kassen und der dringenden Not-
wendigkeit, Personal einzusparen, ist es jedoch
nicht zu verantworten, neue Programme mit hohen
Kosten und geringer Effektivität zu initiieren.

(Beifall bei CDU und FDP - Zuruf von
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Aber neue
Beauftragte schaffen!)

Wir dürfen auch nicht jedem Programm hinterher-
laufen, sondern müssen die knappen Ressourcen
viel effizienter und wirkungsvoller einsetzen.

In diesem Sinne werden wir uns weiterhin für eine
gesunde Ernährung unserer Kinder engagieren und
die erfolgreiche Arbeit zur Ernährungs- und Ge-
sundheitserziehung in den Schulen fortsetzen. Das
Netzwerk Ernährung, das übrigens im Jahr 2002
von der damaligen Gesundheitsministerin gestartet
wurde, mit den Modulen der Ernährungsinformati-
on, Verbesserung des Bewegungsverhaltens und
Verhaltenstraining wird ständig erweitert und aus-
gebaut. Es bietet aus meiner Sicht mindestens zehn
Bausteine, die mit den Zielen des Schulobstpro-
gramms übereinstimmen. Insofern begrüße ich den
Antrag von CDU und FDP, der an diese bestehen-
den Maßnahmen anknüpft.

Es gibt viele Wege, unsere Kinder an eine gesunde
Ernährung heranzuführen. Es gibt zahlreiche privat
organisierte Initiativen für eine Obst- und Gemüse-
versorgung an unseren Schulen. Viele Eltern und
Obstbauern unterstützen dies mit einem großen
Einsatz. Eventuell kommen neue Initiativen, wie
beispielsweise die Initiative der Landfrauen, künf-
tig hinzu. Für das geleistete Engagement danke ich
allen Beteiligten ausdrücklich.

(Beifall bei CDU und FDP)

Das EU-Schulobstprogramm hätte eine sinnvolle
und ergänzende Hilfe sein können, wenn es nicht
mit diesem überbordenden Bürokratie- und unver-
hältnismäßig hohen Verwaltungs- und Kontrollauf-
wand verbunden wäre.

(Beifall bei CDU und FDP)

Präsident Torsten Geerdts:

Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Ich
schließe die Beratung.

Es ist beantragt worden, die Anträge Drucksachen
17/80 und 17/141 federführend an den Bildungs-
ausschuss und mitberatend an den Europaausschuss
zu überweisen. Ist die Überweisung an weitere
Ausschüsse gewünscht? - Das ist nicht der Fall.
Wer so beschließen möchte, den bitte ich um das
Handzeichen. - Gegenprobe! - Stimmenthaltungen?

(Zurufe)

- Wir wiederholen die Abstimmung, weil das für
uns nicht deutlich war. - Jetzt hat sich Frau Sassen
zur Geschäftsordnung gemeldet.

Ursula Sassen [CDU]:

Ich bin mir ganz sicher, es so formuliert zu haben,
dass wir die Ministerin in der Ablehnung dieses
Programms unterstützen. Deshalb betrachte ich es
als selbstverständlich, dass wir den Antrag von
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ablehnen. Nur unser
Antrag sollte an den Ausschuss überwiesen werden.

Präsident Torsten Geerdts:

Zunächst einmal sind Anträge gestellt worden, die
Vorlagen zu überweisen. Darüber stimmen wir jetzt
ab.

(Zurufe)

Der Antrag, beide Anträge zu überweisen, liegt mir
vor. Das machen wir zuerst. Wenn diese Aus-
schussüberweisung nicht erfolgen sollte, kommen
wir zu den nächsten Schritten.

Wer der Überweisung der beiden eben diskutierten
Anträge seine Zustimmung geben möchte, den bitte
ich um ein Handzeichen.

(Zuruf: Geht doch!)

Die Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Dann ha-
ben wir beide Anträge einvernehmlich an die Aus-
schüsse überwiesen.

(Beifall bei der SPD)

Damit schließe ich diesen Tagesordnungspunkt ab.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 20 auf:

UNESCO-Weltnaturerbe Wattenmeer

Antrag der Fraktionen BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, CDU, SPD, FDP, DIE LINKE und SSW
Drucksache 17/81 (neu)

Änderungsantrag der Fraktion der SPD
Drucksache 17/139
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Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. Bevor wir
zur Abstimmung kommen, frage ich die Fraktion
der SPD, ob sich der Änderungsantrag Drucksache
17/139 durch die Mitantragstellung zum Antrag
Drucksache 17/81 (neu) erledigt hat.

(Zuruf von der SPD: Das ist so!)

- Das ist der Fall. Ich schlage vor, über den Antrag
mit einer Änderung in Nummer 4 in der Sache ab-
zustimmen. Unter Nummer 4 muss die Nummer 2
durch die Nummer 3 ersetzt werden.

Wer dem Antrag Drucksache 17/81 (neu) mit dieser
Änderung zustimmen will, den bitte ich um das
Handzeichen. - Die Gegenprobe! - Stimmenthaltun-
gen? - Damit ist der Antrag in der geänderten Fas-
sung einstimmig angenommen worden.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 31 auf:

Innenministerkonferenz

Antrag der Fraktion des SSW
Drucksache 17/103

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall. Eine Aussprache ist nicht vorge-
sehen. Ich schlage vor, den Antrag Drucksache
17/103 an den Innen- und Rechtsausschuss zu über-
weisen. Wer so beschließen will, den bitte ich um
das Handzeichen. - Die Gegenprobe! - Stimment-
haltungen? - Dann ist das so beschlossen.

Dann rufe ich Tagesordnungspunkt 5 auf:

Zweite Lesung des Entwurfs eines Gesetzes zur
Änderung des Denkmalschutzgesetzes

Gesetzentwurf der Fraktionen von CDU und FDP
Drucksache 17/106

Bericht und Beschlussempfehlung des Bildungsaus-
schusses
Drucksache 17/148

Ich erteile das Wort der Berichterstatterin des Bil-
dungsausschusses, der Frau Abgeordneten Susanne
Herold.

Susanne Herold [CDU]:

Aus zeitökonomischen Gründen lese ich nur den
letzten Absatz vor:

„Im Einvernehmen mit dem an der Beratung
beteiligten Innen- und Rechtsausschuss emp-
fiehlt der Bildungsausschuss dem Landtag
bei Enthaltung der Fraktion DIE LINKE, den

Gesetzentwurf Drucksache 17/106 unverän-
dert anzunehmen.“

Präsident Torsten Geerdts:

Ich danke der Berichterstatterin. Wortmeldungen
zum Bericht liegen nicht vor. Eine Aussprache ist
nicht vorgesehen.

Der Ausschuss empfiehlt die unveränderte Annah-
me des Gesetzentwurfs Drucksache 17/106. Wer so
beschließen will, den bitte ich um das Handzeichen.
- Die Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Das ist
einstimmig so beschlossen.

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 11 und 35 auf:

Gemeinsame Beratung

a) Wahl von Mitgliedern des Parlamentarischen
Kontrollgremiums

Wahlvorschlag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN
Drucksache 17/61

Wahlvorschlag der Fraktion der FDP
Drucksache 17/105

Wahlvorschlag der Fraktion CDU
Drucksache 17/115

Wahlvorschlag der Fraktion SPD
Drucksache 17/126

Wahlvorschlag der Fraktion des SSW
Drucksache 17/129

Wahlvorschlag der Fraktion DIE LINKE
Drucksache 17/132

b) Einsetzung des Parlamentarischen Kontroll-
gremiums gemäß § 26 Abs. 2 des Gesetzes
über den Verfassungsschutz im Land Schles-
wig-Holstein (Landesverfassungsschutzgesetz
- LVerfSchG)

Antrag der Fraktionen von CDU, SPD, FDP,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und des SSW
Drucksache 17/116

Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. Ich lasse zu-
nächst über den Einsetzungsantrag für das Parla-
mentarische Kontrollgremium, Drucksache 17/116,
abstimmen. Wer zustimmen will, den bitte ich um
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das Handzeichen. - Die Gegenprobe! - Stimment-
haltungen? - Das ist einstimmig so beschlossen.

Wir kommen dann zur Abstimmung über die einge-
reichten Wahlvorschläge. Ich gehe von Ihrem Ein-
verständnis aus, dass wir über die Wahlvorschläge
gemeinsam abstimmen. Zugleich schlage ich Ihnen
hierfür eine offene Abstimmung vor. - Widerspruch
höre ich nicht. Dann werden wir so verfahren.

Ich lasse über die vorliegenden Wahlvorschläge ge-
meinsam abstimmen. Wer zustimmen will, den bit-
te ich um das Handzeichen. - Die Gegenprobe! -
Stimmenthaltungen? - Das ist einstimmig so be-
schlossen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 38 B auf:

Grundsätze für die Behandlung von Immuni-
tätsangelegenheiten

Antrag der Fraktionen von CDU, SPD, FDP,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, DIE LINKE und
SSW
Drucksache 17/140

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Ich
sehe, das ist nicht der Fall. Eine Aussprache ist
nicht vorgesehen. Ich schlage vor, über den Antrag
in der Sache abzustimmen. Wer zustimmen will,
den bitte ich um das Handzeichen. - Die Gegenpro-
be! - Stimmenthaltungen? - Das ist einstimmig so
beschlossen.

Ich rufe jetzt auf:

Sammeldrucksache über Vorlagen gemäß § 63
Abs. 1 a der Geschäftsordnung des Schleswig-
Holsteinischen Landtags

Drucksache 17/131

Wir werden über die Punkte der Tagesordnung, für
die eine Aussprache nicht vorgesehen ist, eine Ge-
samtabstimmung durchführen. Ich weise darauf hin,
dass der Antrag zu Tagesordnungspunkt 34, „Re-

form der EU-Strukturfonds“, Drucksache 17/111,
mit der Maßgabe zur Abstimmung gestellt wird,
dass eine Berichterstattung der Landesregierung
nicht für die vierte, sondern für die sechste Tagung
vorgesehen wird.

Voraussetzung für die Gesamtabstimmung ist, dass
keine Abgeordnete oder kein Abgeordneter wider-
spricht. - Das ist auch nicht der Fall.

Die Tagesordnungspunkte mit den entsprechenden
Voten der Ausschüsse und der Fraktionen entneh-
men Sie bitte der vorliegenden Sammeldrucksache.

Kommen wir zur Abstimmung. Wer mit der Über-
nahme der Empfehlungen entsprechend der Sam-
meldrucksache 17/131 einschließlich der Änderung
zu Tagesordnungspunkt 34 einverstanden ist, den
bitte ich um das Handzeichen. - Die Gegenprobe! -
Stimmenthaltungen? - Das ist einstimmig so be-
schlossen.

Damit sind wir am Ende der Tagesordnung ange-
langt. Ich darf darauf hinweisen, dass die nächste
Landtagstagung am 27. Januar 2010 beginnen wird.
Ich darf weiter darauf hinweisen, dass der Gang
zwischen dem Landeshaus und der Tiefgarage ge-
sperrt ist; Sie müssen also außen herum gehen.
Aber dann kommen wir alle auch noch einmal am
Friedenslicht vorbei.

Ich wünsche Ihnen an dieser Stelle auch im Namen
aller Landtagsvizepräsidentinnen und des Präsidi-
ums ein frohes und gesegnetes Weihnachtsfest, ein
paar ruhige Tage mit ganz vielen netten Menschen
in Ihrer Umgebung und einen guten Rutsch in ein
gesundes und fröhliches Jahr 2010.

Die Sitzung ist geschlossen.

(Beifall)

Schluss: 15:38 Uhr

526 Schleswig-Holsteinischer Landtag (17. WP) - 7. Sitzung - Freitag, 18. Dezember 2009

(Präsident Torsten Geerdts)

Herausgegeben vom Präsidenten des Schleswig-Holsteinischen Landtags - Stenographischer Dienst und Ausschussdienst

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=lisshfl.txt&id=fastlink&pass=&search=DID=K-46655&format=WEBVORGLFL
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=lisshfl.txt&id=fastlink&pass=&search=DID=K-46579&format=WEBVORGLFL

